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Protokolls
der

V0rd6i'àUt1K8l<0MM!88i0pî c>68 V6»'flì83Ul1A8N!ìt!l68.

Zweite 8àuiiK.

IVlollta.^ âsn s. l^ovLrnvsr 1833,

Vormittags 0 vbr,
im äussern Ltandesratbbause iu Bern.

Unter dom Vorsitx des Herrn blationalratl»

Beim keblen mit Untsebuldigung:
vie Herren Vtlolìer, IVsr/og, Bitsebard und IVilli.

Herr Präsident 7?r«âîer beisst die Vnwesendoll
willkommen und bemerkt,, er werde, wenn keine vin-
spraebe erfolge, ^eweilen von seinem Litso nus sieb
an den Verhandlungen betbeiligen, wie diess bei
Ivommissionssitöungen üblieb sei,

va die Versammlung diess stillschweigend go-
nebmigt, gebt man über ^um vraktandum des boutigen
vages:

>. Stimmrookt, Wäblbarkoit, Lintboilung dos Staats-
gobîotos.

Herr vürspreebor MV/«r, Mitglied der Redaktion«-
Kommission, rekerirt über die Mvinsebe, die be^üglied
dieser Uragen in Uingabon an die Ltaatskarmlei ge-
langt sind. Im Allgemeinen bemerkt Referent, dass
bis beute 9<> Uingabsn gemaebt worden sind, welebe
aber meistens blosse Bostulate ebne Motivirung ent-
balten. blur einzelne wenige, meist gan? besondere
Legebren seien speciell begründet.

VsrbanilllliiAkn «les Vsässungsratkos. — Délibérations às

Herr Uürspreeber ^/ro, als erster Votant, stellt
folgende Vnträge:

I. Ltimmbereebtigt und wäblbar ist:
M. doder im Ltaatsgebiet niedergelassene Ran-

tons- und Lebweverbürgor, weleber das
20. VItorsMbr Zurückgelegt bat, mit Vus-
nabme:
1. ver dureb geriebtliebes, kriminelles oder

korrektionelles vrtbeil ibrer bürgerlieben
Ubrenkäbigkeit verlustig Urklärten, boüw.
in derselben Umgestellten.

2. ver wegen Versebwendung, liederlieben
vebenswandels, Veisteskrankboit oder
Blödsinn Bevormundeten;

eventuell, d. b. für den Ball des Vus-
seblusses von Voltstagorn und Besteuerten.

3. ver aus eigenem Versebulden Vergelts-
tagten, wäbrend böebstens fünf dabreu.
Lowobl über die Lebuldkrage, als über
die vauer der Umstellung bat der Biebter
2u entscheiden.

4. vor in Uolge liederlieben vebenswandels
dauernd Unterstützten.

d?, vie borniseben und sebwoi^erisebon Vuk-
entbalter unter den gleichen Bedingungen,
30 vage nach Umlage der Vusweissebrikten.

II. Uintbeilung des Ltaatsgebietes. vie Vbstimmun-
gen und Wablen erkolgon in den politischen
Versammlungen. Uür dieselben ist das Ltaatsgebiet in
mögliebst gleichmässige Rreise einzutheilen.

In Begründung dieser Vvträge bringt Herr ^ro
im Mhsoutliebon Uolgondes an:

Ltimmberecbtigt im Vllgomeinon solle ^jeder ebr-
liebe, brave Mann sein, abgeseben vom Besitz ; aus-
goseblossen vom Ltimmreebt dagegen sei ^sdor, der
sieb eine scbleebte Handlung ?m Lekulden kommen
lasse. Van^ freie Band baben wir ^war in Vulstellung
von daborigen Bestimmungen niebt, cla die Uiclgenosson-
sebakt sebon bo^ügliebo Vorsebrilton erlassen bat und
ferner erlassen wird, denen sollte man sieb mögliebst
ansekliessen, besonders aueb, weil vielfach eidgevös-
sisebe und kantonale Vbstimmungen oder >Vablen auk
den nämliebeu vag angeordnet werden müssen, und
da grösstmögliebe Uinkaebbeit und Uinbeit im
Verkabren geboten ist.
Voastàauio. 10
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Lebweizerisebe Niedergelassene seien jedenfalls
naeb Lundesvorsebrikt gleieb Kantonsangebörigen zu
balten. àkentbaltern sei eine Drist festzusetzen,
naeb weleber erst sie ibr Ltimmreebt ausüben können.
Das Minimum dieser Drist sei auf 30 Dage zu be-
stimmen, damit nicbt so leicbt Missbraueb getrieben
werde.

Vusseblussgründe binsioktlieb der Ltimmbereeb-
tigung seien jedenfalls in die Verfassung aukzuuebmen.
Die oben angokübrten seien im ^Vesentliebeu die
nämlieben, die das erste eidgenössisebe, zwar vom
Lebweizervolk verworfene, im Kanton Lern aber an-
genommeneLtimmreebtsgesetzvon 1875 entbalten babe.

Namentlieb den zablreieben Deltstagern müsse man
entgegenkommen, sobald sie kein Versebuiden treffe,
was in jedem einzelnen Dali riebterlieb festzustellen
sei, Dür dieses Dntgegenkommen spreebo bei dedem
das eigene Her?; dann seien aber aueb Autoritäten
dakür anzutübren, wie Dr. Dubs ete. In maneben
Kantonen ziebe nur der betrügeriscbe Deltstag Dnt-
zug des Ltimmreebts naeb sieb, und aueb die deutsebe
Reiebsgesetzgebuvg verlange Dntersuebung in jedem
Dalle. Der Kanton Lern werde dock 1883 niebt
weniger weitberzig sein wollen als das deutsebe Keicb
im dabre 1871. Die Drweiterung des Ltimmreebts
sei nicbt zu fürcbten; der Diniluss derer, die so stimm-
käbig werden, werde niebt so gross. ^Venn jetzt Viele
an den Abstimmungen niebt Dbeil nekmen, so sei
niebt anzunebmen, dass jene moraliseb vielfacb De-
broebenen sieb zur Ltimmurne drängen werden, um
z. L. sociale Dragen zum Naebtbeils der babliebern
Mittelklasse zu entsebeiden.

Die Diskussion zeigt, dass die Versammlung im
grossen Danzen mit dem Referenten einig gebt,
binsiebtlieb des Ltimmreebts der Deltstager allein
maeben sieb abweiebendo Vnsiebten geltend.

Lo wird bebauptvt, die dabinzielenden Lestim-
mnngen geboren niebt in die Verfassung, sondern
in ein Donoursgesetz, besonders da wir die riobter-
liebe Dntersuebung über das Versebuiden noeb niebt
gesetzlieb eingetübrt baben. (Herr d/orA6?z7/n^er.)
Der rivbtsrlivbe Dntsolieid könnte niebt immer zu-
trelken; ein gleiebmässiges Vsrt'abren wäre sebwer
zu erreivben; die Lvbeu vor dem Doltstage würde
sebwinden und die Dabi der Dsltstage nur noeb
grösser werden. (Dorr dAsnsssr). Nur derjenige
solle stimmbsreebtigt sein, der seine eigenen Laeben
zu besorgen im Ltande sei. (Derr vow dÄ-fnc/n)
Die Deltstagsr seien meist niebt Deute, welebe sieb
besonders angestrengt baben; sonst könnte man
ibnen entgegenkommen. Lei der Leurtbeilung des
Versvbuldens könnte leiebt die politisobe Ltellung
den Vussoblag geben, (Derr Diatte.)

Dür Loibebaltung der jetzigen Verfassungsbo-
Stimmungen spreelien die Derren M?rA6wfà/er,
vow KeiAer und

Von versebiedenen Leiten wird betont, man
sollte mittelst des Desetzss dafür sorgen, dass der
Deltstager leiebtsr als bis jetzt es der Dali ist, die
Dbreufäbigkeit wieder erlangen könne. (Dorren

ändere wünsebon Vuknabme der oinseblägigen
Artikel 10 und 18 der Dürobervort'assung. (Herren
Dr. Lb/rmab und

^.uf dem Loden des Referenten sieben bau^it-
säeblieb aueb, weil ein Dononrsgesetz nur die ver-
mögensreobtliobeu Dragen in's ^.ugo zu fassen lnibe,
die Derren dV/AD, Müffor und Dàl5. Dotzterer
betont namentlieb aueb die ungereebte, .jetzt beste-
bende Dngleiebbeit zwisebon den geriebtlieb erklärten
Doltstagorn und allen andern Insolventen. Dr glaubt
wie aueb Herr r/oiàaiwf man dürfe die beikle
Drage dos Ltimmreelits der Dalliten vertrauensvoll
in die Verfassung autnobmen, sobald diese sonst
gute Drundsätzo entbalte namentliel» aueb in soeial-
ökonomiseben Dragen.

DösfimmnwA.

1. Ltimmfäbigbeit und IVablkäbigkeit werden mit
dour zurückgelegten 20. ^.Itersjabre erreiebt.

Diustimmig angenommen.
2. Wobnsitz im Kanton ist erforderlieb.

Diustimmig angenonlnlen.
3. Die Doitdauer des >Vobnsitzes ist 30 'I'age

naeb Dinlage der Lebrit'tou Drosse Mebrbeit.
Dür ^ufnabme dieser Lestim-

inung in die Verfassung .18 Ltimmeu.
Dagegen ö Ltinlinen.
4. Tkussebluss vom Ltimmreebt der
a. Kriminell oder korrektioneil

Verurtboilton einstimmig.
f>. Levormundeten:

<c. ^.ller Levogteten .10 Ltimmen.
/?. nur der aus den angefnbr-

ton Dründen Levogteten 19 Ltimmeu.
e. Deltstager, nur in Dällen der

Versebuldung grosso Mebrbeit.
nur in Dällen goriebtliobor Dnt-

sebeidung grosse Mebrbeit.
Maximum der Dauer der Din-

Stellung 5 dabre Minderboit.
Minimum von 1 dabr und Maxi-

mum der Dauer der Dinstellung 10
dabre Mebrbeit.

àlnabme dieser Lestimmungen
in die Verfassung grosso Mebrbeit.

Destbalten an diesen Lostim-
mungon 17 Ltimmeu.

Verweisung derselben in's Dosetz 11 Ltimmen.
d. Lesteuerte. Dür Antrag naeb

Referat Diustimmigkeit.
s. Dür niebt besondere Drwäb-

nung der Deisteskranken und Llöd-
sinnigen Mebrbeit.

Die Lesproebung der Dintbeiluug des Ltaats-
gebiotes wird versebobeu.

Lebluss der Litzung 1 Dbr 40 Minuten.

Der dVoto/co/^ärer.'
IVIattb/8, Dürsp.
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Dritte 8itxun^.

vionstaA âsn 6. IVovemìZizr 1883,

Vormittags 9 vl>r,

im äussern Ktandesratlrkause in Kern.

enter dem Vorsitz de« llerrn Hativnalratk /à?âr.

keim t'elden mit vntseliuìdigung:
die Herren ^.Kolter, Herzog, vliggeler, kitsoliard
uinl >Villi.

Dim dor gestrigen 8itxung wird ver-
lesen nnd genelindgt.

Herr «teilt die vrdnungsmotiou, wenigstens
n n xwoi IVoelisntagen l^aelimittagssiàuugen al>xu-
Indien, und an diesen vagen die Vormittagssit/mng
nur dis 12 vkr dauern ?.n lassen.

Dom gegenüksr wird beantragt, am biskerigen
Nodus teàukalton, die kit^ungen aber svkou um
8V- vkr /.u beginnen und Ins 1 IM- ?uiiulaiiren.

ket/teres wird nut 23 gegen 4 stimmen be-
seblosseu.

Herr Präsident ./)>'n»ner beantragt, die gestern
ant die bontige vagosordnnng gesàte vintbeilung
des Ltaatsgebistes i?n versebiebeu.

>Vird beseblossen.

l':i-g<us(>lllrrirri<^ t i'ii' 1>«>rit<; :

II. Die geset/gkdoncis (Zowalt.

vas Volk.

Herr vürspreeber rekerirt über die bexüg-
lieben in den einladen geäusssrten IVünsobe.

Herr Fabrikant ^v/süsssr, als erster Votant, stellt
tollende Anträge:

I. Dem obligatoriseben Referendum sind ?u unter-
stellen:
1. ^Ile vom (Grossen Ratbe entworfenen Vesàe.
2. ver Mbrliebe Voranseblag über vinnabmen

und àsgaben des Ltaates (Lüdget).
3. ^.Ile im Lüdget niebt vorgessbenen às-

gaben, tür einen bestimmten Awevk, welebe
vr. 100,00(1 übersteigen.
vor Zeitpunkt der Volksabstimmungen ist

i?u tixiren.
II. vas Vorseblagsreebt (Initiative) wird ausgeübt

durebwonigtens 10,000 stimmbereebtigtekürgor.
vs ist Zulässig in der vorm einer eint'aelren

Anregung oder eines ausgearbeiteten Entwurfes.
III. 1. ^.ls ktandesstimms für die kundesrevision

gilt das vrgobniss der kantonalen ^dstim-
MUllg.

2. vie ^wei Ltänderätbe sind in vinem ^Vabl-
kreise durob das Volk isu wälden.
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/ur degründung dringt Herr dlsässor im ^Vesont-
lieben an:

das obligatorisobe Referendum geböre unl>edingt
in die Verfassung. Obus dasselbe ist eine solebo
beute kaum illoiir denkbar. >Vobl gäbe os vielo
eonsepuente ibleinsagor, ibnon steben aber aueb
vonsopuente dasager gegenüber. doider Ltaudpunkt
soi oill unwürdiger. Dor Rern des Volkes prüfe
vorerst, bevor or über das dobotone entsolieido.
Im danxon soi das Volk gutmütbig don Vorlagen
soillor Vertreter gegenüber.

das fakultative Roforsnduni sei verwerlliob, weil
es stets mit grosser Vgitation verbunden sei.

Das Rsferenduni sei ausxudebnen auf alle desetxe,
die dor drosse Ratb erlasse, abgesoben vou ilirom
dbarakter uud ikrer Tragweite. Vuf die Vus-
debnung desselben aueb auf dskroto ' und Voll-
xiebungsverordnungon legt Votant worüber dowiebt,
da liier die Initiative oorrigirond dlatx greifen
werde.

Das Referendum über das düdget und über Vus-
gaben von mebr als Rr. 100,000 bält Votant niebt
tür getabrliob. Zollte die düdgotvorlage vivlit
belieben, so wäre er datür, dem Volke die destim-
mung der Lteuorn xu überlassen.

die Initiative sei in die Verfassung- auixunebmen
als erstes Rostulat für deden, der eine drweiteruug
der Volksreebto anstrebe. ibliebt alle gesetxgeberisebe
^Voisbeit sei bei der Volksvertretung; ein 4'beil
bleibe beim Volke xurüek, und dieser müsse sieb
geltend maobou können, die Initiative sei oinxu-
fübron jedenfalls für neue desetxe, dauelion aber
aueb böebst wünsebbar für deseitigung oder Vbän-
derung bestellender desetxe.

die /^alil der Initianton möobte Votant naob
Vnalogio der ^üreliervorfassung auf 10,000
festsetzen ; tiefer möobte er niebt geben, aber anoli niebt
über böebstens 12,000.

Lei der Rrago, ob die Initianten eine blosse
Vnregung mavben oder aber einen ausgearbeiteten
dosotxosoutwurf einbringen sollen, möobte Votant
mögliebst weitberxig sein und daber dem freien Rr-
messen jener freien kaum lassen, diomlieb gleieb-
gültig sei es, ob der drosse Ratli das Initiativbo-
gebron bogutaobto oder niebt, wenn ibm nur
keinerlei Hindernisse in den >Veg gelogt werden.

diner Initiative einer Vuxabl von drossrätbeu,
wie die düroberverfassung sie konnt, glaubt Votant
niebt das >Vort reden xu müssen, da jenen andere
>Voge oKon sieben.

die 1Val»l der Ltänderätbv lialio durob das Volk
xu geseboben, naobdem allgemein der politisebe
Lobwerpunkt aus den Rätben liinaus in's Volk verlegt

-worden sei. —

Herr dräsident Wanne»- stellt folgenden Vntrag:
1. die Volksgesotxgebung, das Referendum, ist

in die Verfassung aufxunobmon, wie wir sie
jotxt baben.

Vlljäbrlieb zweimal, im drübjabr und im
derbst, ündot die Vbstiinmung über die lie-
setxgeberiseben Vkte des drosson Ratbes
statt. In dringenden Rällen kann dieser
eiueausserordöutliebe Vbstimmullg des Volkes
anordnen.

2. das Vorsvblagsrevbt der Ltimmbereebtigten
(Initiative) umfasst das degebron um drlass,
Vutbebung oder Vbänderung eines desotxes
oder verfassungsmässig niolit aussobliesslieb
in die delugniss des drosssn lìatbes fallenden

deseblusses.
derartige degebron können in der Vorm

der eintaoben Vnregung oder des
ausgearbeiteten Rntwurlss gestellt werden und
sind im einen wie im andern dalle xu
begründen.

der Volksentsobeid in einem solobon
dalle muss erfolgen, wenn 12,000 Ltimm-
bereebtigte den Vorseblag gemaebt liaben,
insofern der drosse datb domselben niebt
entspriobt.

die Vnregung, bexiobungsweise der
Entwurf, ist vor der Vbstiinmung immer dem
drossen datbe xu begutaobtender desebluss-
fassung xu unterbreiten.

dür den dall, dass ein von dem Vor-
svlilagsrevbt des Volkes ausgegangener do-
sotxesentwurf xur Vbstiinmung gelangt, kann
der drosso datb dem Volke ausser seinem
dutaebten aueb einen abgeänderten dnt-
wurf xur dntsebeidung vorlogen.

die diskussion xeigt, dass die Vorsammlung irn
danxen mit den gestellten Vnträgen einverstanden
ist, nur einige untergeordnete dunkte geben Vnlass
xu längern despreebungen und versebiedonon
Vnträgen. Lo wird die jäbrliebo Vorlage- dos düdget
als besteobend, aber gelabrliob bekämpft (llr. WlWr).
4Väbrend man auf einer Leite das deferendum aueb
auf dekrete und Volixiebungsverordnnngon aus-
debnou will (llr. ,8'«à'à»-A), glauben Vndere, die
Initiative bilde in dieser Ilinsiebt das wünsobbaro
(lori-oetiv (Herren Wn»»»ler, Weî, ran
WrAer und die beim Rinanxrekerendnm in
dotraobt kommende Lumme wollen Innige auf
Rr. 500,000 erbölien, wie jetxt das desotx bestiniint,
da dioss der drösse des Rantons eutspreobo (Hr.
Wanne») und ein tieferes Iliuabgelin eine beständige

drovooation xu desetxosllingeliuugen bilde (llr.
W»Wr). Vut'anderer Leite glaubt uian dem demokra-
tiseben duge der doit genügend entgegonxukommon,
wenn man die Lumme ant dr. 300,000 fsstsstxe,
besonders aueb, weil der künftige drosse datb
weniger xablreieb sein werde als der jetxige, und
daber selioii die lmgik eine deduktion in dieser
Ilinsielit verlange (llr. dln/t^er). Hier glaubt man
die /alil der Initianten auf 12,000 erböben xu müssen
(IIr. Wnnner), wäbrend man dort diese Xalil nur
für die dovision der Verfassung verlangt, dagegen
die Initiative für drlass oder Vbsebalfuug von de-
setxen einer geringern /al>l von dürgsrn, 8 bis
böelistens 10P100, anvertrauen will (llr. ro»î Keiner).
Von anderer Leite wird eine darantie für riebtige
Ltinimabgabe verlangt (llr. <8a/»?»).

I)io Ltäuderätlio will man einerseits duroli das
Volk wäblen lassen, weil dadureb ibr Vnsebn, ibr
dewielit geboben werde (Herr W-anner); Vndere
balteu diese Volkswabl für untbunlieli, da eiue so
grosse IVäblersoliaft wie wir sie im lvanton dorn
baben, kaum die riobtigen xwei Vertreter linden
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werde, besonders da die Wälder Unmöglioli die
Kandidaten persönliob kennen können (HD. DVei,
Dr. Ac/».r«b, Doê»«^, ^?erAL>-, Ka/di). Dabei wird Wald
der Ltänderätbe auk 3 labre gewünsobt, wie beim
Dationalratb (Herr Drei).

DDstimMâA-
I. Dbligatorisobes Rekorendum. Dinstimmigkoit.

». Dür alle Desetzo
«. Dür Vuknabmo des Vl. 2

des H 1 desRokorondums-
gosetzes

/Z. Dagegen, d. b. Dir 8trei-
elurng der Worte «deren
Vollziebung ete.», naeb
Vntrag dos Dorrn Dggli

Dür Dekrete des Dressen
Ratbos und Vollziebungs-
Verordnungen des Regie-
rungsratbes
Dagegen

c. Dür das Lüdget....
Dagegen kür Deststollung
des Rüdgets durob den
Drossen Ratb

d. kür eininaligo àsgaben
von Dr. 100,00b

dito » inobr
dito » Dr. 300,000
dito » » 500,000

e. Düralljäbrliebeu Steuersatz.
Dagegen kür das jetzige
ödstem naob tz 11 des De-
seizes vom 2. Nai 1880
Dür 2ma1ige Abstimmung
im Drüj abr und Derbst, mit
ailkäiligen ausserordent-
lielien Abstimmungen

16 stimmen.

Ninderbeit.
Nobrbeit.
1 Ütimine.

Nebrbeit.

1 Ltimme.
Nvlirboit.
12 stimmen.
14

3 »

Nobrbeit.

Drosso Nobrbeit.

D. Initiative.
VIs blosse Anregung .11 Ltimmen.
.Vis Anregung und ausgear-
beiteter Dntwurk 15 »

Die Drags der Darantiou kür riebtige Ltimm-
abgäbe wird der Redaktionskommission überwiesen.

Dür Doststelinng dor /aid der Initiante»
auk 8,000 Ktimmkereobtigte 5 stimmen.

» mobr » Nebrbeit.
» 10,000 » 15 stimmen.
^ 12,000 » 9

Dür àtrag des Herrn Drank:
.Vusdobnuug der Initiative auob
auk Dekrete Drosso Nebrbeit.
Dür Wald der Ltändorätbe
durob das Volk 10 Ltimmon.
Dür Wald der Ltänderätbo
dureb den Drosson Ratb. .16 »

^.bsebnitt L der Dagssordnung wird wegen vor-
gorüekter Zeit vorsobobon.

Lebluss des Sitzung 12^/r Ilbr.

D)er

à. IVIuttb^s, Dürsp.

VerbainIbniASU des Veràssuugsráes. — Rêlidêratiolls 4s la (loustitnauts. N
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Viklie ^Ìt/îNîg.

IVlillvvoà âsn 7. I4overndczr 1883,

Norgens 8'/» l-llu',

iin äussern lstan>lesratlil>ause in Loin.

ìlutor dom Vorià dos Ilorru klationalratli

lîvim ânionsan/rn/' loldo» »«7 L,ttsolmlllignog:
<Iio Herren Lellor, Dei'^og, kliggeler, liitsekard und
iselnval».

l las IVo/o/o// <ler gosti'igon Litxung ^vird verlesen
und gonelnnigt.

(I:>>g<»ss< >i<1r> li«l:
ll. vis gosàgsìzsndo Qewaît.

L. vor Vrosso Ratü.

Ilori- Lakrikant âào»', ills Sinter Votant, stellt
lolgondo Anträge:

V Ls ist ant 8000 iseelen dor Levölkorung ein
Mitglied in don vrossen liatli «u ivälilon.

2. Ls ist der ^ussvliluss der tteistlielien von der
^Väldkarkoit in den (l rossen Latl> autkulmken.

2. Ls ist der àsselduss der vom Staate kosol-
deten Leamten liei/mkoüalten.

4. L« ist der àsselduss ausxudoknon ant die
eidgenössiselivn Leamten.

5. Ls ist gruudsät/diok die Dnvereinliarkeit einer
ött'entlielion titello mit der Nitgliedseüat't einer
gekoimen (teseil s eimit (Lreimaurorlogo) aus-
>:us^>reel>on.

0. Ls istl>e^ügliel>dorausserordentlieüon(tosammt-
erneuerung dos Dressen Itatlies der ß 22

(inol. K 24) der alten Verfassung i>ei/nim!udten
mit der àânderung, dass 10,000 stimm-
keroeütigte llürgor einen l>e^üglioüon Antrag'
stellen müssen.

Xur kogi'ündung dieser sVnträgo dringt Herr
LIsässor im ^Vssentlioden Lolgondos an:

Die Itoduktion der /ald der (trossrätde sei go-
doton duroli die veränderte »Stellung' dieser Ledörde
in Lolge der Lintudrnug der VoIksgosot?»gedung;
/.ndein ivorde sie vom Volke allgemein verlangt. Vor
àsselduss der (teistlieden vom (lrossen Ilatde sei
niodt moür goroodttertigt, seit man ilmen die Lü drang
der /dvilstandsregister aligenomnmu dado. dliedt
nur die kantonalen, sondern auod die eidgonössiseüeu
Leamten seien dagegen ^vogon der ^.omterlmufung
vom (trossen Latlm ausxusedliesson; odenso die
Nitglioder von Delieimdünden resp, die Freimaurer
ivegon des Nisstrauens dos Volkes gegen derartige
(losellselmtton. Das Nisstrauen sei vielleiodt niedt
geroedtlortigt, allein es existiro in üoiiem Nasse
und iverde sieli erkalten.

vie Liage dor lvompotennen lässt Votant ollen.
Lür die ansserordentlieüs (lesammtornouvruiig

des Dressen Itatllos ^vüusedt Votant Lrdödung der
datür nötliigen Ltinnnen/alil von 8000 ant 10,000,
damit da Lindoit mit der àdl der Initianten deigo-
stellt ^verde.

Dagegen s^iuodt sieü Votant gegen die àidorutung
oin/elnor Drossratdsmitglioder aus, da diese ^tell-
vortreter der Dosammtdeit des Volkes seien und
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nielit der IValdkreise, dured ^velelie sis erviidlt
rverdvn.

In à- Diskussion ^vird zunävdst Zulassung der
(loistlieden, der protestantiselmn ^vie der katdoliselmn,
zum (lrossen Ratde verlangt, da sie nielit medr
Zugestellte des Ltaatos, sondern der Deiueinden
seien (Herr /La/rls^crA); ^veil sie dem (lrossen Ratlie
medr gebildete Elemente zuküliren rverden (llll.
î)on Ikerâ, Müi/sr und «on Ke/per). Von anderer
Leite vdrd dagegen verlangt, die (leistlielmn aued
auszuselrliessen, sobald man überliaupt andere Der-
soneu als die Mitglieder des Regisrungsratlms vein
(lrossen dulde nnsseidiesseu volle, da deine Revor-
znguug irgend velelrer Vrt l'Iatz greifen dürfe Allein-
L'e/ier.s). klndlieli rvird Zulassung der (leistlielmn /mm
(lrossen Ratde vmptolrlen, damit nielit die ordlnirten
Mitglieder der Randeskirede sedleodter gestellt seien
als Rrediger der verselriedensten religiösen Denosseu-
sedal'ten (Klerr lll/rn). IVas den àssedluss von drei-
maurern vom (lrossen Ratde anbelangt, so rvird von
verseldedsnen Leiten bestritten, dass im Volke ein
so grosser IVidervvillen, oder eine Kdiredt vor idneu
lmrrselm (llll. ?'o» IRsrdf und Kodmärp); nanmntlieli
aued in der Umgebung von Rurgdorf sede es in
dieser Ilinsiedt nielit so ans, vie geseldldert vorden
(Herr MorAcoâàr) ; das Volk veiss von diesen
Ledrevknissen nivdls; das dan/e sei ein Ropanz, er-
funden von einer tendenziösen dresse nud denjenigen,
die diese moralised oder finanziell unterstützen l llll.
MorAS»?7^a(er, Ld/^sr.?, und dirMtner).
Im (logentdeil vird bedauptet, das Volk s^inpatdisire
elier mit den bekannten liumausn Restrebungsn der
Kdeimaurerei (Herr Vned vird protestirt
gegen die Rezeiednung « (ledeimbuud ». dedermann
seien die dureli Rrosedüren und Leitungen sodon
oft bekannt gegedeneu Statuten und Ziele danpt-
säedlied aued der speziell sedveizeriseden dreimaurer-
logen zugänglied (Herr Zudem treidsn
die Dogen keine dolitik und kennen aued keinen Unter-
sedisd des religiösen Rekenutnisses (llll. -/â'sscàt
und

llinsiodtiied des àssedlusses von Reamten vird
von einer Leite verlangt, es seien niedt välddar zu
erklären dieRegierungsrätlle und die von dieser Redörde
gevädlten Reamten mit lixer Besoldung, die Reamten
der riodterliedon devait und die Reamten der did-
genossensedaft (Herr LlávàrA). ändere lialten dafür,
Reamte seien nur auszusedliessen, soveit dies dured
das Rrinzip der devaltentreunnng gedvten sei. Hader
seien nur die Reamten der riedterlieden und voll-
ziedeuden devalt auszusedliessen (llll. k/d(/ssainf,
MÄi/er, und IVenn überdaupt kauto-
nale Reamte ausgssedlosssn verden sollten, so seien
die Reamten des Hundes aued auszusedliessen (Herr
îvm Keller); einerseits veil die Interessen des Rundes
und des Kantons sied niedt immer deeken (Herr

andererseits um die ^.ointeroumulation
mögliodst zu vermeiden (Herr von Keiner). Von
anderer Leite vird diolVädlbarkeit der eidgenössiseden
Reamten in Ledutz genommen, so lange nielit der
Rund seldst seinen Reamten die Vnnadme kantonaler
Ltellen vsrdieto (Kill. l?râ>îer und ^/rc>). Lo lange
die venigen oidgenössiseden Reamten, velelie in

unserm (lrossen Ratde sitzen, ilnm .daderigen Rliivliteu
odne Dintrag für den Rund getreu erfüllen, väre es
eine (ledässigkeit, sie anszuseldiessen (Ilerr X?/ro
und Ld/trrL). kls sei im (Kegentdeil erlreulielg venn
verseliiedene tiiedtige Xrälte ilire auf eidgenössiselienr
Roden gesammelten Rrladruugen in der kantonalen
klesetzgedung und Administration ververtlmn (Ilerr
R'runnör). kin soleder Vusseldns« vürde üderüaupt
selde<;dt passeii zu der K'reilieit, die man deute üderall
proklamire (Herr kür den Reanitenans-
sedluss üderllaupt könnte als Vrgnment einzig als
tdeilveiso stieddaltig angedraedt verden der alte
Latz, dass dliemand zveien Herren dienen könne
(llll. llü/dsr und Im àsedluss an diese
Kdmgen vird die lloltuung ausgodrüekt, dass in
Zukunft das liiedterpersonal, nainentlieli die Mitglieder
des Odergeriedts, nikdr an der (lesetzesderatlinng
sied detdeiligeu verden, als es dis .jetzt gesededen
sei, vievold die Verfassung von I8Il! iliese llmil-
nailme ausdrüoklied vorgeseden liade (llll. und

IVas die Zadl der (lrossrätde andelangt, so vird
von versediedenen Leiten dem /Vntrage des Herrn
Rlsässer deigestimmt, ^e auk 3<)(><) Leeleu Revölkerung
ein Nitglied des (lrossen Ratdös zu vädlen (llll. Ld/mrs
und ran Kö»Aer), denn eine grössere Reduktion der
Zadl der (lrossrätde sei undemokratised, und das
däuerliede kllsmsnt vürde auf diesem IVegs allzusedr
verdrängt verden (Herr I>'er//er). Von anderer Leite
vird eine need veitsr gedsnde Reduktion verlangt,
indem erst auk 4000 Lselen Rsvölkerung ein Rross-
ratd gevädlt verden sollte, dauptsäedlied aus dem
(lrunde, veil del einer veniger zadlreieden Redörde
das Rlliedt- und Verantvortliedkeitsgeküdl gedoden
verde, der Knnzelne sied veuiger auk die Vnvesendeit
seiner Rollegen verlasse und so im itllgemeinen der
Lesued der Litzungen und damit aued die Rdeilnadme
an den (Kesedäkton reger vürden (llll. ddlissaài und
Zlrummr). Der naed diesem Verdältniss zusammen-
gesetzte (lrosse Ratd vürde immerdin noed zadlreied
genug sein, da seine àkgaden in der Zukunft vesentlied
andere sein werden, als disder. Rür seine mvdr dloss
teodniseden Vukgaden: Vorderatdung von (lesetzen
und Rsauksiedtigung des (langes der Ltaatsvervaltung
genüge ein weniger zadlreieder (lrosser Ratd (Herr
MMsr). Dagegen vird vor zu starker Reduktion des
(lrossen Ratdes gewarnt, da derselbe aued naed klin-
küdrung des Referendums niedt nur (lesotzs vorzu-
üeratden dade, sondern je länger je medr das Rindeglied
zviseden Regierung und Volk bilden müsse. Rr soll
Retzteres über die Vorlagen aufklären; eins Rotsedakt
genügt niedt; abgeseden davon, dass sedr Viele sie
niedt einmal lesen, vird sie aued nielit immer ganz
verstanden. Das nötdige Verständniss den Rürgern
beizubringen sei eben in erster Rinie Laede eines niedt
zu kleinen (lrossen Ratdes (Ilerr ron Keiner). Vnderer-
seit« vird wieder bedauptet, solede Referendums-
bespreedungen seien niedt von allen (lrossrätden zu
erwarten; seit 18K9 sei die Zadl derjenigen, velede
versuedt dätten, das Volk aufzuklären, stets eine
verdältnissmässig geringe gewesen. Die dledrzadl
der (lrossrätde seien eben selbst medr receptive
(DR. ll«7àr und Kline noed veiter gebende
Reduktion des (lrossen Ratdes, ein Mitglied auf 5000
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Leelen der Bevölkerung, beantragt obne weitere Le-
gründung Herr »Lnivisder//. Dig Desammterneuerung
(Vbberutung) des Drossen Latbes möebten Nanebe
lallen lassen, à sie mit Dinkübrung des Leterendums
und der Initiative gegenstandslos geworden sel (Herr

Leit 1846 sei sis à einxiges Nal und
xwar in siller Deriode, wie sie wobl niebt mebr
xurüekkebren könne, ill Anwendung gebraebt worden
s Herr 7l/orA6»à?er). Andererseits gibt man dis
Ilnbandliebkeit dieses Vo(l?sreebtes xu, möebts es über
doeb llicbt ganx lallen lassen, jedenfalls aber dis idabl
dernötbigenDntsrsebrilten von 8000 auk 10,000 erbëken
(BD. ,8'«7ris7erA uiui //runner), Von einer Leite wird
beantragt, die Lexeiebnuug «Drosser Latb» fallen xu
iasseu und dalür «Kantousratb» xu seìxen, da jener
àsdruek bloss einen Linn gebabt babe nu einer Aeit,
ill weleber mall aueb einell «Kleinen oder Däglieben
Latb» gebannt babe (Herr MirAenàier). Von andrer
Leite verlangt man Leibebaltnug der Lexeiebllung
«Drosser Latb», da diese sieb kistoriseb gebildet
liabe, bistoriseb von Ledentung und dem Volke ge-
läuüg sei und aueb allgemeill verstanden werde
(Derr HsrAer).

In Bexug auf die IVablkreise tür den Dressen
Latb stellt Herr eon Koi</o?- folgende Anträge:

1. Das Ltaatsgebiet wird für die VVablen in den
Drossen Latll in mögliebst glviebmässige IVablkreise
getlieilt und xwar so, dass in jedem VVablkreise
böebstens 3 Nitglieder gevväblt werden.

Die in einem VVablkreis wobnenden Ltimmfäbigen
bilden eine Waldvorsammlung.

2. Die Waldverbandlungen linden in den Lin-
wobnergsmeinden statt, sofern eine solebe min-
destens 300 Dinwobner xäblt.

Dagegen stellt Herr /Irnnner folgenden Antrag:
Das Ltaatsgebiet wird t'ur die Wablen in den

Drossen Latb in möglivbst glsiebmässige Waldkreise
eingetbeilt, wobei in .jedem einzelnen Lalle die
lokalen Verbältnisse xu berüeksiebtigen sind.

Die Ausübung des Ltimmreobts ist, so weit es
obne die Lieberbeit der Ltimmgebuug xu gotälirden
gssobebsn bann, dureb Entstellung mvbrerer ./Vb-

stiinmuugslokale xu erlsiebtsrn.

Dndlieb lieantragt Herr ^/ro /
Das Ltaatsgebiet wird für die Waiden in den

Drossen Latb in Wablkreise eingetbeilt. Dabei sind
alle in Letraekt fallenden Umstände mögliebst xu
berüeksiebtigen.

^ju Begründung der ersten Anträge wird an-
gebraebt:

Die Drundlage für die Drossratbswablkroise
bilden bis jetxt die Kirebgsmeinden; da diese oft
xu klein seien, um einen Drossratbswablkreis für
sieb xu bilden, babe man die Lestiminung
aufgenommen, es seien mögliebst gleiebmässige Wald-
kreise xu sebalken. Diese Bestimmung stelis aber
bloss auf dem Dapivr, in Wirkliebkeit verbalte es
sieb anders. In einigen Wablkreisen könne, unter
Umständen eins Ltimme die Wald msln-ersr Ver-
treter durebsetxen, wäbreud in einem andern meb-
rere Hundert Wäbler obne alle Vertretung bleiben.

Das sinxig Liebtige wäre ein proportionales
Wabls^stem, allein diese Drags sei noeb xu wenig
studirt und bekannt.

Ds werde vielleiebt bebauptet, es linde meist
eins ^Vnsgleieliung xwiseben den politiseben Darteien
statt, allein niebt um diese bandle es sieb, sondern
um eins riebtigs Vertretung des Volkes abgeseben
von den versobisdenen politisebeu Darteien.

Der Danton Lern babs überbanpt weitaus die
grössten Waldkreise, nur 62 auf eirea 500,000 Leelen
der Bevölkerung, also durobsebuittlieb 8555 Din-
wobner auf einen Waldkreis, wäkrsnd im .Vargau,
dem Kantone mit den näebstgrössten Waldkreisen
nur 3060 Dinwobner durebselndttliell auf einen
Wablkreis entfallen.

Nan solle niebt Kirebtburmspolitik treiben, aber
aueb niebt glauben, dass in grösssrn Wablkreisen
die Wäbler dureb böbsre, idealere Uotive geleitet
würden.

Wenn man das Vaximum der in einem Wald-
kreise xu wäbleuden Drossrätbe auf 3 festsstxe, so
erbalte man 15 weitere Wablkreise, was niebt xu
viel sei gegenüber andern Kantonen (Berr^ow Ko?Aor).
— Herr VDi/der ist mit kleinen Wablkreisen eiuver-
standen, spriebt aber gegen die besondern àstim-
mungen in ganx kleinen Demeinden.

Von anderer Leite möebte man die ganxe .Vn-

gelogenbeit auf dem Desetxgebnngswege regeln,
wobei aueb die Drags der Uinoritätenvertretung,
wslebe xwar weder im Kanton Lern noeb in der Kid-
genosseusvbaft auf Verwirkliebung bott'en dürfte, xu
bespreeben wäre (Herr Dür Drleiebterung des
Ltimmreebts spriebt Ilerr V>>'«»ner.

Dür die kexeiebnung «Kantons-
ratb» 3 Ltimmen.

Dür die Lexeiebnung «Drosser
Latb^ Drosse Nebrbeit.

Dür Wald eines Drossratbes auf
3000 Leelen 20 Ltimmen.

Dür Wald eines Drossratbes auf
mebr als 3000 Leelen 7 »

Dür Lesebränkung der .-Vus-

seblusskestimmung auf die Legie-
gierungsrätbe, welebe aber be-
ratbende Ltimme liaben sollen. Drosse !Vlolirbeit.

Dür ^Vussvbluss von kantonalen
Beamten der administrativen Lieb-
tung:

«. der vom Legierungsratbe ge-
wäblten 2 Ltimmen.

k. der Beamten der Dewâ Drosse Nebrbeit.
Dür àssebluss der Beamten

der riebterlieben Dewalt.... » »

Dür Destbalten an dieser ^.b-
Stimmung in beiden Liebtungen
gegenüber andern Anträgen Drosso Nebrbeit.

Dür ^Vusssebluss der Dreimaurer 1 Ltimme.
» -> » Deistlielien 10 Ltimmen.
» Zulassung » » 15 »

» àssebluss - eidgen. Be-
aniteu 4 »



l?. ^ovenàv 188?>.) 45

?iir deilnitivv» IZoiini'ien dndei 14 8?tiinineu.
» don àtl'kìA, îUIvàKSvItlnSk!-

g'I'Ünde Inilon /.N In^^en 11! »

?ii>' die ^Vnti-ii^e de^ llein'n
von Ütei^ev " stimmen.

l'iiv den ^ntl'NU,' ilininnei'-^) i'o 19 >

llventneil iiiv don >Vntrn^ von
j-dei^ei- 9 !8tiinineu.

4ivontnoil tliv den^ntvngdli'nnnev 15

l'iii' Ai'nnd«iiì/Iiede ^Vnknnlnns
einev LestiininnnA' in diesein!8inne
in die Vevln^snnx 19 Ktinunen.

Dn^o^en Nindeviieit.

Die Xom^eten/.enivnA'o ^'ii'd nn die Dedàtion^-
Ii(NNINÌ88ÌON ^v^viesen.

DiivDoi1>oIinItnnAdev^.1>1>ei'ufnnA 15 stimmen.
Hti'àiinnn' 12

1>eido8 nnier DidnidnnK dev niitidgen Ilntevsvlndklen-
/.nid von 8009 nnl' 19,990.

Derneve d'nAg^ordnnn^ : ///. D/o Do///ovnm/.?-

Herr I'ürM-eollor Mïtte»- rvkei'irt iìder die Lin-
Anden.

^VeA'en voi'^ei'iiekter /sit ^vu'd ni»g'ei>voei>on.

IloAnnn dev i-iit/nn^en in /.ànnd Nin-^en^ !1 DIiv.

KvIilnszH dev >8it/nu^ 12 ìiln' 49 Wunten.

Dov Dvnin/.
Mntilixs, l'iuKp.

»

Vn'linixllnnzsftn à VeràmiMr»I1n!.°i. Ilêliliàtimiki <íe la llonkititnanw.
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proìoliollk
der

V0^b6t-a1à»1A8l<0MMÌ8S!0N cis8 V6iì88Ui^A8^at!lS8.

I^imt'le 8ilxuiiA.

Donnerstag don 8. Uovornbor 1383,

Vorinittags !> Ilbr,

im änssern Ltaildesratbbanso ill lîei'll.

Dutor de»» Vorsitz. de» Herrn blationalratb Lr«m??5r.

Deim leiden Diltselinllligung:
Die Herren Drez?, Ilerz.og, Norgentbaler, bliggeler
und Ditsebard.

Das der gestrigen Litznng wird verlesen
und mit einer kleinen Dericbtigung des Herrn X«/ro
genebmigt.

Dieser Vntrag wird durcb Vufsteben einstiinmig
zum Deselilnss erboben.

Im ^nselllnss an diese Todesanzeige tlieilt Herr
Dräsident Lrunner der Versammlung mit, dass Herr
Vürsprecber Dud. l^liggeler, Nitglied der Vorberatbuugs-
Kommission, wegen unauksebiebbarer Desebätte ver-
Ilindert sei, an den Litzungen der lvommission Dlieil
zu usliinen nnd dass er daller wüosebe, wo möglieb
durelr ein anderes Mitglied des Verfassungsratkes
ersetzt zu werden.

Im Dernern bemerkt Her ?räsident Drunner, dass
uaeli bereits trüber eingelangtem Lebreiben Herr
Drossratb Derzog in Dangevtbal wegen Ivrankbeit
wabrsebeinlieb von der Dbeilnabme an den Litzungen
wäkrevd der ganzen Lession abgebalteu sein werde,
und dass er aus diesem Drunde vielleiobt dureb ein
anderes Nitglied des Verfassungsratbss ersetzt werden
sollte.

Line blrsatzwabl stebe aber nur dem Verkassungs-
ratbe selbst zu, und da dieser niebt wobl einzig für
Vornabine von Lrsatzwablen einberufen werden könne,
so werde, wenn kein anderer Antrag gestellt werden
sollte, angenommen, man wolle Herrn Herzog ^eweilen
als entsebuldigt ankkübren, die Ltellen des Herrn
Ritsebard sei. und des Herrn bliggeler aber unbesetzt
lassen.

Die Versammlung Miebtet stillsebweigend dieser
àsebauung bei.

llerr Präsident Arâner tbeilt der Versammlung
mit, dass laut eingelangtem Telegramm das Ivom-
missionsmitglied Herr lìegierungsstattbalter ltitsebard
in Interlaken verstorben sei. Lr beantragt, die
Versammlung möebte in den Herren Ilegierungsratb
von Lteiger und Drossratb ^Villi ibre Vertreter be-
zeiebnen, welebe an dem Deiebenbegängnisse des
Verstorbenen Ilkeil zu nebmen und der Damille
Ititsebard die ^Ibeilnabme der Vorberatbungskommis-
sion und des Verkassungsratbvs auszuspreeben bätten.

»I. vis klogisrungsksbördsn.

Ls wird beseblossen, die Drage der Dersonalunion
zu versebieben. Im Debrigen erbält Herr Vürspreeber
AM«', als erster Votant, das ^Vort und stellt folgende
Vnträge:

^l. Itegierungsratb:
1. Die Aabl der Degierungsrätbe ist auk 7 zu

bestimmen.
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2. Dieselben sind dureb den Orosseu Ratb zu
erwäblen.

3. Die Kompetenzen und die Organisatioii sind
niebt in (lor Verfassung zu ordnen, sondern
dureb die Oesetzgebung.

V», Rogierungsstattbalter
vio bisiierigv KVablart ist beizubebalten.

2. Ks ist von der Aufstellung voll Knitsrätlign
Dmgang zu llllbmen.

3. Die Kompetenzen der Regierungsstattbalter
sind durelr die Oesetzgebuug neu zu ordnen'

/u Regründung diesel' Vnträge drillet Herr Labli an:
àstatt der dureil die Verfassung von 1846 ver-

langten 9 Mitglieder der Regierung bätten sebon
illnge bloss 7 (jetzt 8) tunktionirt obllv alle Ltörung
der Verwaltung. Die Oesebäkte einzelner Direktionen
seien lleute woniger zalilreieb als vor 1848. Audem
Ilabe man 1846 aueb mit der Ltellung Rerns als
Vorort reelliisn müssen. IVenn mail trotzdem damais
die ^aili von !1 Regiorungsriitllon als genügend an-
gesellen babe, so könne man beute bei bedeutend
verminderter Desobät'tslast diese /mbl ant 7 binunter-
setzen. Ks -würden genügen 2 Regierungsrätbe für
die lVbtbeilungen der Direetioii des Innern, weleber
(ills Desundboitswesoil abzunebmen und der Direktion
der Rolizei zu übertragen wäre, sowie je ein Direktor
für dustiz, Rolizei, Kiilanzen und Krziobungs- invl.
Kirellenwosen. Das letzte, 7. Mitglied dos Regierungs-
ratbos könnte die «ebr reduzirten Vutgaben inl Lau-,
Kutsumptungs-, Kisenbabn- und Militärwesou über-
nebmou.

.ledenlalls sollte die Verfassung keine besondern
Direktionen aufstellen, sondern nur Restimmungen
äbnliob Artikel 163 der lluudesvorfassung. Ilinsiebtlieb
der Vail! der Regierung warnt Votant vor Kenderungsn
an der jetzigen Verfassung, welebe niebt dureb saeb-
liebe Drüuds absolut geboten seien. Kur um der Dr-
Weiterung der Volksreebte willen, also ans formellen
(Künden solle nnrn niellt revidiren.

Der Regierungsratb -rls vollziebende Oewalt müsse
dureb den gesetzgellendeii Körper gewälilt werden.
IVerde jener vom Volke gewälilt, so könne unter
Umständen ein Zwiespalt entstelln zwisebon der ge-
set/.gebendeu und der vollziebenden Dewalt. IVobl
Iialle L. /niriell für die Regierung die direkte Volks-
wabl, allein .jeder Kanton babe seine besondern Ver-
bältnisse. Im Kanton Rern wolle .jeder Kandestbeil
in lier Kxeeutive vertreten sein, und diesem Verlangen
lialle nlan bis jetzt stets Reolinung getragen. Dies
sei anob ternerliin lnöglieli, wenn die Regierung von
dem Drossen Ratbe anstatt vonr Volke gewäblt werde.
Im letztern Kalle könnte der dura oline Vertretung
sein, was als ein Dandesunglüek zu betraebten wäre.

Die Kompetenzen der Regierung inövbts Votant
im Kllgemeinen nielit verändern, aber dovll ant dem
Oesetzgebungswege dafür sorgen, dass derRvgierungs-
>-atll als Kollegium entlastet würde, z. R. dureb Kr-
böbung der Kinanzkompetenzen der Direktionen. —
Daneben sei ein Doset?! über das Vdministrativ-
vertäbren dringend notbwendig. Lelion 1866 bal>e
Herr dak. Ltämptli sei. eine dabiuzielende Motion im
Drossen Ratbe eingebraebt und begründet, welebe
aber nielits zu Rage gefördert l>abe, als einen be-
inerkonswertben, leider nie bebandelton Reriebt des
Herrn alt-Rogierungsratlllls Kur?, sei. Koeb beute wer-

den die Litzuugen des Regierungsratbes violtaeb mit
kleinen Desebälteu überfüllt, welebe meist, unter
Vorbebalt des Rekurses, dureb die betreffenden
Direktionen abgewandelt werden könnten.

Lezüglieb die IVabl der Regiornngsstattbalter tritt
Votant für Reibebaltung dos jetzigen L/stems ein.
KVürdon.jene dureb die Regierung gewälilt, so läge
die Oeläbr?m nabe, dass sie goborsame Diener diesoi'
würden, was unbedingt zu vermeiden sei. Kueli die
IVabl dureb das Volk direkt sei niebt anzustreben
wogen Intriguen, Matadorenberrsebaft ete. Km meisten
Darantieen biete in dieser llinsiebt die IVabl durvl»
den Drossen Ratb. Lelion ott sei man frub gewesen,
dass dieser den irre geleiteten Volkswillen ballv
korrigiren können. Der Drosso Ratb solle niebt aller
Rofugnissv entkleidet werden. Die Rarole « Kieder
mit dein Respekt!-' babe uoeb nirgends Dutes ge-
seliatR.

Rür die Kmtsrätbe kann Votant sieb niebt er-
wärmen. Lebou 1846 babe man sie eillfübreii wollen,
sebliesslieb aber wieder fallen lassen. >VeIebe Oösebäi'te
sollte man ibuen aueb übertragen? -jedenfalls niebt
die Vufsiebt über das Osineinde- oder Vormundsebafts-
wesen, die mit Reebt in letzter Instanz der Zentral-
regierung untergestellt sei. Deberbaupt sei es niebt
angezeigt, in die obnebin niebt ganz einkaebe Ltaats-
masebine noeb ein neues Rad einzusetzen, für welebes
kein Redürfuiss vorbanden sei, sobald die Organisation
der Oesebäkte im Danken riebtig bestellt werde. —
Kueb die Kostsnkrage sei zudem niebt zu unter-
sebätzen.

In der Diskussion wird, wäbrend versebiedene
Redner mit der Reduktion der Regierungsmitgiieder
einverstanden sind (llll. âmMer, RVem/c und lirT,-

von anderer Leite zunäckst verlangt, 9 Re-
gierullgsratksstellen beizubebalten, indem sonst immer
einzelne Mitglieder mebrere Direktionen übernebmen
müssten, was zu Lekretärenborrsebaft fübre und
worunter das Oanze leide (IIR. HerAer und
Ks treten immer neue Aufgaben, besonders auk volks-
wirtbsebaftliebem Oebiete an die Regierung beran
und wenn aueb 7 Regierungsrätbe eine ^eit lang die
Arbeit getragen bätten, so sei niebt zu vergessen,
dass wegen der Kinanzrekonstruktion manebes Keue
verseboben worden sei, Krbeiten, die in Lälde auf-
genommen werden müssten (Herr Kà/er). Kueb
werden einige Regierungsrätbe dureb Rundesgesebäkte
in Vnsprueb genommen, was niebt geändert werden
könne (Herr 7?erA6r). Daran ansebliàend wird
andererseits verlangt, ?u besebliessen, dass jeweilen
nur ein Mitglied des Regierungsratbes in den beiden
eidgeuössisebeu Rätben sitzen dürfe (Herr von
Dagegen wird wieder opponirt, weil eins derartige
Restiminung ein Kingrikl in das freie IVablreebt der
Lürger wäre (Herr Von dritter Leite
möebte man nur 7 Regierungsrätbe aufstellen, da
sie naeb den Aussagen des Herrn Lebeurer im Orosseu
Ratbe die Vrbeit bewältigen könnten, dabei aber die
Krsparnisse für die bisberigen 2 weiteren Mitglieder
zur Aufbesserung der Resoldung dieser 7 verwenden,
damit man ganz tüebtigs Arbeitskräfte erbalte (Herr
Rtâr). Im weiteren wird bebauptet, bei 9 Regierungs-
rätben sei eine gebörige Vertretung des dura und
aueb der Minorität des Oryssen Ratbes besser inöglieb
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und zudem bâtten viele kleinere Rantone mit einer
viel bomogeuern Revölkerung 7 Regierungsrätbe, so
dass die Raid 9 tur den grossen Ranton Lern niebt
als zu boeb ersebeine (Derr Lernen). Daneben wird aueb
(lie Lebwierigkeit, 9 Regierungsrätbe zu bndev, betont
unà aufmerksam darauf gemaebt, (lass imrn unbedingt
die Resoldungen erbüben müsse (Dorr L'n/di). Rnderer-
svits verlangt man 9 Regierungsrätbe, wenn man
keine neuen Organe in den Rezirken (volle bebuks
Dezentralisation und Rntlassung der Regierung und
der einzelnen Direktionen (Derr vo» L7eb/er).

Dinsiebtlieb der Wablart der Regierung wird
prinzipiell direkte Volkswabl verlangt, als Rostulat
der Rrweiterung der Volksreebte. Was 1846 in Rezug
auk den Orossen Ratb erreiebt worden sei, müsse

Mzt aut' die Regierung ausgedeünt werden. Reben
den Dandsgemoindekantonen besässen eine Reibe der
alten Repräsentativkantone die Wald der Regierung
direkt dureb das Volk, nämlieb Rürieb, Rug, Lolotburu,
Laselland, Rburgau, Lebatl'bauseu, Denk, und Reuen-
bürg. 'Wie anderwärts, so spräeben aueb bei uns
sacbliebe Oründe für diese Neuerung, uameutlieb die
bedeutendere Ltellung einer direkt vom Volks gewäblten
Regierung. Line Reibung zwiseben der so gewäblten
Regierung und dem Orossen Ratbe sei zwar denkbar,
werde aber niebt vorkomnien, wenigstens kenne mau
sie in andern Rantonen niebt. Die nationalen Lägen-
tbümliebkeitön des Reruervolkes würden dabei niebt
leideu, im Oegentbeil dureb Dinsebatkung des ganzen
Rantons in einen einzigen Wablkreis würde man sieb
nur gegenseitig besser kennen lernen und der Rarti-
kularismus würde versebwiuden (Herr Vdotnver, unterstützt

von den DU. Vêàtaiî» und -/âsswài!).
Andererseits verlangt man direkte Wald der Regierung
dureb das Volk, möebte aber zu diesem Lade den Ranton
in 9 Wablkreise eintbeilen, wovon d auf den dura
entfallen sollten. Rur direkte Volkswablen seien wmbr-
bakt demokratisell, wofür Montesquieu und D^ Dubs
als Autoritäten zitirt werden (Derr IVcà). Dieses
Rrojekt wird wieder angegriffen, weil es Rirebtburms-
Politik fördere und weil jeder so gewäblte Regierung«-
ratb bauptsäeblieb für die Interessen seines Wald-
Kreises sorgen würde (Herr -Vâsscàt).

Weiter wird verlangt, dass die Regierungsstatt-
baltvr dureb die vom Volke gewäblte Regierung be-
zeiebnet werden sollten, damit sie ganz uuabbäugig
seien von » allem Matadorentbum (DD.
-VâssKàè und vo» Keipev). dedenkalls sei das jetzige
Festem der Doppelsebläge fallen zu lassen (Derr
vu» Koipe?- und ,/oàsàè). Andererseits verlangt
man für den Lall, dass die Regierung dureb den
Orossen Ratb gewäblt werden sollte, Wald der
Rsgierungsstattbalter dureb das Volk (Herr Rbà).
Rür Reibebaltungdes jetzigen Vorseblagss^stems steben
ein die DD. TZeömom» und Derr wünsebt
Wald der Regierung dureb das Volk, aber der
Rsgierungsstattbalter dureb den Orossen Ratb.

Rndlieb verlangt man àrtsrâtbe entspreebend den
Rezirksrätken des àrt. 45 der Rüreberverfassung
bebuts Dezentralisation der Verwaltung und Rntlassung

der Regierung. Die Rosten würden niebt gross sein,
da keine ständigen, fixbesoldeten Reamte kreirt würden
(DD. und eventuell eu» KOpur). Von
anderer Leite werden diese selion 1846 verworfenen
Rmtsrätbe bekämpft als überflüssig, besonders aueb
da man bis jetzt eigentlieb keine Rlagen über die
Rezirksverwaltung böre und man niebt wisse, welebe
OesebäRe man diesen neuen Organen zuweisen sollte
(DD. àêmmm» und L'âov,?). Derr Rqp?« tubrt eine
Reibe von Oesebäkten au, welelm diesen Vmtsrätben
zu überlassen wären, zur gebörigen, dringend uötbigen
Rntlassung der Rentralregierung.

Rür die Wald des Regierung«-
ratbes dureb den Orosîeu Ratb 15 Ltimmeu.

Rür die Wabl des Regierung«-
ratbes dureb das Volk 10 »

Rür Riebtauknabme der Rompe-
tenzeu und der Organisation in die
Verfassung Mebrbeit.

ROM der R'cp/eru»A.ss7tt77/uti/er.

Rventuell für einen einfaeben
Wablvorseblag D> Ltimmeu.

Rventuell für einen doppelten
Wablvorseblag 8 »

Rventuell für einen Wablvorseblag 17 »

Dagegen 7 »

Rventuell kür Restbalten an der
Wald dureb den Orossen Ratb. Orosse Mebrbeit.

Definitiv für die Wald dureb den
Orossen Ratb 14 Ltimmeu.

Definitiv tur die Waid dureb den
Rezirk II »

Die Verweisung der Rompvtenzen iu's Ovsetz wird
angenommen.

V>'o.Vr/,ÄrÄ/(e.

Rür Riukübruug im Linne des
Herrn Rggli 5 Ltimmeu.

Dagegen Orosse Mebrbeit.
Rür 7 Regierungsrätke .15 Ltimmeu.

» 9 » 7 »

Rür Vuinabme der Restimmung,
dass in .jedem Ratbe der Rundes-
Versammlung nur je ein Mitglied
der Regierung sitzen dürke 1 Ltinnnen.

Dagegen Mebrkeit.

Lebluss der Litzuug l Dbr 4V Minuten.

Vier
R. IVIaitb^s, Rürsp.
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Protokolle
(tor

V0pK6pàl.MAVi<0MMl8Z!0N (i68 V6kWS3UklAS»'à6S.

8eeti^te 8àimK.

krvltnx clou 9. Novoiukor 1883,

VtorA'ons 9 kbr,

im nnssern Ltnnclosrntlilcnuso in Lern.

kntor clonc Vorsitx ctos Itorrn btntionnlrntn Vornn/cer.

Lcini tolclen n»cc! kntsc'bnlctie,'uu^ :

(tie I toi l'on kro/ unit tterxog'.

lbcs dor ^estc^i^on Litxnu^ ulicl vollsten
nnct ^onelcini^t.

IV. vis Qsriolitslisköi'clon.

I!err Inir^jireelier 7>7ü?/e?- reterirt über «tie kin-
s'ntnzu,

tterr Leu,'ierung'srntb ^tc/A/c, nts or«tor Votnut,
stellt tolKencto iVntrn^e:

VoàuàllMll àes VoràâUMi'àtàs. — Dêlilcèrattous àe

1. t)ns Lesotx bostininct (lie Xnlcl, ctio (lrg-nui
sntiou, ctio l<om^etenx nnct clns Vvrtnlcreic clor
Lvriobto.

kür ctio Wnblnrt clor (loriobto ist in cton

ttober^nnAsbostiincnnnAen Vorsorge xn trotten.
9. kvontuoll: ks cverclon Z Lexirks^oriobto ein-

^otnlrrt.
Oie àctSAoriotcto cvercten boikebnlten.

3. Vorbreelion unct politisolce Verzollen, ebenso
Lressver^eben, ^veun ein Lekln^ìor os ver-
Inn^t, cvoràon cturetc ttosobvvornon^oriobte
lconrtboilt.

4. kür ctio A'orielitliolcen VerlcnnctlunAen cvirct
ctor Lrnnctsntx cter tlettontliobkeit, ctor Älünctliob-
Ice it nnct ctor knniittolbnrkeit ctor VorlcnnctlunA
vor cloin urtlieilonctou Leriobte nut^estellt.

klur nusnntcncscveise, cvonn ctio Littliobkoit
os gebietet, ctürton ctio VerbnncttunAen nut
cton vornus^eKnng'onen Losotctuss ctvs (toriobtos
lcin bei versoblnssonor 'kliüro ^etiilcrt cvorcton.

.Vile krtboilo sollen ncotivirt cvoràon.
5. 1)io LobulclbetreibunA soil nn Lenmte über-

trugen cvorcten. tins Kinliere bestimmt ctns

(lesotx.
9. Lie kinriotctun^ ctor triectousriobtorlieben Vor-

iccittluu^ ist sc» /n trotten, clnss sie ibronc
/nveelc, mögtioliste Vorbütung- von kivitroobts-
stroiti^koiton ctnrolc trioctlivbo Vorstnncti^unA,
ontspriolct.

^n LoArünctnnA seiner iVutrît^e bringt tlorr
kg'Ati nn:

Lobon soit àbron vvrlnn^e innn nllAemoin eine
Verbesserung unseres Lc oxessvertnbrens; nrnn vor-
lnnge Oetkentliolckeit, Vtünct lieb kett nnct knnuttel-
lcnrkoit clos Vortnbrens nnct ebenso eine inüglielcst
rnsobe unct billige, nbor nneb goreobte .Instil, Liess
Vlies Einübe mnn orreioben xu können ctnrolc Kin-
tülcrnng von Lexirksgerielcten tür Ltreitsnoben von
ncitttorenc VVertlce. kin clio /^nlit ctieser (Zecnolcte

xu bestimmen, tursobe innn ncn Losten nnob ctor

(losobnt'tslnst, cvololco Lie xu tilgen lcntten. In cton

tünt Lclcren 1877—1881 seien beim Vppellntionslcote
15>70 ttesobntto eingetunkt, ^wr 4nlcr ctnrolcsobuittliob
304. Von ctieser ^nlct soie» einige nkxnxiebeu,
vvotobo nuob in ^ukuntt «ton Vintsgeriotiten vor-

1a VoustctucnNs. 13
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lileilien würden, so dass eirea 1150 Deselnifto per
.lain- von den Lezirdsgeriebteu /n erledigen wären.
Dlelimo man Mr )e«len Dosebwornenbezird ein neues
Deiueilt an, also zusaninlen liiuf, 80 Ilätte )edes Le-
zirdsgeriebt in« .lallr dnreliselmittlied 55—s!0, viel' De-
rielite 70—75 und d«'ei Derielite endliell etwa 00 (le-
dsollîià /.u bowältigen. Die letzte Zaliì wäre gerade
passend t'ur ein Derield., welebos sieli daneben aue'n
niit ^tratgesvdät'ton /.n belassen Iiättv. Daller würden
ein Lezi« dsgeiüelit Mr «Mo,1ura, un«l zwei böebstens
drei Mr den alten Dantonstbeil genügen. Votant
flankt, drei Lezirdsgeriolito Mr den ganzen Danton
dürften aueli ldnreieben.

l» den ^.mtsbezirden sollte nran die ^Vintsgeriellte
und «lie llorielitspräsidonten belassen ««ngetäln- wie
)etzt. Doelr sollte die Kompetenz des I'räsideilten
in Divilsilellen nus Dr. 000 eiülölit werclon. Dolizei-
ül»oi-trotungon würde or in alien Dällen >>enld.beilen,
in «lenen nur Deldbusse angedrolit soi. Diir wieb-
tigere Dolizeiii>»ertretungou, uns denen längere De-
fangenseliatt «tebo, se)on dom Dräsidenten 0 .Vints-
rieliter beizuordnen. Von «liesom Deiüebte sollte Mr
oino Vernrtlleilnng Dinstimmigkeit vorlangt, dagegen
<lio ^.ppellati«>n von seinen« Drtbeile ausgesel«l«)8sen
werdeil. Dn«IIiei> liätto der Deriebtspräsident dio
llnte>'su«d«ung in allen Ltratsaellen za Mliron. Dio
Dmtsgerieldo initton V«>rmuild«>ugse1nlfts-, Dllv- nnd
Daternitätssaelien oto. nnd dio Ltratlälle zu l«enr-
tbeilen, welelie nielit vor dio Dssison geliörten.

Die Lezirbsgeriebte ondliel« initton in Divil-
gesvbäften oino Doinpetenz von Dr. 300—1000.
Daneben s«>llten sie als Dliklageleannner tnnotioniron
nnii io ein Vlitgliecl nn dio Driminalbammer dele-
gii'en. Xutnrii«d> diiitle «ins betreffende Mitglied il>«

jeweiligen Dulle uivtit in dor Dnülageüanluler mit-
gewirkt l«al»on.

Dio Diünlinalkan«n>er sollte -«us zwei Dbeiuüeliteiui
nnd einem Lozirksrieldor liestelleii. Zu«' Verlneidung
grösserer Dosten s«»Ilte dns Leknsationsverf-«>nmil
IMnilig' vor der DiuiioruMn^ der Dosoinvornon I'int/
^roilon.

Dns Ddor^orioiit innsso dioilion; ein istnnt oiino
soioilos sei nioid donkiinr, soilon der oiniioitiioiion
Drtlieilsprooiiun^ nm^on. Dood dönnto dio /nid
seiner Nit^iiodor vormindert worden. Liedon Ddor-
rielitor, /.nei Dir die Drindnni- nnd t'iint' Dir die
Divii^erieiltsl»nrlîoit «lürtten ^oniixen. Dine weitere
Dednktion sei nder nioiit mö>;1iol>, dn dns Dolie^inm
der ohern Instnin«! /nddreielier soin, müsse, nis dns
der untern und dio üo/nrüsKoriodte drei, döedstons
vioi' Älit^iiedor ^nldon sollten.

Dio vluimlnon Deriolito seien nl>or niodt in dio
Verlnssun^ nnDuuolinreu, sondern nn die Dosetx-
^elnm^ /m voinveison, ^velodo dro^ess- nnd Deriedts-
or^nnisntion init oinnndor non im l»o>!nn«ieln linde.

Dvontnell müsste Votnnt für die Do/nrdsino!iter
Deoldslcnndo verlangen, iilier ^veledo sieli diese dnrod
oino l'riiMn.^, nnKoMIir >vio sie M/d Dir die Dür-
sprovdor verlnn^t werde, nnsxuvveison lintton. ^Vlle
lìivlitordonniton, ndt.Vnsnnlimo der Dmtsriodtor, seien
dnroii den Drosson Dntii /.n wnlilen.

l)ie Dosoliwornon^oriolito seien deimdednlton Dii'
Vorl,reoliou, ^«»litisolio Vorreden und nnvli Dir ld^oss-
vorreden, wie in /üinoli, niimlioll für die Dnlle, in
wololion vin Dolà^ter es vorlnn^e.

Die Iloedtsjn'eednn^ solle /.wnr «iffontlioli sein,
duel, diiidto sied lmi «lor Dninitteldnrdoit «los Vor-
fnlirens dio A'olmime Derntllnn^ und Drtlìoilslindnn^
om>»foldon, sodnld nur dio VorlinndlnnA sellist ölfent-
liod sei.

Die triodensriolltorliolion VorlinndlnnAon sollten
einzig nnf den lsiillnovei'suoll dosodrnndt worden,
mit Xnssodlnss nilei' .lnrisdiotion. Dür dio Kom^otoux-
verllnndlnn<;mn vor dem Deriodts^riisidenten sollten
deine llestimmnn^en ül»er den VernlittlnnAsvol'snvIl
nnf^ostellt werden. Der /Vnssödnun^'svorsned soi iin
Allgemeinen dei^ndelinlten. Dür dessen lmltnng sei
in/jedem Domrd eine Vertrnnonsjlorson xu doxoiodneu,
vor >velol>er die Dnrteion porsönliod und ulino Assistenz,
zu erselminen Initton. Lei Dlstnnzgesolnifton nnd >»oi

Drlisednltsstreitigdoiton unter weit von oinnndor out-
lernt widmenden Dnrteion linde deine frivdons-
rioiitorliodo Vorlinndlnng stnttzutlnden, dn in diesen
Dnllen nuznnolimon sei, es seien dinlnngliod Vor-
snede gomnodt wirdon, die lletlmiligton zu vor-
stiindigon.

Die f?ednlil>»otreidnng sei besondern Lonmton zu
iiiml'trngon. Dntontirte Lerntslento s«dlten sieli «lnmit
nieüt >>ofnsson. Ds domnto violtneb !8p»rtelnroitoroi
vor; dooll nm gofiilndieliston sei es, dnss /otzt viele
nielit ;>nte>di>de I'orsouou, Dir welolio deine Dontrollo
und deine Vlodorntion bostebo, Letrei>>nngen besorgen.

Dor l-itnnt. müsse nneb in /ndnnlt wie bisber die
lzelliedsgerieiite dndnrvli seliiitzon, dnss eribre Drtbeile
wie nndere vollziebe; dns Verlnngen nneli oblignt««-
riseben Leldedsgerieliten dngegen leide nn einem
innern VVidersprnebe.

Die Lellnndlung der ^dmiuistrntivjnstiz i»enntrngt
Votnilt zu verseliieben. Dies wird l»eselilosson.

Unter Lezngnndme nnf seine im Drnede erseliienene
nnd vertbeilte Lroselliire: « Leber die .lnstizrotorm >

stellt Ilorr Dürsj»reellor L/Mer den Dntrng, folgende
Lestimmliugen in «lie neue Vertnssnng nnfznnelunen:

1. Dür die geriebtlioben Verlrnudlnngen wlr«l der
Drnndsntz der Detidntlielldeit, der lVliindlioldveit nnd
der llumittelbnrdeit der gnuzen Verlmndlnng vor denl
nrtlieilenden Derielde nntgestollt.

0. Dür das ganze Ltnntsgebiot werden ei«i Dber-
gerielit, Lezirdsgeriebte nnd Dndsgeriedte eingesetzt.

3. Verbreeben, jnditiseüe Vergelien nnd Dress-
delidto, vvelebe doiiteu rein privaten Dbnrndtor linben,
werden dnrei« Desellwornengeriellte benrtbeilt.

4. Der Drlass eines neuen Drozessos nnd einer
neuen Deriebtsurganisation wird dringlieb erdlärt.
Dlle Details sind dem Desetzo vorbelialten.

Die Deriebtsreform, so Dilnd lleiu- Miller in
Durzem aus, sei eine der brennendsten Dragen, deren
lMsung vom Volde absolut verlangt werde, was sieli aus
der grossen Delu'zabl der Dingal>en ergebe. Dafür zeuge
auell die stete Vormelirung der Delnedsgeriebto. Ds

zeige diess deutliel«, dass das Void den lstaatsgoriebten
dein reelites Zutrauen mobr sebendo, dass unser
Verlabren und unsere Deriebtsorganisation den Dn-
l'orderungen des vermobrten Vei'delirs, den Dnlorde-
inmgen der Dleuzeit nielit entsjn-äolien. Lolelio Dr-
sebeinungen seien w«>Iil zu beneiden. Dbeu diesen
DeDililen entspringen aueb verseluedene etwas sonder-
bar düngende Verlangen ans des Voldes Nitte, wie
der Luf naeb obligatoriselion Lebiedsgeriebteu, naeli
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^ussobluss der Advokaten u. K. w. Dass lloformen
gebotsii seien, füblo und wisse man allgenlein sebon
seit langen dabren; darunl liätten aueb llebörden
und dor bernisebe duristeuvorein siel, stets bestrellt,
don riebtigen >Vog zui- ^libülfe zu linden. Diese
dringenden Verlangen alle naeb Verbesserung dürfe
man niebt nborsebeu, dürfe die Krledignng dgi- Krage
niebt eintäeb anV Oesetz verweisen, sondern man
iniisse inindostons die als riebtig anerkannten Drnnd-
sätze in die Verfassung autnebmen. Oenf und Küriob
besebränken siell in dieser Dinsiobt auf das dlller-
notbwendigste, und ibnen älinliell seien die daberigen
llestimmungon der Verfassungen vnn lzolotburn, Dasei-
stadt, Kliurgau, Valbs und bleuenburg. Vlle andern
kantonalen Verfassungen entüielteu ganz detaillirte
Kostimmungeu über das Oeriobtswosen. dl.ebnlieb
wie Kürivb und die ibin verwandten Kantone sollten
aueb wir im Kanton Kern vorgoiien und die Oruud-
züge der Oerielltsverlassung und des l'rozesses in
die Verfassung autnebmen so gut wie man beseblossen
bade, die Orundzüge der adininistrativen Organisation
autzunebmen.

>Volle man al>er die neuen Orundsätze dureb-
fübren, so müssten unbedingt Kezirksgeriebte ge-
sebailen werden, da die liislierigen ^mtsgeriebts
durebaus niollt die nötbige (Garantie bieten könnten.
Nit den llozirksgeriebten stelle oder falle der ganze
Kntwurf einer zoitgemässen, ilelitigen Ordnung des
Oeriebtswesens.

>Vas die Oesobät'tslast der künftigen llezirks-
geriebte anbelange, so sei Votant durebaus niebt
mit Herrn Kggli einverstanden.

Die Statistik des ^ppellationsbotos sei niebt mass-
gebend. Kunävbst kämen niebt alle liier in llerüok-
siobtigung zu /bellenden Oeseliäfte bis vor den
^ppelbof, da viele dureb Abstand oder Vergleieb
erledigt würden, lindem sei sielier an/unelnnen,
dass bei einem bessern, siebern und rasobern Vor-
fabren die /alil der /u beurtbeileuden Ossebäfto
sieb aueb vermebren wüide. Nit dem Oesebälts-
gang dos ^.ppellationsbofos könne überbaupt niebt
exemplibzirt werden, da vor diesem keine eigeut-
lieben Verbandlungen stattfänden, wie diess vor den
Le/irksgoriobten der Kall sein werde.

Die llö/irksgeriobte babe mail svbon 1831 I>eriibrt,
1846 sei ibre Kinfübrung beinabe durobgedrungen,
beute sei diese Krage endlieb spruvbreif.

Dorr Kürsproeber glaubt, die Oebilles-
ferse unserer gegenwärtigen Ileebtszustände bilden
die untabigen Kiebtor der ersten Instanz, ibre Iln-
kenntniss des (leset/es nnd ibr Nangel an Mris-
tisebom Verständnisse. Daber sollte man grössere
Lezirke sobadon und diesen gebildetere Kiebter
geben, llesondsrs die unmittelbare Verbandlung
verlange soblagtertigo, in ^eder Dinsiobt tüebtige
ltiebtor. Die nötbigen beute werde man linden,
sobald man die Kiebterstellen besser besolde. Obne
stärkere llolastung doi' istaatslinan/en könne diess
gesebeben dureil Verringerung des lliebterpersonals.
Kino sofortige durebgebendo Venderung in dieser
Dinsiebt sei aber kaum mögliob und dessbalb sollte
die Verfassung besser darüber gar niebts sagen,
indem in dieselbe nur auf/unebmen sei, was sofort
durebgefübrt werden könne. — Innen Ausweg böte

das Zusammenlegen versoliiedener Vmtsbezirke;
allein ein derartiger Versnob dürfte sebeitorn an den
materiellen Interessengruppen, die sieb um .jeden
llezirksbauptort gebildet bätte», und sodann an dem
Umstand, dass die lievbtsuebenden niebt noob weiter
als bis M/t geben wollten, um /um lliobter /u
kommen. Dagegen sei die Personalunion ein/n-
tubren, wonaeb ein Oer!>ü>tspräsident für versebie-
dene l>e»!lelil>a>äe l-e/ilbe einvälllt werde, blaeb
seiner IVabl bätte er sein Domizil am grössern Ile-
/irksbaupterte oder da, wo die grössere Oesobäfts-
last wäre. Kinige Kage per 'VVoebe würde er sieb
naeb den» andeia> Oerlebtsort begellen. Diess wüiale
zu einer bedeutenden Deduktion des lliebterpersonals
tubren und man könnte dafür die lliobter besser
be/ablen. Dailn fänden sie!» aueb tüebtigere Kiöifte
als bis.jetzt, solelie stellen zu übvriiolimen. >Vvnu
dieses ödstem siidi llewäbro, so werde man mit
der Keit von selllst auf die llezirksgeriebte konlmen.
In die Verfassung solle aber für .jetzt uoeb keine
daliiuzielonde llestimmnng aufgenommen werden.

Herr Ilegiorungsratb f/oül«,! glaubt, die versebie-
denen ^nsiebten der drei ersten Votanten zeigen
dentlieb, dass n>an siell in dieser Krage niebt dureb
die Verfassung die Hände binden lassen dürfe.
Orundsätzo wie Nündlielikeit und Knmittelbarkeit
gebörten eigentlieb niellt in die Vorfassung, und
doell sollte mau sie anlnobmen, damit der Oesetz-
gebor, der im allgemeinen im Kanton Lern etwas
laugsam arbeite, stetslort au seine I'lliebt erinnert
werde. Ltatt zwei Oeriebte neben einander auf/u-
stellen, würde Votant lieber die Kompetenzen anders
vertboilon. Kr beantragt Kostulat 2 der Nüller'svbeu
Vnträge abzuändern wie folgt:

Kür das ganze ^Staatsgebiet werden ein Ober-
geriebt und Ilntergeriebte tinob Oeriebtspräsident)
aufgestellt.

Von anderer fleite wird davor gewarnt, zu viel
in die Verfassung anfzunobmen tllerr ; lieber
wolle man diese Krage als noeb zu wenig abgeklärt
bis zur zweiten lleratbung zurüoklegen tlleiu-
àVàilàrA).

Das Xdvokatonexamen sei nur für die Bezirks-
riebter, niebt aber aueb für die Vmtsriobtsr und
Oeriobtspräsidenton zu verlangen. Ketztero sollten
bloss wie bisber reebtskundige Nännor sein, die
vonl Volke direkt zu wäblon seien. Die Korsonal-
union sei niebt anzustreben, da das ^Vandern des
Kiobters unverträgliob sei mit der ^Vürds dos àntes
illeiu' lKIi?»). Andererseits wird Vulnabme der
gewerblieben flebiedsgorivbte (Krudbommes) in die
Verfassung verlangt fllerr -/ulîssuà).

Dorr lleantragt, die Verbandlungen vor
dem Kriedensrivbter obligatoriseb zu erklären, dessen
Kompetenz auf Kr. 100 festzusetzen und die Anwälte
von den dalierigen Verllaudlungen anszusebliesson.
Kr niöobte die Xliltsgerielite fallen lassen, fnrebtet
aber, wie aueb Herr dolissaint, es könnte ein solebes
Vorgobn die ganze neue Verfassung gefäbrden.
Herr verlangt für die llezirksriebter besondere
Kiebterexamen, damit das uene Institut niebt etwa zu
einer Versorgungsanstalt tlir nntäbige duriston werde.
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Dventneii t'iir ^Vntra^ (ddnit
>»etret1en<l ^.iiändernn^ des i)liii-
ier'sciien Destniate» )t>îr. 2 l! 8iti>ninon.

DaAeK'en Drosse idelirixnt.
Dventneiì jni' ^nsnt/.antra^ des

Herrn doiissaint 17 tstinnnon.
Da^e^en Alinderiieit.
Dur Xntra^ DZ^ii /V^einveisnn^

N.N DeSet/.Ae1)NNA) 11 istiinnìen.
Diir rVntra^ >lniiei' 12

^Vutra^ UüIIeri>ir. 1 wird einstiinnuA' auL,enonnnen.

t?oso/«rorwowAerio//7c.

Diir ^.ntraA' D^gii t^nreiierver-
tassnn^/ 7 tttiininen.

Dnr ^Vntra^ Niiiiei' Drosse Neindieit.

^>/6<7owsrie/t7er.

Der ^.ntraA des Herrn DM-ii ndrd nieiit iiestritten.
Diir /insat/antra^ des Herrn

tieinir detredend Koin^eteniü 7 istinnneu.
Da^e^en Nellrlioit.
Dur Xinsatxantra^ do» Herrn

!8eiiär detredend /Vnsseillnss der
Anwälte Drosse Nelndieit.

1'ür Dintniirnng- desonderer Ile-
treiimnK'sInzainten -> -

Herr row Ke?r/or »teilt den àtrag', nin drei Diir
eine ^aeinnittag'ssitxnng' /n Drledi^nng- der /.ariiek-
Aeieg'ten Dramen xn ilaiten, t^ainsta^s daa,'eAen nivid
/.nsannnen/.ntreten.

Da in der ^.I>stiininnn^ 12 tstiminen siel» tnr
rVdiiaitnnA einer Xaeinnitta^ssitxunA, edensovieie

Präsident
ant'

ader da^e^eu anss>>reelien so ordnet der
dnreii tstieilsntseiieid
drei iliir an, >vo^e^en

i^aeinnitta^ssitxnn^eine
die .sainsta.^ssit^nn^ anstäiit.

t-ieldnss der 8iit/nnA 1 iliir 2t) idinnten.

/irr ^^o/o^oi//'ö/rrrr
L IViattii^z, 1'iir.s>>.
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Protokolls
der

V0pb6patllUNAs!<0MM>SSÌ0N c>68 V6t-f5ìZ8UNA8patll6Z.

8iv!ieiiw HitZîtMK.

kreitag don g. t^ovemdor 1883,

Naebmittags 3 Ilbr,
im äussern Rtandesratldiause iu Lern.

tinter dem Vorsitz, des tterru Nationalratb .Lr««»er.

vs leiden vntsobuldigung: die lierreu RIsässer,
kre^, verzog, Rebwab und tVilli.

IV. vis Lorioktsbobördon.

5. K. Z4drràÌLtrativM8tÍ2.

Herr Regieruugsratb /)-////?) als erster Votât,
stellt döll Vntrag, keimende Restimmung in die Vor-
tässuug autzunebmen:

Die Vesetzgebung wird für die vrganisation einer
selbstständigen Verwaltungsgeriebtsbarkeit Rorge
tragen nnd Vorsvbrit'ten über das Vertabren vor den
Verwaltungsgeriebten aufstellen.

In Legründung dieses Antrages külnt Votant an:
vinsmbtlieb IZeurtkeilung von ^nsprüeben des Rtaatss
an den einzelnen Lürger babe man 1846 unter-
sebieden zwiseben reinen und gemisebten Verwaltungs-
Streitigkeiten; )ene babe man den administrativen
Rekorden anvertrauen, diese über un die Verlebte
verweisen wollen. vndliek bube mun sieb auf den
jetzigen Artikel 42 der Verfassung geeinigt, der nur
von reinen Verwaltungsstreitigkeiten spreebe. In
der Vesetzgebung (Vesetz von 1854, Vesetze über
Rteuerwesen, Rntsumpfungen, Vemeindesteuern ete.)
seien immer mebr Regierungsstattbalter und Regie-
rungsrutb ^ls entsebeidende Lebörden aufgestellt
worden. tVübrend trüber die Veriebte üngstlieb und

Vsrlminllmigizn ile« VeràssungLràtkss. — vêlidêràtious ils Is.

eilersüebtig auf ibre Rompetenzen gewesen seien,
bube sieb diess später, besonders über in neuester
^eit, gunz geändert. Um uueb niekt den Rebeiu
von lingereebtigkeit auf den Rtaat zu luden, müsse
man den jetzigen günstigen àlass benutzen, dus
duberigs Verlubren neu zu ordnen, vus gegenwärtige
Vesetz sei zu kurz und knupp binsiebtliel» Reband-
lung von Karteien und beugen, überbuupt in ulien
seinen prozsssuuliseben Restimmungen. Xudem dürfe
unbedingt der Regierungsratb niebt mebr länger
Kläger nnd Riebter in viner Rerson sein.

ver Antrug wird zum Resebluss erboben.

b. kersonànion binsiobtlieb der Regiernngsstuttliultsr
und Veriàtsxràsidentôn.

Herr öiMi, uls erster Votunt, stellt den Zutrug,
die Verfassung solle die Restimmung entbulten:

vie Nöglivbkeit für eine Rersonalunion ist in die
Verfassung autzunebmen.

Im Allgemeinen tällt dieser Antrug mit dem beute
angenommenen Vntrug vggli zusammen.

vie Versammlung ist einverstanden.

Vul Antrag des Herrn Ksic/er wird die krage
über Einsetzung eines Veriebtsbotes für Verfassung«-
Verletzungen an die Redaktionskommission zur Reriebt-
erstattung gewiesen.

Rebluss der Ritzung 3 libr 45 Wnuten.

Näebste Ritzuug: Novtag den 12. November,
Norgens 19 Ilbr.

Tagesordnung: Vemeindewesen.

ver er

IVIiìttb^8, KUrsp.
(lonstituiìiits. 14
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Protokolle
der

V0Nb6pàUi1A8!<0MMlSS!0N ciss V6l'faS8Uî1A8Natil68.

^ville 8itxuil^.

Älontag den 12. I4ovsmksr 1833,

Vormittags 10 m»-,

im äussern Ltandesratbbause in llern.

Onter dom Vorsitz. dos lleriu Olationalratb

Leim teblt Outsebuldîgung
Ilerr Or. LebwaI).

Oas Oroto/co/ê àer soebsten 3itz.ung wird verlosen
und genebmigt.

Herr Mü^er, Oürspreeber, bemerkt, dass man
vergessen babe, über seinen Oringliobkeitsantrag,
weleber übrigens niebt bestritten worden sei,
abzustimmen, und verlangt, dass solobos naebgebolt
werde. Oiess gesvbiebt.

Oür Oringlielikeit stimmt Orosse Nebrbeit.

Oas der siebenten Litz.ung wird verlesen
und genebmigt.

1 :

V. Oie OikMkinllen.

llei-r Ilegierungsratb resorirt über die Oin-
gaben.

llerr llegierungsratb Keiner, als erster Votant,
stellt tolgende Vnträgs:

1. Oer bisberige K L6 ist beicubebalteu.
2. Oie Oemeinde ist der Verband aller in ibrom

llez.irk wobnondon Ortsburger und Oinwobuer.
3. Oas Ortsburgorreebt wird neu erworben ent¬

weder dureb mindestens cweijäbrigen Orund-
besitz oder dureb eine z.ebnjäbrigo Oinwolmung
obne Belästigung in der Oemeinde.

4. Ltimmbereebtigt in der Oemeinde ist ^edor
Ortsburgsr und Oinwobuer naeb den llestim-
munden der Ouudesvertassung; in Laoben der
^rmenpilege und des Vormuudsvbaktswesens
kommt ^odovb das Ltimmreebt nur den Orts-
bürgern zu.

5. Oen Oemeinden, bisberigen Lurgersebatten
und übrigen Korporationen ist ibr Vermögen
als untlieilbar gewäbrleistet. lbnon stobt aus-
svbliosslieb die Verwaltung desselben cu.

Oer Ortrag dieses Vermögens wird terner
seiner Ovstimmung gemäss verwendet, dedoeb
sind ans dem Ortrag der Lurgergüter vorab
die Kosten der Kotbarmonptlege der Orts-
burger, soweit biecu der Ortrag der speciellen
àmengiiter der Oemeinde niebt binreiobt,
cu bestreiten.

Oas Oemeindeweson, so tübrt Herr von Lteiger
aus, sei eine der aller wivbtigsten Oragen, sobon
dessbalb, weil die Oemeinde die praktisobe Lebule
tür den Oürgor sei, welebe ilin lebro, den Oliek
etwas weiter über seine Oersun und seine Oamilie
binauscuwerten, eben aut die erweiterte Oamilie,
ant die Oemeinde. Ois Oedeutung des Oemeinde-
wesens tür den Oürger und tür den Ltaat sei
niebt cu untersebätcen, und sollte beute ^edentalls
niebt bei Leite gesetct werden. Von gewisser Leite
inöebte man z.war alle kleinern Korporationen ver-
svbwinden und im Ltaate auigeben lassen; allein
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(liess (viderspreolis sokon der gesokioktlioken Lnt-
wioklung. àok die keibokaltung der kleinern Lreiso
kür die blosse.Vdministration widerspreoks don à-
solìauungon des Volkes im Orossen und Oan/on.

Lis /mm dakre 1855 seien die Verkältnisse vinkaok
gewesen. Die kurgergemeinde liabo allein Mr alle
Interessen gesorgt. Lrst 1833 soi neben der Lurgor-
gemeinde àis Linwoknergomeinde sreirt worden /u
kesorgung dsr gemeinsamen ölkentlioken Interessen.
Dor Oriiinl kabe in dor sokon Lndo dss 17. dabr-
kunderts begonnenen kokliessung dsr Lurgerreokto
gelegen. Dennook soi die kurgergemeinde Vrägerin
von ölkentlioken Interessen geblieben, weil sie die
dakerigon nötkigen (lo I dor kabe b esok a ikon müssen.
Die Verkassung von 1846 kabe daran niokt viol
geändert, bald aber soi dann dio /^ussokeidung
zwisebeu kurgor- undLinwoknergemeinde eingetreten.
1) a roll dioson Dualismus werde dio Lkätigkeit dor
I!ärger okt geläkmt. Vielkaok soi /war gerade in
Lulge dor Vussokeidung das Verkältniss zwisokon
don Vngekörigen beider Oemeinden oin besseres
geworden als krüker. Da/u kabe auok dor Umstand
beigetragen, dnss manoke kurgergemeindon immor
weitkor/ig und patriotisok mit dor Verwendung ikrer
Oüter vorgegangen seien. Immerkin sollton dio
Oemeinden nook vielkaok besser gestellt worden;
dio Kiirgor wiirdeu opkerkreudiger Mr sio eintreten,
wenn überall nur nook oino Oeineinde wäre. àok
in andern Lantonen uutersokoide muu zwisoken
keimatbereoktigten Lürgern und blossen Liuwokneru,
allein äusserliok soi kein Lntersokied bemerkbar.

Lei uns besteko ein Zwiespalt zwisoken dor
lleimats- und dor IVoknsit/gemeinde. Nanokor kabe
von dugend nut Lust uud Leid mit oinor Oemeindo
getkeilt, ikr viollsiokt soins kosten Lräkte gewidmet,
und dook soi or da oin Lremdling geblieben; okonso
soi dor nämlioko Nanu soinor eigentliokon Heimat
kremd, liabo sio vielleiokt niemals kotrotou.

Kokon violo Versnobe seien gemaokt worden, um
dio Lebelstände dor ^weitkeiligkoit in unsern Oe-
meiudewesen zu Kokon, allein okno Lrkolg. Line
Lösung' dor Lrage soi akor unbedingt geboten,
kosonders da dio Nissstände stets grösser würden,
keit 1833 kako sivk die Lakl der an ikrom kurgor-
vrto IVokuendon beständig bodoutond vermindert,
wälirend siok die Lakl dor Dintersässen von Waldung
zu Waldung vermekre.

Im dakre 1389 seien im Lauton von ksrnisokon
Linwoknoru 222,128 Lurgor und

269,439 Lioktburgor go/äklt worden,
also 46 °/o Lurgor gegenüber 54 ^/o Lioktkurgorn.

>Väkrond im Oberland, wo dor Lro/entsat/ dor
Lnrger am köoksten soi, aut' 69°/» llurger 49°/»
Lioldburgor kommen, /üble man
im Oberaargau 57 "/» Larger auk43 °/o Lioktburgor,

» dura 54 » » » 46 » »

» Loeland 48 >> » » 52 » »

-> Lmmontkal 43 » » » 57 - »

» Nittolland 39 » » » 79 » »

in dor Ltadt kiel 16 » » » 84 » »

und ondliok
» » Ktadt kern 11 "/»Lurgor auk89 » »

Oioso Verkältnisso /eigen dentliek, dass man
eins Oemoindo sokalkon müsse, woloko bodoutond
weiter sei als die biskorigo Lurgorgomoindo; aber

aus kosten, aus weniger llottanton kostandtkeilon
/usammongösot/t als die gegenwärtige Linwoknor-
gvmoindo sollte sio sein. Lino neue Iloimatgomoindo
müsse man gründon, woloko allo sosskakton Lürgor
umkasso und ikuon auvk ikron Iloimatsokoin aus-
stollo.

^u dor ìlet/igon Linwoknorgomoindo gekörten
viole Llemento nur vorüborgekend, okno oigontliokos
Intorosso an dem ^old odor >Voke derselbon /u
kabeu. dar Nanoker /ioko weiter kort, sobald ikm
anderswo ein besseres Auskommen winke. Koloken
Llomonton köuno man dook niokt Iloimatrookt in
^oder Oomeinde geben, in woloko sie /ukällig kommen,
/^.us allen diesen Oründen sei eine neue Heimat-
gemeinde /u sokakl'en naok obigen Anträgen. Oio
^.uknakmo in dieselbe müsse okno Linkaukssumme
und okno Abstimmung erkolgen; es sei nur /u Kon-
statiron, dass die verlangten keMisito orküllt seien,
wie (liess /. k. in öasolstadt und èiûriok der Lall
sei. IVenn man einwende, auk diese >Veise erkalte
man einen dem M/igon äknlioken Dualismus, so sei
/u bemerken, dass Ortsbürger und Liuwokuer nur
Line Oemoindo bilden werden; der Ilntsrsokied liege
nur in don Lnnktionen. àmenpilege und Vormund-
sokaktswesen sollton nur die Ortsbürger betretkon,
wie in ^Vaadt und ^üriok (^.rt. 54 der ^üreker-
Verkassung). Lür das Ltimmreokt seien die Vorsokrikton
der kulldosvorkassung massgebend. Dieses Vorgekn
im à'msnweson sei auok geboten durok die küvk-
siokt ank don dura. Line Linigung mit ikm sei nur
mögliok bei gegenseitigem Lntgegenkommen. Melln
das Vrmenwesen nur kinsioktliek der Ortsbürgor
von der Oomeinde vorwaltet werde, so bleibe noek
ein grosses Leld kür die kreiwilligo Opkerkroudigkeit.

kinsioktliek der Lurgergüter und Lut/uugen sollte
im Orunde die neue keimatgemoinde an die ktelle
der jetzigen Lurgergemeiudo treten, allein es sei in
dieser Ilinsiokt 1846 und durok das àssobeidungs-
geset/ /u viel gesündigt worden, als dass man M/t
wieder ^lles gut maokon könnte. Ludem kätten die
Lurgergüter in versokiedsnen Ortsokakten eine ver-
sokiedeno Lntstekungsgesokiokte; niokt alle seien /u
gemeinen ölkontlioken Lweokon gestiktet worden,
manoke kommen, wie die koobtsamegüter, bloss
Lln/elnon /u Oute, und manokerorts seien sio /ur
Vertkeilung gelangt.

Die Vnsiokt, die àssokeidung, woloko siok auk
die Verkassung von 1846 gestützt kabe, kalle mit
dsr Abänderung des betrelkenden Artikels, sei niokt
rioktig. Lin Vorgoken in diesem Kinne würde das
kevktsgekükl des Volkes verletzen und wäre niokt
gut und unklug.

Nit der Legünstigung der Vereinigung kleinerer
Oomoindon erklärt siok Votant einverstanden.

Herr Regierungsratk Aoöut stellt kolgsnde
Anträge :

Die Ligensokakt eines Lürgers des Lantons kern
wird durok das keimatbürgerreokt erworben.

keimatbereoktigt sind:
1. Diejenigen, weloke gegenwärtig in der Oe-

meindo keimatbereoktigt sind und ibre Laok-
kommen;

2. àk ikr Vorlangen diejenigen, weloke bei
Inkrakttroten der Verkassung in der Oomeinde
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Orundeigentkum besitzen, oder seit fünf dabren
daselbst niedergelassen sind.

Das Leimatreebt wird in Ankunft erlaugt:
1. Ourcb krwerbung von Orundeigentbum, naeb

vier dabren;
2. Dureb die kiederlassung, llacb seebs dabren;
3. Dureb ausserordentliebe der Gemeinde ge-

leistete Dienste.

Lämmtliebe im Oemeindebezirk niedergelassene
Kantens- und Lebweizerbürger bilden die Gemeinde.

Die Oemeinde vergaltet selbstständig unter der
Vutsiolit des Staates:

1. Die Ortspolizei;
2. Das Legräbnisswesen;
3. Das Vorinundsebaftswesen obne Lüeksiebt auf

die Deimatsbvreebtigung;
4. Das Vrmenwesen;
5. Das kirebenwesen wo die kirobgemeinde mit

der Oemeinde zusammenfällt;
6. Das Lebulweseu;
7. Das Oemeindegut, inkl. dagd.

Die Oemeinde bat die Verwaltung des bestellenden
allgemeinen burgerlieben Vermögens.

Lis übernimmt die darauf baftenden Lvbulden,
sowie die Vklösung der von den Lnrgern ausgeübten
kutzungsreebte.

Der Vblösungspreis wird auf den aebtkaeben >Vertb
des Bruttoertrags bestimmt.

^ur Lerevbnung dieses krtrages und zur Vuf-
Stellung des Lereebtigtenbestands wird das dabr 1883
als kormal-dabr angenommen.

Die Ablösung gesebiebt dureb Verabfolgung einer
öprozentigen Obligation an ^eden kutzungsbereebtig-
ten; diese Obligationen sollen bis 31. Dezember 1899
akbezablt werden.

Lis zu diesem Zeitpunkt batten sämmtliobv von
der Oemeinde übernommenen, unbeweglieben, burger-
lieben Oüter der Oesammtbeit der Vblösungsgläubiger
grundpfändlivb.

Lis zum gleieben Zeitpunkte ist es den Oemeinden
untersagt den krtrag des übernommenen burgerlioben
Outes zu einem andern Zwecke als zur Verzinsung
und Amortisation der Vblosungsobligationen zu vvr-
wenden, ein etwaiger Ilebersebuss vorbebalten.

Die bestellenden burgsrlieben Vrmengütor und
Lpezialgüter werden als Ltittungon, ikrer gegen-
wältigen Lestimmung gemäss, unter Ltaatsaufsiebt
verwaltet.

Die Oemeinden wäblen ibre Lebörden.

Die Vbgrenzung der Oen»eindebezirke und die
Organisation der Oemeinden bleibt dem Oesetze
vorbebalten.

Herr Oobat bätte navb denl kingange des Votums
des Herrn von Steiger andere Leblüsse erwartet.
Die beantragten würden uns binter 1852 zurück-

versetzen, dotzt bätten die Lurgergemeinden nur
noeb zwei Lefugnisse, die Lurgerannabme und die
Verwaltung der Lurgergüter; man solle sie niebt
wieder stärken dureb Lebertragung des Vrmen- und
Vormundsebaftswesens.

Das Lürgerreebt sei niebt notbwendig an einen
kleinen kreis gebunden; so kennen die kranzosen
nur ein lranzösisebes Ltaatsbürgerreebt und keine
Oemeindeangebörigkeit.

/unliebst müsse die Verfassung das Staatsbürger-
reebt deüniren und zu diesem knde aueb das
ldeimatreobt normiren.

Der Oemeindeverband müsse vom Leimatbürger-
reebt unabbängig sein. Die einzige Ledingnng um
Lürger zu werden, müsste die Niederlassung sein
oline Ontersebeidung naeb dem Ortsbürgerreebte.

kbenso müsste sieb die Vormundsekaktsbefugniss
der Oemeinde über VIle, abgvseben vom Ortsbürger-
reebtv, erstreeken.

Der Oemeinde sollte aueb das dagdregal über-
tragen werden; sie würde in ibrem tinanziellen In-
teresse die .lagd eber beben als der Ltaat.

Die neue Oemeinde müsse die Lurgergüter über-
nebmon. Lie könne'disss. Leber den bestellenden
Oesetzen stelle die Verfassung; diese sei allmäolltig
und könnte Lrivatreobts, so bald sie wollte, ganz
aut'beben. Die Vussvbeidungsverträge seien eine
Verletzung der Verfassung von 1846. Vrt. 69 VI. 2.

kutgegen diesen Lestimmnngen sei dureb das Oesetz
von 1852 über das Vermögen der Oemeinden ver-
fügt worden.

Lobald der ötkentliellö Obarakter der Oemeinde
dabintälle, werde das Lurgergut tbeilbar und falle
unter die eivilreebtlieben Legrille und die gesetz-
lieben Lestimmnngen über das Niteigentbum.

^Venn die Lurgergüter an die neue Oemeinde
fallen sollten, so würden die bisberigen Lereebtigten
aueb Vortbeile davon ziebeu, indem die Oemeinde-
teilen kleiner würden.

dedentälls seien Oautelen für die ausgekauften
Lurger und gegen die Verzebrung der jetzigen
Lurgergüter aufzustellen.

Hier wird abgekroeben und bsseblossen, bis
nlorgen die vvrsebiedeneu gestellten Vnträge drucken
zu lassen.

Lvbluss der Litzung 1 Lbr 25 Ninuten.

L. IVIattb^s, kürsp.
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Protokolle
clor

Vo^bet'atliunAZkommission cies VSk-fassunAs^àes.

^Xeiilite 8it^nnA.

visnstu^ âoa II. Isovsmbsr 1883,

Borgens Dl>r,

im üussorn l-itunàosrutlàiuuso in Loin.

lin toi' àom Vorsitz. clos Ilorru Hutionulrutll ^r'rcc/cicer.

koim folilt Dntsvlinlàigung
Dorr Norgontliulor.

Dus àor uoliten Litzung cvircl vorloson
unà gonoìimigt.

portsàung àor Dobstto über àss Qkmoinàowoson.

Lorr -/âsscàf «tollt tolgonào .Vntrügo:
^,i't. 66.

« Dio gogencvürtige Dintlioilung clos Ltuutsgobiotes
in Làrolispiolo uncl Domoillàon vrirà boikoliulton.

Dieselbe kunn nur àurob àus Dosetz nuob
jeweiliger Vnliörung clor Iletboiligtou ubgoünclvrt
woràon. »

Der Ltuut wirà àio Vorsolimolzung von Domoinclon
mit geringer Lovolloerungszubl mit unàorn bouuoli-
burton begünstigen uncl ebenso àie Vereinigung àer
Lurgergemeinàen mit àon Dinwolinergomeiuàen uuob
freunàliober Verstûnàigung.

Verdunclluiigsu dos Verlkcssungsrutbes. — Délibérations às

-"-s >-o -

In àon Drtsoliukten, in Wklolion clioso Vorstûllài-
gung stuttünclen wirà, weràvn àorDinvvobnorgomoinào
ullo ötlontliolion Lüsten übertrugen worclvn mit
Inbogritf àos Vormiillàsobuftsvvôson, clos Vrmen-
wosens uncl clos lleoktos àor LUrgoruufnubme.

àt. 69.
In clon Drton, in wolobon clio Lurgergenioiiiào

uncl clio Linwolinorgomeinào tortfuiiron vveràon,
gleiebzoitig zu bostoben, sollon folgonào Drunàsûtzo
zur Vnwonàuug kommen:

1. Dus Demeinào- uncl Ltuutsbürgerreobt ist
Luobo clor Lurgergvmoiuào. Ds cvirà erlungt cluroli
/D'5/o/c/o für clio Duebkoinmen clor Domoinclebürger
uncl cluroli ZVârèrmA für clio Dinwobner. Dus
Lurgorreebt muss rcnru/c/e/^ir/i uuk Verlungon ortlioilt
woràon clon bernisvben uncl soliweizerisolien (Zruncl-
livsitzorn nuvli ràem -/a/cr IVobnsitz in clor Domoinàe
uncl ullen uncl /9rà-eàr?àAern, vvololio im
Demoinàegebiet 7 â/trôliiutsroinuuàsrnieàergelusson
siuà, obno weitere Dormulitüten uls Ausweis über
gute Deumàen uncl bürgerliolio Dbrenkübigkeit. Die
Lurgoruufnubme von Lernsrn, Loliweizern uncl Drom-
clou, clio niobt in clioso zwei lvutogorien gebüren,
wirà cluroli oin Desotz georànet weràen im î8inno
clor Drloioliterung clos Lurgerreobtserworbes.

2. Diejenigen Lurgergüter, welobe für oiuon
gemeinnützigen ölkontliolisn ^cvoolc l>ostimmt siucl,
wie clio àmon-, Unison- uncl KpitnlAÜtor, sowie
»stiponàion für Lr^ieliunAS- nncl LolirlillASivoson eto.,
sollon iliror Lostimmung- oilculton liloilion.

3. Dus UutxunAsreolit àor üliri^on llurAor^ütor
>virà îinssoliliessliolì clon iot?.t nut/.unAsl>erovlitixten
IlurAern ^uAesioliort uuf clor cluroli àio dostolionclon
IloAlomonto A0Kolionen Drunàlago unà in àon àort
A'o/.oxoueii Dron^on, unà !icvur für oino Duuor von
8 àuliren von àor ànuliino àor uouon Verfassung un.

4. ltlavli Vlàuuf àiesor ^toit sollen àio Dinlcünfto
uns àon Lurgorgütorn ?u Lostroitnng clor Vàinini-
strutionsl^oston àor Lnrgoigomsinào uncl 7.um Dntor-
tiult àor notliurmon unà àûrftigsn Lurgor vorcvenàet
worclon, olino Dntorsoliioà zicvisolion àon ulten unà
nouon Lurgorn unà vorxugswoiso tür Uussnulcmon
unà Vnstulton /.n Vorliütung clor Vorurmung.

5. Dor llodorsoliuss àos Drtrugos àiosor Düter,
wenn ein solokor nuvli olzigon Vervvonàungon nooü
liloibt, soll àor Dinvvolinorgemoinào übormuolit vvorclon

^ur Lestroitung àor Vuslugon für öllontliolio Do-
moinào/.vvooloo.

6. Dnter àon odgonuiinton llocliugungsn sollen
àîo Lurgorgomoinàon àio Vclministrution àos Vor-
niunclsoliuftsvvosons uncl clor Dutorstüt/.ung ilirer
Vngoliörigon lioliulton unà àor Ltuut guruntirt ilinen

D (loustitiiiints. 15
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ibre Düter ul» Kei^ierutiensgütei', wolelio weder
vvrtbeilt ueeb ibrer ^wevkllostimmung entfremdet
werden können.

7. Die llernorbüi'gei' und die Lellweizer uuderer
Xuntllno, wolobe zur koit der ^.nnubnlo der neuen
Vortussullg die für <lie .Vulilullme in'» Ilürgerroellt
verlungton krlordernisse liositzen weiulon, sind de»
unter Miller 1 «liese» .ìrtikol» gonuunteu l'erseneu
gleieligostollt.

Votunt begründet »eine àtruge im Dunzen wie
folgt:

I!oi don àWvboidnngvn seit den, .lullre 1852
soi stets (ter köwenuutbeil den llurgeiul zu Dute
gekommen, die kinwebnergoinvinden iliitten nielit
einmul genug orbulten, um die ilinon ulleiil nul-
gebürdeten lausten für ölkentlielle ullgellieine Ilodürf-
nisse zu bestreiten. — kin lluuptgru»>I tier jetzt
l>o»te>londeu Debolstüude »ei der, du»» mei»t inir
derjenige, welober in »einer IZurgergemeiude vvebne,
die Nutzungen derselben geniessen kenne.

2Dn eintuelisten würe es violleivlit, ven don
llurgul'gütern in der Vertussung gur nivllts /u sugen
und den betreffenden Artikel eintueil /m streieben.
Tllleiu dumit würile inun oben uueb niebt» erreieben.

kin àsweg bestünde in der /lufbebung der
llurgergemeinden und kuwoisling ibrer Düter un die
kinwallnergolneiilde. Allein dieser Verseblug »ei zu
revelutio^ür, uls du»» mun »eine ànubme dureb
du» Volk erwurteu dürfte.

Die unne 1855, 184t! nhd 1852 boguugenon
kebler kiinnten niebt ointüob gebobon werden. Die
àsseboiduugen seien oivilreelltliebe Abkommen
zwiseben den beiden Demeinden.

Im Dunzeil »teiie er uuf dem IZedon de» ilerrn
Debut und verlunge ubsniut eine einiieitiiebe Do-
msindo. Ven grosser lVielitigkeit »ei dus Ver-
»ekwinden der guuz kleinen Demeinden, in weiobou
mun niebt eininui die wenigen füliigon und unuk-
liüngigen Älünner für die kesetznng der Demeinde-
beumtungen ündon kenne, Duller »ei Vorsebinelzung
der kleinen Demeinden zu giuössern zu ermöglieben.

kinmui werde beft'entliell die kusien zwiseben
kurzer- und kinwellnergenleinden kommen, uni ulie
krülte zunl IVoble der Demoinsollult zu vereinigen.

Vielieiebt kennte der gogenwürtige ^ntugenismus
»eben jetzt dureb einen ^.llsgleiell beseitigt weiulen,
wu» uueb von Ilerrn I)r. lllöseb und der kurtei der
Dnubliüngigeu ungestrebt werde.

Der I)uuii»mn» im Demeindeweseu, wie er im
kunten kern bestelle, »ei uuderwürt» uubokunnt;
in den übrigen kuntenon, uussor Denf, berrsebe ein
gomisolites L/stein.

Dus beste Heilmittel »ei die mögliebst uusge-
debnte Detfnung des Dürgerreellts, wslebo ' »ebon
vor Innren .lubren von tien Herren ult-kebenkom-
missür Ltettler und illt-Kundunlmunn lilösell, in
neuerer keit von Herrn Dr. lilösob pluidirt werden »ei.

Herr ZrîMîr beuntiugt:
1. Die gogenwürtige kintlieilung des Ltuutsgobiotes

in Deineinden kunn dui eb ein Dekret des Dressen
llutbe» nueb jeweiliger àbôrung der Iletlieili^-
ten ubKeündert werden, und es ist dubei die

Ilildunx grösserer Demoinden in àssiebt xu
nolimen.

2. Die DrKuuisutien der Demeinden wird dureb
du» Desotx l»v»tinlmt. l8ie »oll uuf demekruti-
»ober DrundluAîe beiulben.

3. Ils/ü^lieb der ull^emeinen burAorlielien Vut/uln^»-
^üter in erster kinie: /Vnti'u^ (iellut. kventuell,
fulls e» >>ei der DüteruusseboiduuA »ein Ilewonden
liuben »eilte:
». den IZur^ore,emeindon verbleibt die Verwultun^

der ull^emoinon >>ur^erlielien iblàunASAÛtor;
e» »tebt ibnen ^odeeli frei, die Verwultun^
den kinweliner^eilleinden i^>l überlussen;
die iluell den durmui bestebonden Ite^Ienionten
-lill 1. .lunuur 1885 nàunA'sboreebti^tvn Kursor
verbleiben bei ibren kluDunAen, bis die >>e-

trollende l>u>'Aer^elneinde under» durül»er ver-
tug'on »eilte. Diese klut/un^en dürfen .jedeeb
idebt erböllt wurden, und es erlisebt die
kblt/.unxsbereellti^un^ unter ullon Dmstünden
lnit «isnl d'ode des llereobtig'ton;

r. tler krtiuu^ der ull^'emoinen bni'^orliebon
ldut/uin^»LÜter wird nueb .Vb/.UA- «lor nevli
IlLSteilonden I'orsenuluut/uinAen ull^ülirlieli der
Domeindekusse ubAelietort.

Herr IZrunner erklürt ul» den erstell IlunM'ebler
die tzebuftüu^ der kinwobnor^euieinde im .lubrv 1855,
ul» den /weiten die ^.ussebeidun^en. Diese seien
summt und sonders VerfussunMverlet/un^on gewesen.
Dus in § der VortussunA Auruntirto Vermögen
bulle inuil niebt nueb zwei Leiten bin tbeilen dürfen.
.Vn den llur^vr^ütern selllst button nur tlie l lonleinden
ein koobt, nioilt über die ein/einen llurg-or. IVenn
lliun über ^jenes verfüge, so betretle dies» niebt
krivuteigentbum sondern Demeindegut. d'ret/ «lor

unglüeklieben ke/eiellnung «ul» I'rivuteigentllum»
bube die Vortussung von 1846 die Nurgergütor niebt
ul» l'rivutgütor ill streugreebtliebem Linne uner-
kennell wollen, du sonst,ju niellt eine Lestimmung
über Verwendung des krtiulgos derselben bütte uuf-
gestellt werden können. —

Die kintboilung des Ltuutsgebietos in einzelne
Deineinden »ei besser den be/ügliebon Dekreten des
Dressen liutlies vor/ubeliulten.

Die Loliulfung guuz neuer Deineinden lllittelst
der Vertussung oder der Deset/gobung sei kuum
inögliell. Dilber »ei es um IZesten, die kiilwelinor-
gemeiilde dureb bessere Drgunisution nlögliebst uus-
zubuuen.

Dogen die krvirung neuer Deineinden in vor-
geseblugenem Linne streite die llundesvertussung
mit ibren Destimmuugeu über Iviederlussung und
^ufontllult.

Du» ven Ilerrn von Lteiger vorgeseblugene
L^stenl wür«le den 4>'t/igen Duulismu» tbeilweise
uufl-eebt erbulten. Die DenpelsMrigkeit innorbulb
der gleiebon Domoinde würde bleiben; mun würde
eint'ueb um l'lut/e ven llurgern und kinwobneru
Vellburger und llulbburgor besitzen.

krinzipiell mit Herrn Debut einverstundeu, möebte
Vetunt die llui-ger eiiltueb uuf den àssterbeotut
setzen uiltel' kelussung der .jetzt Ilsreobtigten im
löbenslüngliebon Dvnusse ibrer Nutzungen, duinit
ibr l'rivutbiidgot niebt get'iibrdet würde. —
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llorr glaubt, der Antrag- «less Ileirn
dolissaint und namentlich der des Herrn von Btoigor
verewigten das Bestem dorXwoigemeiudon, besonders
wenn man von vornherein auf das Rrinzip a>>stellen
würde, dass)odor Xantonsl>ürger eine engere Idoimat,
ein Lemeindobürgerreobt haben müsse. Lass die
40 °/a Bevölkerung, welche nn ihrem Lurgerorte
^voimen, diesen Standpunkt einnehmen, sei begreif-
lieh, namentlich hei solchen, welche eine bedeu-
tendere Lrtscbaft als Burgerort Hessen. In anderer
Btellung befänden sich aber die 60 "/o der Le-
völkerung, welche wegen der Levölhernngsdewegung
der Xenzeit im Kampfe um's Lasein von dabr zu
dalir zunehmen und die kaum melir wüssten, welclier
Lemeiudo sie ihr Ilvimatsgelnhl zuwenden müssten.
Liese seien taktisch Xantonsbürger und es dürfte
einmal die Xoit kommen ^— sie sei aber noch nicht
da und Votant möchte keine daberigeu Vnträge
stellen — wo nur ein Xantonsbürgerroobt bestellen
und Ledeutnng lialion werde.

Vueb hei Vnualnne dos Antrages dos lderrn von
Bteiger, naoh welchem die neue Burgeraufnabme
zahlreiche Lurger schatten würde, würde doch das
neue Bürgerrecht nlebt mehr die frühere wichtige
Rolle spielen, da Viele während ihres Lebens
mehrere Nale Bürgerrecht änderten und die Kinder
schon anderwärts lioimatherechtigt sein würden,
ks liege daher kein hinlänglicher Brund vor, nur
um das Bemeindelioimatgetülll zu befriedigen, auf
alle Zukunft in der gleichen Bemelnde kinsasson
und Burger zu schatten, wobei Letztere dann doch
schliesslich nicht mehr Burger nach dem alten Bt^l
sein würden, da ihnen zudem auch die Korporation«-
Nutzungen vorenthalten würden und dann gar noch
eine dritte Lemeindo, die Xutzuugskorporation, ge-
schatkon würde. Liess mache die Bachs noch viel
koinplizirter und stimme wenig mit dem gegen-
wärtigen Rufe nach Vereinfachung und einheitlicher
Lemeinde überoin.

Nan werfe dieser einheitlichen Bemeinde, die
unserer gegenwärtigen kinwolinergsmeinde ent-
sprechen würde, freilich vor, sie sei wogen ihrer
tlottanten klemento nicht geeignet, Xorporationsgüter
zu vorwalten und wichtige, die Zukunft belastende
kinanzbosvlllüsso zufassen; Votant trage zwar diese
Bedenken persönlich nicht, gleichwohl aber könne und
müsse man denselben Rechnung tragen; dieses wäre
möglich z. L. durch das krforderniss einer ^ bis V-l

Majorität bei wichtigen kinanzhesohlüssen, Beneb-
migung derselben durch die Regierung, was schon
Mzt der Lall sei, und kinräumon eines kinanz-
référendums für den Brundbesitz.

Vllen diesen Rücksichten scheine der Vntrag des
Herrn Brunner am Besten zu entsprechen, deren
Verwirklichung in Zukunft nicht unmöglich zu
machen und endlich die bestehenden Bowolinlieiten
nicbt zu verletzen.

Herr /Vrpcr erklärt, er sei Begner der Inangritk-
nabme der Burgergutslrage gewesen, sei aber .je
länger,jo melir zur kinsicbt gekommen, dass, wenn
.je, Mzt der Nomeut gegeben sei, diese krage nach
Nassgabe der Billigkeit zu lösen.

Herr ist mit keinem der bisherigen Vor-

sobläge ganz einverstanden, jedenfalls nicht mit
denjenigen, welche den.jetzigen Dualismus für längere
oder kürzere Xoit fortbestehen lassen wollen.

Las Verlangen nach längerein Aufenthalt in der
Bomeinde für die krlangung des Bürgerrechts stelle
im Widerspruch mit der Bundesverfassung. Lm «liess

zu vermeiden, wolle man zwei nnglelcliwertliige
Btimmroclitsarten aufstellen.

Las Bemeindebürgerreobt sollte fallen gelassen
und au seine Btello ein Xantonsbürgerreollt gestellt
worden. La aber ein solches Vorgeben im Volke
auf Widerstand stossen könnte, so sollte man wenig-
stens das Bemsindebürgerrecllt möglichst einfach
gestalten, namentlich der Xntzungen entkleiden. Lie
Heimatliche sollte nicht an materielle Interessen
gebunden, sondern mehr etwas Ideales sein.

Bei Berechnung einer allfälligen Loskanfssumme
sollte man nicbt vergessen, dass in manchen Le-
meindsn nur dis in do«' Bemeindo wohnenden Burger
nutzungsberechtigt seien, in andern dagegen mit
vollem Rechte auch die Vuswärtswobnenden. Las
erste Bestem babe eine Berechtigung gehabt, so
lange die Burgergemoinde die öffentlichen Lasten
habe tragen müssen; seit der Lsbertragung der-
selben an die kinwollnorgemoiude sei diess aber
anders geworden.

Lm eine mögliehst starke und feste Bemeinde zu
erhalten stellt llerr krank folgende Vnträge:

L Lie gegenwärtige kintbeilnug des Btaats-
gsbietes in Xircbspiolo und Bomeinden wird
beibehalten. Verschmelzung von Bomeinden
kann nach Vuliürnng der Betbeiligtsn durch
Dekrete des Brossen Ratkos vollzogen worden.

2. /tuf dem einen und nämlichen Bemoinds-
bezirke darf nur «àc politische Bemeiude
bestellen, resp, organisirt werden.

Lie Burgergemoinde und die kinwobner-
gemeinde sind in eine einheitliche Bemoinde
zu verschmelzen, welche die Reckte und
Rtiiebten, die Aufgaben und das Vermögen
^enor beiden übernimmt.

3. Las Bemeindebürgerrevllt bildet die Bedingung
des Xantonsbürgerreebts.

4. Lie bisherigen Bürger (Burger) einer Lomoindo
und ibre Xaobkommon behalten diese kigen-
schalt, so lange sie nickt in das Bürgerrecht
einer andern Bemeinde des Kantons auf-
genommen werden.

5. Reu in's Bürgerrecht der Bemeinde worden
.joweilen von Losctzss wegen und obne be-
sondern kinkauf aufgenommen alle Bewohner,
resp, kamilien, welche
«. Xantonsbürger sind,
d. (Grundbesitz während eines -labres in der

Bemeinde oder eine ötkentlicke Beamtung
in derselben aufweison, — oder während
fünfdabren ununterbrochen in der Bemeinde
gewohnt haben, obne öffentliche Lnter-
Stützung einer Lemoinds- oder^rmenbebörde
genossen zu haben,

e. die bürgerliche khrentäbigkeit besitzen.
6. Leber die àtnabme von Bobwoizerbürgern

anderer Xantone und von Vusländorn in's
Bürgerrecht bat das Besetz zu bestimmen.

7. Las Vermögen der Bvmeinde darf nickt ver-
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tbeilt werden. diejenigen Oütsr dor Oemeinde,
deren drtrag bisber kestimmungsgemäss /u
einem besondern dweeke verwendet wurde,
sollen diesem Xweeko niebt entfremdet werden,
àsnabmen kann nur der dresse Ilatli g'o
statten.

der drtrag der niât nu besondern dweeken
liestimmten Oemsindegütor sell ver V.Ilsm /u
Bestreitung àer ötkentlieben Oemeindebedürf-
nisse verwendet werden. drst wenn diese
Kosten gedeekt sind, darf ein abfälliger Vktiv-
übersvliuss unter die Oemeindsbürger vertlreilt
werden.

8. das Oesetc liestimmt die näbere Organisation
der Oemeinde.

9. das Ftinnnreebt in der Oemeinde ist vom
llürgsrreebt unabliängig und wird an der
lland der dundesgeset/gebung dureb Oesetc
geregelt.

10. Klle Oemeinderoglemente unterliegen der Oe-
nelnnigung des Staates.

die (neue) Oemeinde gewährt den gegenwärtigen
Kutcniessern lebensläuglieb den bisberigen durger-
nutzen naeli sanktionirtem Reglement, Ken in die
Kutcniessung dart Niemand aufgenommen werden.

Herr Fr/à stellt folgende Anträge:
1. (Abänderung des ^Vrt. I der Anträge des Herrn

v. Lteiger.) die dintbeiluvg des Ltaatss in Kireb-
spiele und Oemeinden wird beibebalten.

2. die gegenwärtige dintbsilung des Ltaatsgebietes
kann nur dureb Oesvtc oder Dekret oaeb
jeweiliger ^.nbörung der detbeilgten abgeändert
werden.

H H 5

3. das durgergut als Korporationsgut wird gewäbr-
leistet.

4. Innert 3 dabren naeb Inkrafttreten der Ver-
tassung sind dem degierungsratbe die durger-
nut/ungsreglemente cur Oenebmigung cu unter-
breiten, dis cur Oenebmigung derselben bleiben
die bisberigen in Krakt.

du degründuug dieser Vnträge weist Herr Febär
auf die Oetälir bin, die gance neue Verfassung möebte
vom Volke verworfen werden, wenn mau die durger-
gutstrage, welvbe er für eine eigsntlivbe Kelneksals-
trage balte, im Finne der Vorredner lösen wolle.

Herr Fr/à^i bat das Oetübl, dass die durger-
gemeinden bei den àssebeidungen vieltaeb gegen-
über den dinwobnergemeinden bevorzugt worden
seien und dass daber der jetzige dustand niebt
dürfe bestätigt werden; aber ebenso babe er aueb
das Oetübl, dass eine deraubung der durgergsmeinde
dureb die dinwobnorgemeinde niebt stattünden dürfe,
dur àsgleiebung jener dngoreebtigkeit wüusebe
er àfnabms eines Vorbebaltes in die neue Ver-
tassung. die durgergüter seien cu garantireu; dafür
aber sollten die durgergemeinden ibre verarmten ^.n-
gebürigon erbalten und dossbalb, da sie keine eigene
Armenpflege bätten, einen verbältnissinässigen dei-
trag au die allgemeine Kotbarmenpllege leisten.

dr stellt folgenden Antrag cu àt. 5, domina 2
der Anträge des Herrn von Fteiger:

der drtrag dieses Vermögens wird kerner seiner
destiinmuog gemäss verwendet, dedoeb sind aus den»

drtrag des Vermögens der bisber ölkentlieben durger-
gemeinden die dosten der dotbarmenpltege der au-
gebörigsn durger, soweit biecu der drtrag der der
betretkenden dinwobnergemeinde abgetretenen ^rmen-
guter niebt bivreiebt, an die allgemeine Verwaltung
der Kotbai mevptiego cu vergüten, immerbin niebt
über den erstgenannten drtrag kivaus.

die deberkükrung der bisberigen ötkentlieben
durgei'gomeillden in dorporationen obne öffentlieben
Okarakter, die àt der Verwaltung ibres Vermögens
u. s. w. wird dureb ein Oesetc geordnet.

Herr stobt auf dem doden der dorren
dolissaint und drunner und will tür die Anträge des

drstern stimmen, weil sie die jetcigen Zustände am
sobnellsten versebwinden liessen.

doeb stellt er cu drt. 69 deile 3 einen Antrag
des Inbalts, dass keine Vermebrungvn der Kutcungen
wäbrond der beantragten 8jäbrigen brist vorgonominen
werden durtbn.

derr ist principiell mit dorrn drank ein-
verstanden, glaubt aber niebt, dass das Volk derartige
Vorsebläge annebmen würde, die durgergemeinden
seien niebt mebr lebenstabig und könnten es nie
mebr werden, die neu cu sebalkonden Oemeinden
bätten aber düeksiebt cu nebmen auf die destim-
mungen der dundesvertassung (^.rt. 43—45). der
Dualismus sei abcusebalt'en dureb dallenlassen des
erblivben durgerreebts. durger sollten die Orund-
besitcer sein und die Kiedergelassenen, welebe auf
eigene Reebnung ein Oewerbs betrieben, die deamten
ete. der Verlust des durgerreebts sei cu knüpfen
an die Erwerbung eines andern durgerreebts und
an die dösebuug des bisberigen. die Oemeinde
sollte neben den gewöbnlioben Attributen aueb das
Vrmen- und Vormundsebaftswesen verwalten.

^Is Kainen der neuen Oemeinde seblägt Herr
d^ro «Ortsbürgergemeinde » vor, womit man die
Klippe umsebilt'en könne, welebe dureb die jetzige
Verfassung und die àssebeidungsn gebildet sei.

Nan müsse /.war sueben, die Fünden von trüber
cu beseitigen, diess könne aber weder dureb die
Verfassung novb dureb die Oesetcgebung von beute
auk morgen gesebeben.

Herr beantragt, bier abcubreeben. diess
wird beseblosseu.

Febluss der Fitcung 1 dbr 10 ltlinuton.

//er /Vo/o/o///'«/«rer -

IVIaltb^s, dürsp.
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Protokolls
der

VordSpàunAs^ommîssioii cles VepàZsunASi'áES.

X^iîîtle ^itxiiiiF.

lVlitìwoed clsn 14. U'ovember 1883,

Vormittags 6 lldr,

iitt änssern Ltandesratddauso in Dern.

Unter dem Vorsitz des Ileriui dlalionaliedll

Leim ^amensuu/ru/' lelilt mit Dntsoduldigung
lien' Uorgentdalor.

clriììriA :

Qsmeinäkvvkskn.
(kortsstzung.)

Herr ÄersoA stellt folgende Anträge.
1. Oie Durgorgemeinden werden sis solode auf-

gedoben, idnen dor öffentliodo Ddarakter ge-
nominell, und sie sis bnrgerliode Korporationen
erklärt, mit Dewälirleistung idrer Durgorgüter.

2. Ds sind einlieitliede Dinwollnergomoinden resp,
dleimatgemoinden zu sodaffen, deren nädere
Organisation dured das Desetz bestimmt wird.

3. Ds soli darnaed getraodtet werden, kleinere
Demeinden init grössern zu vereinigen.

Verliainllungen «le» Vkássuugsriltdvs. — Dèlldêriltinus de

/ur Dogründung dieser iVntirigo dringt Herr
Her/mg an: Der gegenwärtige Dualismus sei autzu-
deden, da die Durgergomoinden deinen öffentlieden
Odarakter medr dätten. Die Dewälirleistuug der
Durgergütor verlange er niedt aus Imgderzigkeil,
dade er dovd dei der ^.ussedeidung in Dangentdal
aut' der Leite der Dinwodnor gestanden. Allein die
Vussedeidungsvorträgo seieil niedt nur sanktionirt,
sondern auell notarialised gefertigt und aut' der àlts-
sedreiderei eingetragen, und die Dotatioussummen
seien meist grundpfändlied versiedert.

Nanodss sei au den Durgergomoinden und idrer
Verwaltung auszusetzen, lffan sollte aber bessere
Vuksiodt küdren und Durgerreglemento, deren Den-
donz deine gute sei, niedt gsnedmigsn.

Herr Vreu/ sedliesst sied ganz, nameutlied auvd
was das dagdrogel betrifft, an Derrn Dobat an.

llerr ro» Keiner antwortet auf versediedene Vor-
würde, die seinen Anträgen gemaedt worden seien.
Lein Ilauptbewegungsgrund sei die Deberzeugung,
dass am Deedte des Desitzes der Durgergüter dured
die jetzigen Durgergemeinden niedt gerüttelt werden
könne. Doed sollte man die Härten des às-
sedeidungsgesetzes möglivdst wildern. Danptziel solle
sein eine neue starke und lebenstadige Deinlat-
gemeinde.

Medt alle Durgergüter seien für säwmtliede
üffentliede ?!weeke gestiftet worden, viele z. D. nur
kür àmonzwevko, odne dass dieses ausdrüeklied
gesagt worden sei. Ladern kenne man deutzutago
krüder ganz unbekannte öffentlivde Dedürlnisse, und
andere dätten eine ganz besondere àsdednung
erdalten.

Nan müsse dalier einen Nittelweg sueden und
man werde weit genug geden, wenn mau die
Nutzungen nur noed den dürftigen llurgern zukommen
lasse. Nissbräuede beim Durgornutzen könnton dured
bessere Reglements gedoben werden, z. D. dured
die Destimmuug, dass derjenige, welelier sein De-
moindeland niedt selbst bearbeite, dasselbe verlieren
sollte, wie diess z. D. svdon im Düdeli der Vall sei.

Dieses Lvstenl der Unterstützung dürftiger Durger
sedütze vorzüglied vor gäuzlioder Verarmung,
tlaustltnauts. 16
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Ls würden inleil «einen Vnträgeu niebt zwei
Leineinden gosobuffon, sondern es würde sieb nur
die Vrmenptlege nul einen entern Lrois bosebränkon.

Herr Kbält den Vntrug Lrank dir verspätet;
derselbe bätto 1852 gestellt werden sollen. Die
Vussobeidungon könne mau niebt umstossen; es
streiten dagegen Lesotz, Vortrag, Lortigung und
Lintrugung. >Vürde man diess zu lindern suollen,
so würden die ILu'gei'gemelnden .jedenfalls un dus
Lundesgeriebt rekurrirvn, welelies ilmen lleebt geben
müsste.

Dus Vussterbenlussen der Lurger norde uueb
nivlit belieben, wenigstens niebt den Lumibsnvätern.

Lbenso getubrliob wäre der Lntzug der Nutzungs-
plätze. Vm besten wäre es gewesen, die ganze
Lurgergutsfruge einer besondern Lebundlung vorzu-
bobulten,

Herr Fä'isösrA stellt folgenden Antrug:
Vus dem Lrtrag der Kurgorgüter sollen, soweit

die übrigen zu Vrmenzwoekon dienenden Lültsmittol
niebt unsreieben, die Losten tur die Ltlege der
burgerlieben Vrmen godookt worden,

Lu Logründuug dieses Vntrug es fübrt Herr
Lulvisberg un, duss von den eireu 80 Millionen der
Lurgergütor nur ein gun/ kleiner beitrug un die
Vrilieuptlege geleistet werde und zwar niebt un die
einzelnen Lemeindon, sondern un den Ktuat. Die
Gemeinden sollten .jedenfalls für ibrs Vrmen so weit
sorgen, uls der Lrtrag ibrer Düter reiobs. Man
inüsse sueben mögliebst liberul und gereebt die
.jetzige Kalamität der Lurgergemeinden zu beseitigen.

Ileri' Dr. ist tur die Antrüge des Herrn
-lolissuint. Dus Vrmenweseu sei die Luuptsuebo;
tur dieses müsse zunüebst gesorgt werden, wie .ju
uueb die Lurgergütor zumeist für dusselbe gesebuffen
worden seien.

Herr Zàââ stebt auf dem Loden des Herrn
Leberz und stimmt speziell zum Vntruge Kebär,
duss die Lurgsrreglomente binnen drei .luliren zu
revidiren seien. Ls sei eine Lngsroebtigkeit, duss
Vuswärtswobneude von der Nutznngsboreobtiguug
uusgeseblosson seien. Diese sei mindestens uut' die
im. Nunton Vbbnonden uuszudebnen. Diess würde
vieltueb zu freiwilliger Auflösung muneber Rurger-
gemeinde, uumentlivli von kleinern tubren.

llerr will dus Lurgergut niebt untusten,
gluubt über der ktuat bube dus Leebt zu bestimmen,
wer Lurger sei, und er dürfe .jedenfalls uueb die
Verwendung der Nutzungen überwueben, wie diess
sobon Mzt dureb die Funktion der Leglemento ge-
sebebe. Line Lebergungszoit sei geboten, du Viele
sieb niebt zu bellen wüssteu, wenn die jetzigen Lin-
nubmen uns dem Lurgergut von beute uuf morgen
wegfullen sollten.

llerr bült einen Vbsebluss der Lrugo für
zweekmüssig. Lie werde niebt zur Rube kommen
bis eine Lösung uuf dem >Vego der Verständigung
gefunden sei. Diese zu sueben sei .jetzt der riebtige

Moment. Du wo nur Line Domeinde verbunden sei,
würden ibre Leseblüsse vieltueb nur mit Lusützen
genobmigt, wus duruut bindeute, duss die Vus-
sebeidungen uls rein udministrutive Alussnulnnen zu
betruebten seien. Vber uueb du wo zwei (temeinden
sog. Vortrüge mit einander ubgoseblossvu bütten,
kämen Abänderungen derselben vor. Dis Vussebei-
düngen seien el>en keine Verträge in privutreebtliebem
Kinne des >Vortes, sonst wäre es .ju niebt möglieb,
duss die Legierung sie ändern könnte. Lie seien
eintrieb udministrutive Verfügungen der Legierung
uut Lrundluge der gemuebten Vorsoblägo. Vu ob der
Vrtikel 0 dos Vussvbeiduugsdekretes vom 10. Oktober
1853 sproebo von -< privutreolitlieben Linspruoben >

gegen dus udministrutive Vertubren.
Die gorivbtliebe Anfertigung der Vusselieidungs-

ukten beweise niobts. Dus Lundosgerivbt sei niebt
zu turebten; dieses würde.jedenfalls die nrsprüugliebo
Restimmung der Lurgergütor in's Vuge fassen. Vll-
gemein berrsebe dus Delubl, die Lurgorgeineinden
Iiätten für dus allgemeine ^Vobl zu wenig geleistet.
Duller stimme Votant tur den Vntrug Lubut, weleber
mit seiner ltilligkeit die riebtige Mitte treffe.

llerr opponirt gegen die Vuffussung dor Vus-
sebeidungen uls udministrutiv-roebtliobe Vertagungen.
Keiner Zeit bube man keinen Ledunken an ibre
Levidirburkeit gebubt. Die Vrt und V/eise der Vus-
sobeidnng sei zwar zu bedauern, allein sie sei nun
einmal du.

Lerr IKMi stellt folgenden Vntrug:
Lobten die Lurgergemeindon es vorziebon, iln-

Norporutions-Vormögon der Linwobnergen>einde zu
öffontliobon èiiweoken zu überlassen, so sollen sie
duzn bereobtigt sein.

Dus Lolbstbestimmungsreebt der Lomeinden sei
in der Verfassung zu wubren. Manebe Lemeindon
werden die Leberlussuug ibrer Lurgergütor an die
Linwvbuergemöinde der Liquidation derselben vor-
ziellen.

Herr (Vobat bält dieses Vorgeben niebt für aus-
gesebiosson. Lolebe Vbtrotungen seien im .luru sobon
vorgekommen, so z. L. in Lu Derrière eto.

Die Luuptsuobe sei, duss dus trüber begangene
Lnreobt mögliebst wieder gut gemuebt werde. Wie
man gegen Lnreobt im Livilprozoss vorsebiedeno
Leebtsmittol bube, müsse man uueb bier eine Romedur
vornebmen können. Die Loskuufssummen seien ein
Lösegeld für die Lünden der Väter, du die Lurger
aus diesen denn doeb einiges Leebt borleiten könnten.

Der Vntrug Lrank sei zu radikal, uls duss er
uuf Vnnubme dureb dus Volk boffen könnte.

dedontalls sei dus dugdregul für die Gemeinden
zu vindiziren, wenn uueb die Vulnubme der übrigen
Vttribute der Gemeinden in die Verfassung ubgelebnt
werden sollte.

Herr Lbà beantragt unveränderte Vufnubme des
.jetzigen H «!9 in die neue Verfassung.

Lis der eigentliebo Lrsprung der Lurgergütor
ganz aufgebellt sei, müsse man zuwarten und erst
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diesem nuelilorseben. Leibsbultung de« status l>uo
verlaufe une b der privutreebtliebe Dbarukter der
Bnrgergüter. Lo lange die Burgergsmeinde aïs
.juristisebe Bersou e.vistire, seien sie und ikre Düter
xu respektiren.

Ilunsben verlangt er ^Visderberstellung derNireb-
gemeinden wie sie vor 1874 bestunden button.

In ß 66 sei «Desetx oder Dekret» xu sagen.

Herr sprivbt gegen diesen àtrag. bin
Zusammenlegen versobiedener kleiner Nireligemeinden
sei gelioten gewesen, weil deren xu viele bestunden
bütten.

I, territoriale Nintbsilung. Die Vdrsammlung ist
einverstunden, duss eine Abänderung des Mxigen
/mstandes im Zinne der Bildung grösserer Demeindeu
vorxunebmen sei.

Nbenso ist die Versammlung einverstunden, duss
diese Venderung, wenn sie lür den gunxen Nanton
vorgenommen werde, dureb ein Desetx, in Lpexial-
lullen dagegen dureb ein Dekret des Dressen Batbes
xu gesebeben bube.

II. Ninbeitliebv ötlentliebe De-
meinde als Begel Angenommen.

Organisation. Das Ninwobnerprinxii> wird niebt
bestritten.

Nventuell lür Vntrag Debut be-
trellsnd dagd 17 Ltimmen.

Dagegen 11 »

Nventuell lür Dexeiebnuug der
Verwaltungsxweige naeb Dobat. 10 »

Dagegen 18 »

Der eventuelle Vntrag Nrank
füllt duber aus.

Das Davxe dem Desetx xu
überlassen Vngenommev.

Diciuidation. Allgemein ist man einverstanden,
dass unter den Nutxungsgütern nur die allgemeinen
burgerlieben Düter xu versteben seien und dass die
Burgergüter in ikrem Bestand unangetastet bleiben
sollen.

Nventuell lür Antrag ^Villi Niu stimmigkeit.
Nür Antrag Dobat 22 Ltimmen.

» » Nrank ö »
Nventuell lür Vntrug Lebär-Derxog

aul Dewäbrleistung der öurgsrgüter
als Norporutionsgüter 8 »

Nventuell lür Vntrug Lrunner aul
Nussterbenlassen der Burger 19 »

bur vorläutiges Nestkalten am
Vntrug Dobat aul Dosbaul, amendirt
dureb 'VVilli 22 »

bur Vntrag Bruuner 6 »

Nventuell kür Vntrag Leblup Drosse Nebrbeit.
» » » Lalvisberg »

» » » Ltsigsr 11 Ltimmen.
» » » dolissaint 16 »

Detinitiv kür die einbeitliebe öll'ent-
liebe Demeinde als Begel 20 »

Nür Vntrag dolissaint.... 4 »

Die Nrage des Imligenats wird mit grosser Nebr-
beit an die Bsdabtionsbommission gewiesen.

VI. 1. Dowäbrloistungon der besondern Boebte
einzelner Dandsstbeile.

llerr Begierungsrutb Do^cd relerirt über die bingaben.

Herr als erster Votant, stellt folgenden
à trag:

Vrt. 89.
Die kranxösiseke Desetxgebung wird, so wie sie

gegenwärtig im duru in NKikt bestebt, beibebalten,
bis beide Nantonstbeile gegenseitig eine gemeinsame
Oivilgösetxgebung angenommen buben werden.

Nu Begründung dieses Antrages bringt Herr
Viatte an:

Leit 80 dakren bestebe im duru die kranxösisebe
Desetxgebung am Blatxe der krübern xablreieben
Ltatutarrsebts. Lei der bbnverleibung des dura in
den Ilanton Lern aul dem wiener Nougresse sei sie
grundsätxlieb aulgeboben worden im Interesse der
Bsebtseinbeit im Nanton Lern. Die laktisebe ^ul-
bebung babe man ökters durebkükren wollen, doeb
ebne Nrlolg. Nur grossen Nulriedenbeit der Bevölkerung

des dura sei die kranxösisebe Desetxgebung
geblieben bis 1846, in welebem dabre sie unter Vor-
bebalt der Revision gewäbrleistet worden sei.

klit vieler Nnergie und mit Ninstimmigkeit batten
1846 die Vertreter des dura die àlnabms des Mxi-
gen Artikels 89 in die Verfassung verlangt, und die
Vertreter des alten Nantonstbeiles seien ibnen dabei
in anerkennenswertber >Veise entgegen gekommen.
Obsebon man eigentlieb kür die Becbtseinbeit ein-
genommen gewesen sei, babe man doeb ^enen dieser
entgegenstellenden Artikel aufgestellt, weil man niebt
den Ninen Nantonstbeil babe opfern wollen, und weil
Niemand an die Nögliebkeit der Beebtseinbeit ernst-
lieb gedaebt babe.

Vtsnn man beute die Vulbebung der lranxösiseben
Desetxgebung im dura besebliesssn würde, so bütte
man niebts, was man an deren stelle setxen könnte.
Denn die Desetxgebung des alten Nantons werde man
doeb dem dura niebt aulxwingen wollen.

Der Bestand xweier Desetxgebungen im Nunton
Lern neben einander sei geboten, weil wir aueb xwei
Bevölkerungen bätten, versebieden in Abstammung,
Okarukter, Litten und Lpraebs. Obne Anwendung des
Beebts des Ltarkeru könne man dem duru niebt eine
Desetxgebung aufdrängen, welebe er niebt kenne und
welede weder seinen Litten noeb seinem Obarakter
eutsprecbe. Dm den dura vor der Ninlübrung der
Divilgesetxgebung des alten Nantonstbeils sieber xu
stellen, verlange Votant eine daberige Daruntie in
der Verfassung. >Venn der dura die Äebrbeit bilden
würde, so wäre eins solebe Daruntie unnütx, du die
Nebrbeit naeb ibrem Nrmessen bandeln würde.

Dm die Bsebtseinbeit im Nunton xu erlangen,
könnte es einmal, was Votant niebt bolle, dem
Drossen Butbe einlullen, ein Desetx xu erlassen,
welebes die Desetxgebung des alten Nuntons uueb
aul den duru ausdsbnen würde, und die Nu^oritüt
des Lernervolkss könnte ein solvbes Desetx unnebmen.
Degen eine derartige Nventnulität müsse eins Daruntie
lür den duru uusgesproobsn werden.
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Votant sellâtîûe die ^Vobltbaten einer einbeitlieben
Oesàgel>ung, doeb sollte mau erst wissen, wie diese
noue Oesàgobung sieb gestalten werde.

^.m Lesten suvbe man die Leebtseinbeit nui eid-
geuössisobem Loden /.u erreivben. Dort müsse sie
trüber oder später kommen. Lebon seien i^ivilstand
und Lbo, àio persönliobe Landlungskâbigkeit, das

ganxe Obligationen-, IVsebsel- und Ilandolsreebt ein-
Iioitliob geordnet, und so solle man auob den Lund
kür die weitere Voreinbeitliebung des Leebtes sorgen
lassen. Lür eine Aenderung des Artikels 89 spreebe
kein Orund, aber verseblvdene Lüoksivbten dagegen.

Lntgegen diesem Antrag wird geltend geinaebt,
kür die Lsibebaltung des kransösiseben Leebtes im
.lura spreebv eigentlieb nur eine alte Tradition, der
Olaude, es wäre eine Dngereebtigkeit, wenn die gute,
seiner Aeit beste Oeset^gebung des Oods Napoleon
aukgeboben und dureb eine andere ersetzt würde.
Dieser Ltandpunkt sei in neuerer îûeit aueb im dura
selbst vielkaeb verlassen worden. Die Sonderstellung
des dura sei nicbt mebr baltbar und widerstreite den
Interessen beider Kantonstbeile. Daber sei der à-
trag des Herrn Viatte ?u verwerten (Herr Oobut). Von
anderer Leite wird der Antrag des Herrn Viatte niebt
annebmbar erklärt, weil er entweder einen ?u weit-
gebenden Löderalismuss verlange oder aber unnötbig
sei (Herr Ltrunwer). Vueb die Lekürebtungen des
Herrn Viatte über Vergewaltigung des dura werden
Zurückgewiesen. Lei der Oesàgebung werde man
stets vorsiebtig sein, alle bestebenden Oeset^gebun-
gen prüksn und von Mer das Leste nu benutzen
sueben. Leider sei die 1869 begonnene Vrbeit kür
Vereinbsitliebung der Oivilgesàgebuvg im Lanton
Lern niebt ^u Lnde gekükrt worden, sonst bätte sie
als Vorbild kür eine einbeitliebe Oesàgebuvg der

ganzen Lebwei? dienen können, welebe in diesem
Lalle wobl scbon unter Dacb sein dürkte (Herr
saiM. ^udem sei niebt üu vergessen, dass das kran-
^ösisebe Leebt viele Leektsansebauungen germaniseben
Drsprungs entbalts, und eine einbeitliebe Oesàgebung
kür den dura und den alten Lantonstbeil daber niebt
mebr Lebwierigkeitev biete als ^'ede neue Oivilgsset^-
gebung überbaupt. Im Orunde beständen nur spraeb-
liebe Hindernisse (Herr Line unbedingte
Oewäbrleistung des kranidisieben Leebts kür den dura
könne ^edenkalls binsicbtlieb der Lxpotbokargesotiî-
gebuug niebt ausgesproeben werden, da eine Vende-
rung in dieser Lesiebung dringend geboten sei (Herren

und im dura selbst vielkaeb gefordert
werde und liwar unter Vergangen naeb dem be^üglieben
bessern Oeset^e des alten Kantonstbeils (Herr L/M»)
und weil sie endlieb notbweodig sei ^ur Hebung des

Massiseken L^potbekarkredites (Herr Nà-M.

Lür Antrag Viatte 2 Stimmen.
lur Verwerknng Orosse Nelirbeit.

Lebluss der Litxung 1 IIbr 25> Uinuton.

/ter .'

L. IVIattb^s, Lürsp.



s15.Lovolnlior1883.) 65

Protokolle
àor

Vol ^6^at^UNA8k0MMi88z0!1 ci68 V6rà88UNA3PAtll68.

i^Ilte 8il/!!NL.

DonnorstnZ äsn 16. î4ov<zrn1»zr 1383,

Kordon« 9 Olir,

inc Ün88orn Ütnnclo8rntlilin.n80 in Loin.

Ontor àoil» Vor«itx ào8llorrn Lo^iorung^rntli von Kvic/rr.

L« kolàon nc«7 Lntsolinlài^nnK: àio Ilorron Liikler,
Lvllor, !8olànp nnct I)r. Lolicvà

On« /^o^o/co/i tier nonnon tiitxnug' cvircl vorlo8on
nnà g'onvlnnÌAt.

Vl. 2. Oie Qowàlei8tungen tier psrsonlivlien
kîeolite uncl rreikeiten cisr Bürger.

Ilorr lìoAÌornuA'8rntli 6»cài rotorirt iibor àio Lin-
^nlnzn.

Ilorr -Tol/ssà^, nl« orstor Votnnt, «tollt tol^onclon
iVntrn^ :

VvrluìnàlnuAku äö8 Verà^suuNsrictln!«. — Lêlidèrativiis às In Lonstitunnts

L« 8oion àio in clor Lnnào8vorfn88UNK; Anrnntirton
Loolcto ^nnx Icnrx nuolc in àio nono bornisvlio Ltnnt«-
vortn8«unA nnlxnnolnnon nol»8t àon in àor Vorln«8nn^
von 1846 ontlinltonon, von cvslolion àio Lunào8vor-
1N88NN^ 8vltcvoÌA0, nnà àio88 in lol^onàer ^VoÌ8o:

I. Oio in àor Lun<1o8vort'n88nn^ nnk^estollton
Lroilioiton nnà Loolito àor LürAor ivoràon nuolc ànroli
àio VortnssnnA clos lvnnton« Lorn ^owälirloistot:

1. Oio Oloiolìlioit clor Linker vor àorn Oo8à
nncl àio ^.bselintt'nuA nllor ì>oliti8olion Vorrovlito uvà
^.àolstitol (à't. 4 Làs.-V.).

2. Oio Onnàol«- nnà Ooivorliotroilioit (àt, 31

Là«.-V.).
3. Ons Loolit àor Iroion Hioàorln88UNA innorlinld àor

ànroli ^Vrtilcel 45 àor Lnnàe8vortn88nu^ nut^estollton
LolirnnLon.

4. Oio Olnulion8- nnà Os>vÌ880ll8treiliLÌt (àt. 4!)

Là«.-V.).
5. Oio troio ^.nsüknnA Aotte8àion8tliolior Ilnnà-

Innren innorlinlli àor i?olirnnkon àor ütlontliolion
OrànnnA nnà àor Littliolilioit ^rt. 5l) Lll«.-V.).

6. On.8 Loolit xur Llco (^rt. 54 Làs.-V.).
7. Oio Lro88lroilioit (àt. 55 Là«.-V.)
8. On« Vor8nmnànn^8- nnà Veroin8reolìt (cVrt. 56

Làs.-V.).
9. I)n8 Letitionsroolit (^rt. 57 Làs.-V.).
19. Oor oràontlielio Ooriolit88tnnà nnà àn8 Vordot

von ^cn8Niilnn8Feriolitsu (àt. 58 Là-V.).
11. Oio ^.b8olinàiiF ào« Lolinlàvorlinlt« (àt. 59

Là«.-V.).
II. Lolssonào in àor Lornorvorln88nn^ von 1846,

niolit ndor in àor Lnnào8Vortn88niiA nuf^otiilirto
tlnrnntioon soion nnt/.nnolnnon:

a. Oor àÌ8lierÌA0 Artikel 72 àotrott'onà (îocvnllr-
IoÌ8tnn^ àor ìior8ôll1io1>on Lroilioit.

ê». Oor lii8liorigo àtiliol 73 dotrollenà Vorkot
von LcvnnFSinittoln xu Lrvvirlînn^ oino« Oo-
8tiinànÌ8808.

o. Oor lii«liori^o àtiliol 75 liotrett'onà Onvor-
lotxliolàoit clos IInn8roolit8.

à. l^linon 2 ào« liitàieri^en àtiliols 79 nnà àio
Lolàn88do8tirnlnnnA ào« ^loiolien àtiLol« in
IvlAonàor Loànkìion:

On« OocvorboA08à von 1859 «oïl lioturàor-
lioli8t roviàirt vvoràen.

17
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Lnr Begründung dieses Vutruges bringt Ilei^'
un:

Die persönlioden Beodte und Kreideiten der
Bürger 'seien im Vllgomeinvn Kuturreolito, deren
Krwällnung und Durantie in der Verfassung eines
demokratisoden Kreistaates niollt uötllig sein seilte,
Dood selon sie auod >>el uns sodon verletzt worden,
so die Dluudons- und Dewissensfreilieit (LMudus)
und dus Vorsuminlungs- und Vereiusreolit (VutBodung
dos Driitli Vereins duroll dus 50^ Regiment inl Kanton
ltorn). Dudei' seien Darantioon immer nood notll-
wendig.

Venn selion die üder der Bernorverlassung
stellende Bundesvertussnng diese Darantieen doreits
ontdalte, so sollten sie dood dei uns neuerdings auf-
gestellt werden, du eine Bundesvortässungsrevision
sie und oidgenössiseliem Loden ?u Lulle llringon
könnte. Lin Beispiel uus neuester Loit sei die
Viodorxulussung der Kodesstrafv.

In formeller Ite^iedung deuntrugt I'otant Lu-
suininonstellung der guruntlrton Beeilte und Brei-
lieiton in eineni einzigen Artikel.

In der Diskussion maodt sied smiläolist die Vn-
siedt geltend, diese in der Bundesverfassung ent-
llultenen Indivilluulroodte druuode mun in der Kau-
tonulvortussung niellt wieder autkutudron, Ludein
sei die dlosso ,Vnl/.ül>Iung in nur einem Artikel niodt /u
emptolllen, indoi» mun unter Umstünden uut'diese Veise
unt eine uufgeliodono Bundesverfassung vorweisen
würde, IVolle mun die Darantieen autnodmen, so müsse
mun sie spo/dell uustullron. — Die Detädr einer
Klimination derseldon uns der Lundesvertussung sei
üdrigeus niellt so gross, du jedenfalls doi einer
Bundesrevision uued der Kanton Bern in seiner
Nelirlloit mitdelken müsste (Herr Vuf anderer
Leite Iiült »lau dagegen für desser, oder xu viel als
/m wenig Xuelldruok auf die Darantieen /u legen,
llesondors du es leiolit ^u Kollisionen fiidreu könnte,
wenn man gar niedts destimmen, sondern einfuod
auf die Bundesverfassung verweisen würde (Herr
Äer,enA), Vuoli wird detont, dass alle Kümo n s vor-
fussungen soit 1874 diese Darantieen entweder aus-
drüoklieli aufgenommen oder wenigstens auf die
Bundesverfassung diugowieseu dütten, Danelien sei
die Kruge der Vutnadme von Bedeutung für den
ullfüllig ein/.usodlagendon Bekurswog (Herr
Letzteres wird von Herrn weloliei' seinen
Dogenantrag /.uriiokxiedt, dostritten,

Herr deautragt, dus .Ilineu 3 dos Artikels
72 tdlgondermussen ^u fassen:

«Kugeset^liode oder unvor.seduldeto IlaB gidt dem
Betroffenen Vnspruod auf Kntsodädigung. » Die
jet/dge Bestimmung sei ungenügend, Vednliode Du-
runtieen dul»o inun doreits in Lüriod, Lodaffduuseil
und Lt, Dullen (Vrt, <74 Lt., Daller Verfassung).

Herr Vizepräsident KeliAer deuntragt, es sei
eine Bestimmung aufzustellen, welode das Virtd-
sodattswesen und den Handel mit geistigen Detrünken
von der allgemeinen Dewordofreideit ausseliliosso,
Dured die guiixe Lodweî/, geds gegenwärtig ein Lug
naed dosondern Bestimmungen üder diese ltlaterie,
Ks könnte eine solodo Vorsedrift als Lnsàurtikel

l^u Artikel 31 der Bundesverfassung dotravdtot
werden.

Dagegen wird demorkt, eine Verfassung, die
einen derartigen Lusat/ outlnelto, würde kaum die
Denolimigung des Buinles ordulten, du ein Kanton
niemals in Bosodränkung von Bostimiilungen der
Bundesverfassung weiter geden dürfe, als die Bundes-
Verfassung seldst (Herr d/Mor). Venn man selion
im Brinxip mit dem Antrage des Herrn von Ltoiger
einig gode, so wolle man dood Zuwarten, dis der
Bund, der gegenwärtig die ganxe Krage dos IVirtd-
soduftswesens und dos Vlkodolverdruuodos untersuede,
2U einem Loldusse gekommen sein werde (Herren
ZerAer und ddiàaàt), Andererseits wünsekt man
wieder einen Lusàantrag detrelfond das IVirtdsvIlufts-
weson, das violtuoli Leduld sei an unsern missliodeu
Luständon, Die Lundesvorfussung gode xu weit mit
idrer Handels- und Dowerdetroideit, Ledou damit
der Bund solle, dass Bern gewillt sei, auf diesem
Dodiote Ordnung ?.u sodalfen, sollte man eine ein-
sedränkonde Bestimmung untnedmen (Dorr Oaà'sderA),
Dem gegenüder wird detont, Bern dado seinen
Villen in dieser Ilinsiodt doreits geüussert, indem
der Drosse Batd eine Kingade an die oidgonössiseden
Bätdo desedlosson l>ude. Die Kruge sei aueli im
Lodoosso der Bundesvorsammlnng in Kluss gol»ruodt
worden dureli den Vntrag des Herrn Ltändorutd
Döttisdeim, dus IVirtllsoduBswesen von der Dewerde-
freideit uus?.usodliesson. Dagegen dado der Bundes-
rutd opponirt, damit die in dieser Ilinsiodt degonnene
Vrdeit niodt deointräodtigt werde. Der Ltändorutd
dado siod einverstanden erklärt, und diess sollte auod
für uns mussgodend sein, Lollto wider alles Kr-
warten von Bundoswogon niedts gosodolien, so könnte
ja dann auf dem Initiativwsge das geeignet Kr-
sodoinondo durodgetudrt werden (Herr L«/di), Vllt
anderer Leite glaudt man, es genüge, wenn man
dier siod üder dus IVirtlisodaftswesen aussproode,
und wonil die allgemeine Verurtdeilung der dudoi
derrsolienden Ilodolständo im Brotokoll angemerkt
werde (llorr ron Ilnsdt). Vudero möodten in niodt
verletzender IVeise uaodlleltsn und stimmen dudor xum
Antrage II, d, dos Ilerrn dolissuint (IIII, uildKran/.:),
Dorr von Ltoiger sodliosst siod diesem Vntrags an,

Herr ron nidolito, odne einen destimmten
Vntrag ?:u stellen, liier aueli die 'Kodosstrule do-
rüdren, welode wieder in das LtratgesoDdnod sollte
aufgenommen worden, weil notdweudig xnm Vuslulu
dor Ltrafgesàgedung, Von anderer Leite wird der
dostimmte Antrug gestellt, davon niedts autkunelimen,
sondern diese Kruge einfuod der Desot/godung xu
üderlassen (Herr Mdior), Dos Körnern wird detont,
dass die Kreundo der Kodosstrule der Bundes-
Verfassung stets vorgeworfen dätten, sie entdalte
eine vereinzelte strafreodtliodo Bestimmung, und
dood passe ein Verdot einer Ltrutärt viel desser in
eine Verfassung als die Kinfüdrung einer neuen
Ltratart (Herr

Herr Kötl/er stellt den Vntrag, folgende Be-
Stimmung in die Verfassung auk/mnelimen:

«Dus Beodt auf den Lonntag als Bulietug wird
gewädrleistet. »
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Im Babrikgesetx, so tnbrt Berr von Bteiger in VI. Bür Verweisung der Brags der Bonntagsrube
Xürxe aus, sei in dieser Binsiebt lui- clin Babrik- an die Redaktionskommission xnr Bntersuobung
arbeiten gesorgt, alle andern Arbeiter dagegen litten und Leriobterstattung .18 Btimmen.
noeb unter den alten Bebelständeu. Bollte gar ein- Dagegen 6

mal das eidgenössisebe Babrikgesetx abgesebatkt
senden, so liätte man gar niobts melir. Votant
wüimebt niebt eine pnritaniseb strenge öonntags-
beiliguug wie in Dngland, aber immerbin irgend
welelm Bebutxl>estimmnng.

Herr Präsident ülierniniint den Vorsitx.
Dagegen wird opponirt, dis präcis gesagt sei,

wie man die Bonntagsrube wolle gestaltet rissen
(Herr Dàá L.ueb wird oppouirt im Interesse der
Dandbevölkerung, welebe ott am Bonntage arbeiten
müsse, wenn sie niebt soliwer gesebädigt werden
wolle All. «or» IDerâ und BV7ii) ; lerner im Interesse
der Bütelindustrie lllll. Herder nnd II?Vi). V>u:b

wird gewarnt vor àtstellung von Bestimmungen,
die niebt durebkübrbar seien All. iBerAor, Kâers und
BV^i), weil viele Dewerbe, die sied ebne Deräuseb
betreiben liessen, dsnnoeb ausgeübt würden (Herr
Zr/mrs). Ulan weist aueü aut die trostlosen Zustände
in manelren katboliseben Degenden lun, wo unter
einer xu strengen Bonntagsbeiligung Ales leiden
müsse sllll. BVrdt und Ini Interesse
der persönlieben Breibsit sei keine derartige
Bestimmung aukxustellen All. «on IDsrâ und Bb/mrs).
Dagegen wird augebraebt, das« eben diejenigen
Deute, welebe man in erster Dinie sebütxen wolle,
nieüt frei, sondern vielt'aoü von den Arbeitsgebern
abbängig seien; kür sie sollte eine Bestimmung aut-
genommen werden, aber in anderer Borm, etwa so:
DD'e stât rmècr Ao/mk.?6 des Kaaà.

âàe bestimmt das 6Iesà dedeukalls seien
Bonntagsbeiliguvg und Bonntagsrubs streng aus
einander xu kalten Aerr Dinige wollen
von einer Bestimmung in der Verfassung abseben,
verlangen aber ein bexügliobes Desetx AB. Z'âà
und à/ris^erA) ; andererseits warnt man vor .jeder
derartigen Bestimmung, da sie nur xu Dbioanen der
Bolixei, der Busssnantüeile wegen, külireu würde
nnd darüber ott IVielitigervs vernaeldässigt werden
könnte Aerr B?M). Bndliob wird betont, wir bätten
sebon alles in dieser ksxiebung Bötbige im polixei-
lieben Verbot der Bonntagsarbeit, wolebes man nur
anxuwenden babe (Herr DterAer).

I. Bür ^uknabme der Darantisen der Bundes-
Verfassung in die neue Verfassung durob blosses
Ditiren derselben .1!) stimmen.
Bür inbaltliebe ^uknakme 5 »

Die grnndsätxlivbe ^.uknabme wurde niebt
bestritten.

II. Die ^.utnabme der Mxigsn àt. 73 und 75
wird niebt bestritten.

III. Dur ^.utnabms von ^.rt. 72 Alinea 3 uaeb der
Bassung des Herrn //ro. Drosse Nebrbeit.

IV. Bür àfnabme von àt. 79 à. 2 Bnbestritten.
» » » » 79 » 4 Drosse Vlebrbeit.
» » » 79 » 2

und 4 » »

V. Biusiebtlieb der Dodesstrake liegt kein à-
trag vor.

V. 3 vis Dewakideistung do^ Bigentbums.

llerr als erster Votant, stellt folgende
Anträge:

1. àiederautnabme vuuàineal und 2 desàtikol«83
der jetxigen Verfassung.

2. Alinea 3 desselben àtikels sei, als niebt am
riobtigen Blatxe stebend, der Bvdaktionskommis-
sivn xur Klassiükation xuxuweissn.

ur Begründung dieser Anträge bringt llerr
an: Die Bundesverfassung entbalte mit

Bsebt keine Darantio des Bigentlmms, da Btaatsvsr-
kassungen bauptsäebliob daxu bestimmt seien, die
Drundlagen der Drganisation der Btaatsgewalten
festxustellsn.

Das Bigsutbumsrsvbt babe seinen Drund, Ursprung
und Darantis im Divilgssetxbueb. Nan könnte es
dalier auob in der Lernervertassung übergeben, da
es aber einmal in derjenigen von 1846 stöbe, möobte
Votant es auob als Dekoration in den neuen Bnt-
wurf auknebmen: anderenfalls würde man sieb der
Dokabr aussetxen als Zerstörer des Bigentbums, als
Bommunist oder Bollsktivist angeseben xu werden.

Das letxte Alinea des Artikels 83 sei als eine
administrative Begel bei der Bespreebung der .Vdnii-
nistrativ^ustix xn bebandeln.

Die kurxs Diskussion xeigt, dass dedermann mit
dieser ^.nsebanung einverstanden sei. Besonders wird
bei Artikel 83 Alinea 3 betont, dass der Btaat vor
den ordentlieben Deriebten Beebt xu nebmen babo
(Berr L/orAeâàr). Berr Di«Ve beantragt in Vlinoa 2

des Artikels 83 Btreioliung der ^Vorte «wenn mög-
lieb ».

Berr beantragt àfnabme von àtikel 84
Alinea 2 der Mxigen Verfassung.

Artikel 83 Vlinea 1 bleibt unbestritten.
» 83 » 2 für Ltreiebung der >Vorte

« wenn möglieb - 6 Btimmsn.
Bür Bestkalten Drosse Nebrbeit.
Artikel 83 Alinea 3 ist unbestritten, wird aber

im Binne des àtrages au die Redaktionskommission
gewiesen.
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Artikel 84 4linea 2 «4ni aufgenommen und
gleiebfalls der Dedaktionskommission überwiesen.

>^tZiD«Zi<z tlrììì»^.
VI. 4. vis (Zswâlirlsiàsigen der Direbe.

Herr Degierungsratli D'o/,«/ relerirt über die Din-
gaben.

Herr Dlarror D'râ/r, als erster Votant, stellt
folgende Vnträge:

1. Die Droibeit llss Olaubons, der Relire und dos
Dultus ist gowäbrleistot.

Diemand darf xur 'l'Iieilnalune air einer k ire! n
lieben Oonossensebaft oder an einein religiösen
Ilnterriebt oder xur Vornalnne einer religiösen
Handlung gvxwungen oàer wegen Olaubons-
ansiebten mit strate belegt weiden.

Die bürgerlieben Dsebto nnà Dlliebten sinà
unablniugig vom Dlaubonslmkenutuisse.

2. 4)ie bisborigen Deisìungen àes Staates an àie
bestellenden Dandoskirelien sinà gewäbrloistet.

Dieinneren^ugelogonbeitendorvorsolliedenen
Dandeskireben orànet je eine vom Volk ge-
wälilte Direbens^node unter Vorbebalt àes Doobtss
àer Oonobmiguug dureb àen Ltaat. In äussern
Direlionangelegeubeiteu stellt àen L^nodon àas
Antrags- un à Vorbei'atbungsreobt /m.

8, Dem Staate llleibt vorbobalten, xur Ilandliabung
àer Ordnung unà àes Driedens unter àen Vn-
gebörigen àer versebiedouen Deligionsgenosson-
sebatton, wie gegen Dingriüo kiroblieber lie-
bürden in àie Doobto àer llürgor oàer àes Staates
àie geeigneten Nassnabmon xu trett'sn.

Die àstubrung àieser Orundsätxo, sowie àie
Organisation àer anerkannten Dandeskireben
auf domokratisober Orunàlage bleibt Laebe àes
Oesetxes.

Herr begründet seine Anträge in Durxem
wie lolgt: >Väbrond àer allgemeinen langen Devisions-
beweguugen babe man keinen Dut naeb Aenderung
àer àurell àas Oesotx vom 18. .lanuar 1874 erst neu
georàneten kireblivbeil Vorbältnisso in unserm Danton
gelûirt. Daob einmal besolilosseuer Verlassungs-
revision aber unà naeb àem Aufrufe àer Verlassungs-
Kommission seien àoek einige 4Vünsobo laut geworden.
4.ut àie Ilobauptung, alle Nissständo im Danton
rübren vom Dirollengosetx bor, wolle Deferent niebt
nälier eintreten. Das etwas undoutliebe Verlangen,
àer Ltaat solle keine Deiträge an Dollaturen mebr
ontriobton, gebe wobl gegen àie Vsrsebmolxung
kleiner Dirobgomeinden. Lolobes sei abei- ol't dringend
geboten. Der 4Vunsob àer katbolisoben L/nodo, es
möebto àie alte, llglieàrigv katbolisell« Direllon-
Kominission wieàer liergestellt weràen, wäre natürlieb
àen DItramontanon im.lura unà àem ultramontanen
Dlerus sekr gelegen, wiàerstreite aber àem auf
àemokratiseben Orundsätxon rubonàen Direbongesetx.

Dine anàere Dingabe verlange àssobluss àer Din-
misebung àes Staates in kirelàiebe 4ngolegenbeiten.
Darauf sei àie riebtige Vutwort, àer Ltaat àiirte auì
sein Oberautsiebtsroobt über àie Direbe unbeàiugt
niebt verxiiààen. Von anàerer Leite verlange man
Oarantieen für àie bviàen Dandeskireben, xum à'lmil
nur für àie evangeliseb-retormirte unà àie röinisob-
katbolisebe Direbe. ülan àiirfe aber àie ait- oàer
ebristkatbolisebe Direbe niebt vergessen, welebe
gleieb viol Ilereebtigung balio nnà viol staatskreunà-
lieber sei als àie rômiseb-katbolisebe. Diese Oarantieen
seien überbauet unnötliig, àie beste Oarantie einer
jeden Direbe sei ibre innere Naelit unà Ltärke. Im
Ilobrigen genüge àas Direbengesotx vollstânàig. Die
IValil àer Oeistlioben àureb àie Degierung wäre eine
Düokkebr von àer Volkskirebe nur alten Ltaatskirebo,
was niebt anxuratben sei. Die tlieilweise lieber-
tragung àes Direboubiiàgets an àie Oomvinàen sei
seiner Doit von Direbonàirektor à'euseber versnobt
woràon, allein àie Vortreter mauebor Oemeinàon
bätten im Orosson Datbo dagegen opponirt, weil
viele Oemeinàon àaàureli nu stark belastet, Kleinero
sogar ruinirt würden.

Die eiusebneiàenàste verlangte Neuerung sei die
'Drenuuug von Direbe und Ltaat. IVenn man von
dieser Drago sproebo, so weise man stets auf Amerika
bin mit dem Ilomorkeu, was dort möglieb sei, sollte
aueb bier erreiellbar sein. Diese ü'ronnuug sei aber
vorerst dort aueb niebt vollkommen durebget'übrt
(Dettagsproklamation des Dräsidoutou, ete.). Der
llauptunterseined sei die von der unsern ganx ver-
sobioàoue Dntstobung der nordamorikaniseben Staaten.
4Vir könnton niellt mit allen Traditionen breoben.
In Amerika beständen grosse kirelàiebe Donossen-
sebatton, welebe n. II. aueb die Iloebsobulen und
das »seliulwosen überliau^t in vielen Staaten leiteten.
Diess werde man bei uns niebt anstreben. Die
Trennung von Direbe und bltaat würde konsequenter-
weise xu der 'brounnng von Ktaat und Lobule tubren.
^.ueb das Dloriren des Lektonwesens in Amerika
sollte uns niebt lüstern inaeben naob dieser Trennung.
4ueli wir bätten sebon erfabren, wie «ebr ganxe
Demeinàon durob völlig unberufene Deute beunrubigt
worden könnten. IVas man mit der Drennung von
Dirvlle und Ltaat vielkaeb anstrebe, sei vrsiebtliob
aus dem Verlangen naeb Vufbebung dos Ltaats-
seminars, wäbroud von Dutbobung ^jenes auf den,
Nuristalden niebts gesagt werde.

Din Verlassungsartikol, weleber die .'Dronnung
von Direbe und Ltaat outbiolte, dürfte von keiner
Degierung ausgotubrt werden, obne dass sie selbst
unmöglieb würde. Din solober Artikel würde aueb
siebor der ganxen neuen Verfassung das Oeniek
lneebon. Das Volk sei mit dem Direbongesotx im
Orosson und Oanxen einvorstanden. IVenn es ein-
mal die Trennung von Direlio und Ltaat wolle, so
könne es sie aut'dom IVege der Dartialrovision dureb-
fübron. Dür ^etxt stebe es jedenfalls noob xum
Direbvugesetx, welebes es mit so gewaltiger Nebrboit
angononimen babe. Die 'Dronnung von 'Dboologio
und I'olitik bätten wir damit erreiebt und diess sei
das nötbige Diebtige. Die neue Verfassung solle in
Uebereinstimmung sein mit der Dundosvortassung
und die Orundlagen dos Dirobongesetxos entbalten.
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Herr MMsr beantragt folgende Oassuug des
Nirebenartikels: «vie Oreibeit des Olaubens, des
Cultus und der Lebre ist gewäbrleistst. Die bürger-
lieben Leobte und Ltliebten sind unabbängig vom
Olaubensbekenntnisse.

Oie Oandeskirebsîr und die übrigen kireblieben
Oenossensebakten ordnen ibre Nultusverbältnisse
selbständig unter Obsraufsivbt des Ltaates.

Oie Ablösung der bisberigen Leistungen des
Ltaates an die cu den beiden Landeskireben gs-
körenden Oemeinden bleibt Laebe des Oesetces.»

Os sei diess, bringt Herr Miller an, bis an ein
Mort die Oassuug der Lingabe der berniseben
Nänner-Oelvetia, welebe also Aar niebt Trennung
von Nirobe und Ltaat verlange, wie Herr Orank
gesagt babe. Oer Vrtiksl sei einein Vertässungs-
entwurf des berniseben Volksvereins entnoininen und
redigirt von Herrn Legierungsratb Litcius sei., weleber
sieber niebt Trennung von Kireke und Ltaat ange-
strebt babe.

Herr Liâe stellt den Vntrag, den bisberigen
Vrt. 80 nieder aufcunebmen.

Herr Ooiissaàt bat folgenden Vutrag gedruebt
eingereiebt:

Vrt. 80.
Oie Oiâde^- îmd und die

/reis der Aoiiesdie>î«b/ze» //câàn</e»?.
sind gemäss den Vrt. 49 und 50 der Lundes-
Verfassung gewäbrleistet.

Oer Ltaat ordnet die àsssrs Organisation der
Lultusangelegenbeiten der von ibin besoldeten
Ltärreien naeb folgenden allgemeinen Orundsätcen:

Vlle Vngelsgenbsiten, welebe sieb ant' die «brist-
liebe Lebre und die religiöse Leite des l't'arramtes
becieben, sind à>îere ebristliobe ^.ngelegenbeiten.

Vls Vertretung der evangeliseb-relormirten Landes-
birebo wird eine Ivantons- oder Landsss^node auf-
gestellt, bestellend aus Abgeordneten, welebe von
den Nirebgemeinden frei aus Oeistlieben und Laien
cu ernennen sind. Oer Nantonss/node stebt das
Leebt /.u, alle à/îerli Vngelegenbeiten der evan-
geliseb-reformirten Landsskirebe cu ordnen, unter
Vorbebalt des Oenebmigungsreebtes des Ltaatss und

des Veto's der Lirebgemsinden. In den àsser^
Oirvbenangelögenbeiten bat die L^node das Vntrags-
und Vorbebaltungsreebt.

Oer katboliseben L^node stebt das Vntrags- und
Vorberatbungsreobt in den àsser»^ Vngelegenbeiteu
der katboliseben Lirebe cu.

Oas Näbere über die Organisation beider L/nodsn
bestimmt das Oesetc.

Oie lrvrdsw àre/t dis Mirc/lAômàde-
rersalâiusèAett dssàt, )edoeb unter Vorbebalt der
Anerkennung durob den Legierungsratb. Mabllabig
cu denselben sind nur solobe Oeistliebs, welebe in den
berniseben Lirebendienst aufgenommen worden sind.

Oie Verweigerung der Vnerbennnng einer Lfarr-
wabl dart ^edoeb nur aus dem Orunde erfolgen, dass
bei derselben entweder Lnregelmässigkeiten statt-
gefunden baben oder Vorsebriiten der Oesetcgebung
oder des Kirebgemeindereglements verletct worden siud.

Oie LeiànFM ds.'i àcds der «neàMlden
Mirc/iAsmeàde^ gegenüber den Osistlieben dieser
Lirebgemeinden und der öü'entlioben Vnstaltsn werden
dureb das Oesetc normirt.

Oür den Vntrag Viatte 3 Ltimmen.
Oür ^nnabme der principiell auf

dem gleieben Loden stebenden Vnträge
Orank, Nüller und dolissaint und lieber-
Weisung derselben an die Ledaktions-
Kommission 18 »

Os wird besoblassen, Oreitags cwei Litcungen cu
balten. Dagegen soll die Lamstagssitcuug ausfallen.

Lebluss der Litcung 1 Lbr.

Oer Oro^/co?iM/trsr.
O. IVIattb>s, Oürsp.

Verbamllllugt!» >1e» Vvi'tasmwgsrs.tbes. — llêbbàtivus <1e 1a Ooustitnautö. 18
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?rsita^ Äsn 16. I^ovsindsr 1S83,

Norgens 9 là')
im äussern Standesratllbause ill Bern.

vnter dem Vorsitz, dos llorrn Xatioualratli BV»r«rer.

I toi ill Mââ'Ml/»'»/' keblon »»»7 kutsoliuliligung:
die lor roil Visässer, Soblup und //ro.

vas über dio zelmte Sitzung und don
ersten d'lioil der elften Sitzung wird verlesen und
genobmigt.

VI. il. lZswäbrleistungen der Lobule (vsob- und

Qsvvsrbesobulen, ssortbilciungssobulen).

Herr Begiernngsratb referirt über die Lin-
gaben.

Herr Professor âe^A, als erster Votant, stellt
folgende àtrâge:

1. vie Lekugniss zu leliren ist unter Vorbellult ge-
setzlieber Bestimmungen freigestellt.

2. stellen unter der Vuksiebt des

Staates; sie dürfen voder vom Staate nveli von
Bemeinden unterstützt werden.

9. Aur Befriedigung K^Aemeiner Bildungsbedürfnisse
dienen die Volkssebulen, die Nittelsebulen und
die voeksebule.

4. vie Volkssebule (Brimar- und vortbildungssebule)
vermittelt einen uaeb den vorderungen der
Bundesverfassung genügenden Brimarunterriebt; der-
selbe ist unentgeltlieb.

Niemand dark die seiner vbbut anvertraute
dugend obne den Brad von vnterriebt lassen,
der kür die ölkentlieben Volkssebulen vorgesebrie-
ben ist.

5. vie Nittelsebulen erster Stufe (Sekundarsebulen
und Brog^mnasien) bieten einen tlieils abseklies-
senilen, tkeils vorbereitenden vnterriebt. ver
Besucb dieser Sebulen ist möglicbst zu erleielitern.

6. vie Nittelsebulen zweiter Stute (B^mnasien) ge-
wäbreu die allgemeine wissensebaktliebe Vor-
bereitungzumerkolgreieben Studium dervakultäts-
wissensebakten einerseits, der teebuiseben Nässen-
sebakten anderseits.

7. Volks- und Nittelsebulen stoben unter staatlicber
Beitung und sollen von den àgebôrigen aller Le-
Kenntnisse obne Bseinträebtigung ibrer Blaubens-
und Bewissenskroibeit besuebt werden können.

vs ist Btliekt des Staates und der Bemeinden,
die Volks- und Nittelsebulen möglicbst zu ver-
vollkommnen. vas Besetz bestimmt das Beitrags-
verbältniss von Staat und Bemeivde.

8. vie Dàimr, der ibàer kür Volks- und Nittel-
sebulen ist Saebe des Staates. Soweit das Le-
dürkniss vorbanden ist, können aueb solcbe Beb-
rer dureb die Staatsbebörde patentirt werden,
welebe ibre Bildung niebt in öilentlieben Vnstalten
erbalten baben.

9. ver Staat sorgt kür die entspreebende Ausrüstung
der kantonalen voebsebule.

10. So weit nötbig sorgt der Staat aueb kür die er-
fordorlieben êie.smà-rn Bildungsanstalten oder un-
terstützt solebe tbeils kür die berufliebe Bildung
(landwirtksebaktliebe, gewerbliebe und kommer-
zielle vaeb- und vortbildungssebulen), tbeils kür
pb^siscb mangelbakt organisirte oder sittlicb ver-,
wabrloste Binder (Blinden-, vaubstummen-, Bet-
tungsanstalten etc.).

11. Biner S'ädsModö stebt in Saebon des Volks-
und Nittelsebulwesens das Antrags- und Vor-
beratbungsreebt zu.
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12. Lie Organisation des gesummten Lcbulwessns
bleibt dem Oesetz vorbehalten.

Liese Knträge begründend bringt Herr Lüegg an:
La ein gutes Lckulwesen einer der Orundpfeiler

eines demokratisclien Lreistaates sei, sollte cler Orund-
satz cler Lehrfrsikeit, welcher an der Lpitze des
Artikels 81 der gegenwärtigen Verfassung stelle, auch
in die neue Verfassung aufgenommen worden. Damit
würden zwar Lrivatseliulen auch für die /nikuult
ermöglicht, was vielleicht niclit dedermanns ^Vunsck
sei. Allein das Ledit der Lxistenz derLrivatsckulen
lnnsse unerkannt werden, nur solle der Ltaat nichts
tiiun, was ilire i^akl vermehren könnte, dcdenfalls
müsse sieb der Ltaat das Ledit der àtsiclit über
die Lrivatsckulen vorbehalte», um siel> zu jeder ^eit
vergewissern zu können, ob sie dasjenige leisten,
was in den gleicksruligell Ltaatssckulen geleistet werden
müsse. Dabei sollten sie ikren Oliarakter vgrliei'eu,
sobald sie vom Ltaate oder von Oemeinden untei-
stützt wüi'den. Lollte man auf die Lurgergemeinden
zurückkoinmeu und sie vielleicht als Korporationen
garantirev wollen, so mussten liier aucli nocli die
Lnterstützungeu von staatlivk anerkannten Korpora-
tionen hinzugefügt werden, ê

In die Verfassung solle man keinerlei organi-
satoriselie Lestimmnngen über die Lcliule aufnehmen,
sondern bloss im Allgemeinen die verschiedeneu
Lckulen aufzählen mit kurzer Ilmsebreibung ilirer
Kufgaben. Da hätten wir einerseits die Volksseliule
und andererseits die Hochschule, dazwisdien eine
ganze Leibe von Mittelscliulen. Die Volksselmle
müsse naoh Artikel 27 der Landesverfassung ein-
geriehtet werden. IVas die Letztere Lrimarunterridit
nenne, tasse man in andern Kantonen als Klles
dasjenige auf, was an öffentlicher obligatoriscliei'
Lchulbildung Ukerliaiipt geboten werde, so nament-
lieh aueb die allgemeine hürgerliehe Lortbildungs-
schule. Letzteie Krage sollte in der Verfassung
gelöst werden; hier gelie es leichter als vermittelst
der Oesetzgebung. Die Organisation der Lortbildnngs-
schulen dagegen sei gleiclikalls dem Oesstze zu über-
lassen.

Die Landesverfassung verlange, dass die Lrimar-
seliule genügend, obligatorisch, uuentgsltlieh, staut-
lieb geleitet und endlich den Angehörigen aller Le-
Kenntnisse ohne Leeinträcktigung ihrer Olaukens-
und Oewissenstreibeit zugänglich sei. Lni diesen
Anforderungen zu genügen, solle man zunächst Kl. 2

des .jetzigen Artikels 81 beibelialten. Die Lnent-
geltliebkeit möchten manche Lingaben auch auf die
Mittelschulen erster Ltule ausdehnen, d. In auf die
Lekundarsckulen und Lrogpmnasieu. Liess könne
der Ltaat aber des Kostenpunktes wegen nickt
übernehmen; es sei diess nur möglich mit besondern
Lcbulstenern, wie sie z. L. im Kanton Zürich in den
Lekundarscliulkreisen beständen. Mir hätten meist
nur Oarantensckuleu, welche ihrer geschichtlichen Lnt-
wicklung seit 50 dabren wegen nickt so leicht zu ändern
seien. Im Kanton Zürich babe man in der Mitte
der dreissiger .labre bereits Lekundarsckulkreise
gebildet, und der Ltaat babe an alle bedeutende
jährliche Leiträge geleistet, auch an solche Kreise,
in welchen noch keine Lekundarsckulen bestanden
hätten. In letztern Kreisen seien diese Leiträge

kapitalisirt worden, bis die Lrricbtuug einer Lekundar-
schule möglich gewesen sei.

Die Lebertragung des 8ekundarscbulwesens an
die Oemeinden sei bei uns auch nickt möglich ohne
Oekäkrdung verscliiedener blühender Oarantenscbulen.

Hinsichtlich sowohl der Lskundarscliulen mit
ihrem wesentlich ahsebliessenden Unterricht, be-
rechnet auf unmittelbare Anwendbarkeit im Leben,
als auch der Lrogvmnasien. welche mehr nur aufhöbere
Anstalten vorbereiten, sollte der Ltaat sorgen, dass
der Lesucb derselben möglichst erleichtert würde.
Liess sei sebr nöthig, namentlich bezüglich guter
Lekundarsckulen. Der Lintiuss dei- Letztern auf die
Lrgebnisse derLekruteupi ütungen sei ganz bedeutend.
>Vicbtig seien sie besonders auch für die im ganzen
Lande zerstreuten gebildeten Lamilien, welche ibre
Kinder in solche zugleich vorbereitende Lckulen
schicken könnten, obns sie aus der so wichtigen
Lamilieuauksiclit zu entlassen.

Ls sollte daher die möglichste liebung der
Volksseliule aus der alten Verfassung auch in die
neue hinübergenommen und ausgedehnt werden auf
die Mittelschulen.

Lezüglicb staatliche Leitung und Leksnntniss-
losigkeit sollten die Lestimmungen der Lundesver-
lässung Kufnabme linden.

Daneben sei ein unserer Verfassung bis ^jetzt
unbekannter Lunkt gleichfalls aufzunehmen, nämlich
eine Lestimmung über Lehrerbildung. 1831 und 1846
habe Kiemand das Leckt des Ltaates, Lebrer zu
bilden bestritten, es babe aber auch Niemand aus
Lrivatmitteln für Lehrerbildung sorgen wollen. Less-
ball» balie man in beiden frühern Verfassungen
nichts davon gesagt. Leute sei es anders, dstzt
hätten wir vier Ltaatsseminarien, ein Oemeiude-
seminar und zwei -Lrivatseminarien, welche seit
Langem eine Leberproduktion an Lehrkräften,
insbesondere au Lehrerinnen zur Lolge gehabt hätten.
>Väkrend aus dem staatlichen Lelirerinnenseminar
durchschnittlich 10 Lehrerinnen per .lalir hervor-
gingen, patentire der Ltaat alljährlich 50 bis 60

Löckter, welche ilire Lilduug in niclitstautlicben
Leminarien erkalten hätten. Liese Lebertlutbung
zielie allerlei Lebelstände nach sieb, nickt nur für
die betreffenden Lersonen, welche bei grössern Kus-
lagen für die nöthige Lildung nach erlangtem Latent
Mübe hätten eine Ltelle zu ünden, sondern auch für
die Lckule selbst, indem Manche oit erst 3 bis 4

.labre nach bestandener Lrülnng eine Lckule über-
uälimen. Votant möchte aber dock nickt den Kus-
Schluss von Lehrkräften von der öl?entlicben Lckule
verlangen, welche nickt in einer Ltaatsansta.lt gebildet
worden seien, da dieser Ausschluss ungerecht wäre
und nur der vermehrten Lildung von Lrivatscbulen
in den Oemeinden rufen würde. Lock solle man
im Kllgemeinen die Lehrerbildung als Lacke des

Ltaat.es, daneben aber nach Ledürtniss der Oemeinden
auch solche wählbar erklären, welche ibre Lildung
nickt in einem Ltaatsinstitut erlangt hätten.

Hinsichtlich der Hochschule genüge es, wenn
man in der Verfassung die Lllickt des Ltaates, Kür
ihre Ausrüstung zu sorgen, betone. Damit solle
nickt der Vorwurf bisheriger stiefmütterlicher Le-
Handlung der Hochschule von Leite des Ltaates er-
Koben sein, immerhin sei nock Vieles besser zu
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mavden; namentlied vermissten Oelu er undLtudirende
eine Oniversitätsbibliotdek.

Oie ^Vünsodbarkeit besonderer Bildungsanstalten
für landwirtdsoliaktliobo, gewerbliode und Handels-
zweeko werde nirgends bestritten, dagegen vieltaod
detent, und dessdalb sei grundsätzliod die Bdiodt
des Ltaates, solvdo Vnstalten zu unterstützen, in die
Verfassung aukzunelimeu. Dus Oleiodo gelte von
den Knstalten tiir pd)sisod mangeldakt organisirte
oder sittliod verwaludoste Kinder.

Oie Loduls^node à solode werde niedt an-
geloedten, wobl aber sei man niedt einig- üder die
derselben nu ertkeiienden lletugnisse. Oine L/node
mit erweiterter Kompetenz als disdor würde gleiod-
sam einen zweiten Orossen Batd für Ledulsavden
bilden, was niedt riodtig wäre. Lie solle, wie bisder,
eine durod Verfassung und Oesetz geordnete Ox-
pertenkommissivn an der Leite der Ltaatsbedördon
bleiben. Idre KVadl dureb das Volk sei eine nur
svdeinbar demokratisode Oinriedtung. Damit solle
aber niedt gesagt sein, dass die jetzige Vadlart die
riedtigs sei. In der Verfassung solle über die ^Vadl-
art gar niedts bestimmt werden.

Herr Orziodungsdirektor Ooöuf stellt folgende
Anträge:

1. Oie Lekugniss zu ledren ist, unter Vorbedalt
gesetzlieder Bestimmungen, freigestellt.

2. Oer Ltaat sorgt, in Verbindung mit den Oe-
meinden, für genügenden Brimarunterrivdt,
weledsr aussodliessliod unter staatliolier Oeitung
steden soll. Derselbe ist vbligatorised und in
den öKontliodon Lodulen unentgeltlied.

Oie ölkentlieden Lodulen sollen von den Vn-
gedörigen aller Bekenntnisse, odne Boeinträod-
tigung idrer (Klaubens- und Oewissenstreidoit,
besuedt werden dünnen.

3. Oer Ltaat sorgt dafür, dass der Nittelsedul-
unterriedt allgemein zugängliod gemavdt werde.
Derselbe ist, als unmittelbare Oortsetzung der
Volkssodule, unentgeltlied, stedt ebenfalls unter
staatlieder Oeitung und gsuiesst staatliode tinan-
nielle Unterstützung.

4. Oer Ltaat betdeiligt sied am O^mnasialunterriedt
und an der jurassisoden Kantonssedule dured
jädrliede Lubventionen.

5. Or unterdält die Ooedsodule.
6. Or sorgt kür die notdwendigen Bildungsanstalten

kür pdz?sisod mangeldakt organisirte oder sittlied
verwadrloste Oinder.

7. Or unterstützt Handels-, Oevverbe-, Ounst- und
Oandwerkssodulen, indem er sied an den Kosten
idrer Orriedtung betdeiligt und denselben jädr-
liebe Lubventionen zusicdert.

8. Os wird ein kantonales Oeodnikum gegründet.
9. Orivatsednlen steden unter àt'siodt des Ltaates

und dürfen weder von idm noed von den Oe-
meinden unterstützt werden. Mitglieder religiöser
Korporationen können keinen Onterriodt er-
tdoilen, noed sonst am Onterriodt sied betdeiligen.

19. Oie Bildung der VolksseduIIedrer ist Laede des
Ltaates.

l l. Oiner dured das Volk gewädlten Loduls^node
stedt in Laeden der Volkssodule und der Kittel-
sedule das àtrags- und Vorberatdungsreedt zu.

Im Allgemeinen, demerkt Herr Oobat, gede er
mit Herrn Ilüegg einig, weiede aber doed in einigen
Bunkten von ibm ab. Lo wünseds er, dass die
Mttslsedule anders organisirt werde. Idr Virkungs-
kreis müsse erweitert werden. Heute sei sie vieltäod
eine Konkurrenzanstalt der Volkssodule. Oie obern
Klassen der letztern seien meist nur noob von der
Lpreu der Kinder besuedt, wodured das Kiveau der-
selben derabgedrüekt werde. Oie Kesultate der
unrsrn Klassen seien besser als diejenigen der obern.
KVeil alle bessern, fädigern Kinder statt der Ober-
Klassen der Volkssednle die Nittelsodule besuedten,
sedwinde bei den dort Bleibenden die Oiebe zur
Lobule und das Ltreben. Oie Nittelsodulen sollten
Oemeindesoduleu werden; die Oarantensodulen seien
niedt medr so zadlreiod, sodwinden von äadr zu
äadr und werden zu Osineindesodulen.

Besonders notdwendig seien Anstalten für sittlied
verwadrlaste Kinder, welelie eine grosse Oetädr kür
die allgemeine öü'entliode Lodule bildeten.

Im KVeiteru sei die Bildung eines Oeoduikums
zu verlangen, einer Knstalt zwisoden der Bealsodule
und dem I'olvteoduikmu mit medr praktisedsm und
spezialisirtem Onterri«dt. Oie bestedeuden sedweize-
riseden Oeodniken in KVintortdur und Oenk würden
aus dem Kanton Born zadlreiod besuedt, namentlied
für den Lesuod desjenigen in KVintertliur langton stets
viele Oesuode um Ltipendien bei der Orziedungs-
direktivn ein. — Oer Knssodluss der Mitglieder
religiöser Korporationen vom Ilnterrivdt sollte in die
neue Verfassung aufgenommen werden. Oie KVadl
der L^node sollte dured das Volk gesodedon, damit
das Datenelement medr zur Oeltung kommen könnte,
äetzt seien unter 150 L/nodalen nur 8 dliodt-Oedrer,
worunter 7 Btärror. Oader komme es, dass die
L^node inelir nur das Interesse des Oedrers statt
dasjenige der äugend borüoksiodtige. Oie direkte
Volkswadl in den Lellulkreisen würde dioss ändern.
Die Lodule würde wieder an Bopularität gewinnen
und die L^node würde niedt nur tur den Oedrer
besorgt sein, sondern auod für die Lodule, also kür
die Kinder und mittelbar tur das ganze Volk.

Herr MmvMMàr beantragt Ltreiodung der
jurassisodon Kantonsselude, da kein Orund kür eine
besondere staatliode Lodule in Bruntrut bestede und
andere Ltädto, Bern und kurgdork und wodl bald
auod Biel und Odun sied verletzt tudlen könnten. Im
alten Kantonstdeil würde es eine üble Ltimmung
dervorruten, wenn diese Kantonssoduls in der Ver-
fassung garantirt werden sollte.

Klier wird abgebrooden.

Lodluss der Litzung I Odr.

Oer Oreto/oe^/d/erer.-
L. IVIattd^s, Oürsp.
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Oiàeknte 8àun^.

?roitag âsn 16. irovsmksr 18S3,

Nachmittags 3 Llir,
im äusserir Ktandesratbbause in Hern.

tinter dem Vorsitz, des Herrn Nationalrath /?ru»?.»er.

Ks fehlen mit Ontsebuldigung: die Herren Llsässer,
Morgentbaler und ^^ro.

Qgrsntîsen der Sokuls.
(Lortsstzung.)

Herr Vâ Wierâ beantragt, am LIatze des Vrt. 8

der Anträge des Herrn Rüegg tollende Restimmung
aufzunehmen:

«Die Bildung der Lekrer kür Volks- und Mittel-
setuden ist Lacbe des Ftaates.

Loch sind auch solche Lekrer zu patentiren, die
ilire Bildung nickt in ötfentlieken Anstalten erkalten
haben, die aber bezüglich Kenntnisse und sittlichen
Verhaltens den Vokorderungen entsprechen, welche
gegenüber den in Ltaatsanstalten gebildeten Lebrern
gestellt werden.»

Verbauälungeu àss Vsrkiìssuugsráes. — Lâlidêràtioiis àe

Ois Oemeinden, welebe die Lebrer wählten,
sollten bei dieser IVabl volle Lreilieit haben; der
Ktaat sotte kür mögliobst gute Lehrerbildung sorgen,
dann würden die von ilim gebildeten Lekrer ain
ehesten auek gewählt werden. Andererseits wird
das Recht der Litern betont, ibre Kinder unterrichten
lassen /.u dürken, durch wen sie wollen. Ks sei

gleichgültig, wober die Rildung des Oekrers komme,
die Hauptsache sei, dass er sie besitze und den
Kindern mitzutheilen bekäbigt sei (llll. l'i«Ve und
Lo/à). Oegen letztere Vnsiebt wird opponirt, weil
der Ktaat sieh gegen gewisse Lehrerbildungsanstalten
wehren müsse, welche ihm absolut feindselig gesinnt
seien (Herr -/o^ssamt).

Herr Regierungsrath schlägt folgende
Lassung des bezüglichen Artikels vor:

Der Ktaat sorgt kür die Rildung der Lehrer kür
Volks- und Mittelschulen. dedock sind naob bestan-
dener staatlicher Rrükung aueb solebe Lebrer an
ötkentliehe Kekulen wahlfähig, welche ibre Rildung
nickt in staatliehen Anstalten erhalten haben.

Oie Lehrerbildung, sagt Herr von Kteiger, dürfe
nicbt ein Monopol des Ktaates sein, besonders nivbt
in einer Lsit, in welcher Konkurrenz das I^osnngs-
wort der ganzen >Velt sei. Oas Monopol wärt; ein
Kaustsehlag in's Vngesiekt der ganzen Leit und in's
Vngesiebt der Kreiksit. Keiner Lildungsptlickt suebe
der Ktaat nachzukommen dureh Aufstellung von
^nkordernissen an die Kekule, durch Ratentirung
und Anstellung von Lebrern. Oie Rildung habe
stets nook auk dem >Vege der Konkurrenz die grössten
Lortsekritte gemacht. Mit dem Monopol wäre daber
auch den Ltaatsanstalten am schlechtesten gedient,
weil sie selbst beim Leiden aller Konkurrenz zurück-
geben würden. Oer Wetteifer verschiedener à-
stalten wirke stets sehr wohlthätig auf alle Retbei-
ligtsn. Dazu würden Ktürme gegen die Monopol-
austalten des Ktaates heraufbeschworen werden,
welche man ihnen besser ersparen sollte. Volle
Lreibeit müsse man gewähren und daber das Monopol
und alle Lätze, welebe auk ein solches hindeuten,
streichen.

Oonstituaute. ig
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Ilen' Or. Làeoû beantragt xu Xiiler 7 dor à-
träge des Herrn Oobat:

Der Ltaat ketbeiligt sied bei der Orüudung von
Oewsrbe-, Handels- und Industriesebulen, sowie von
Kunst- und Ilandwerkssebuleo. Kr unterstützt solebe
Lebulen aueb wäbrend einer Oarantiexeit, welebe
durek das Ossetx xu bestimmen ist.

Von versebiedener 8eite wird dieses Amendement
unterstütxt (llll. OMk. und IIVrM).
Kelisn der landwirtbsebaktlieben 8ebule werden aueb
landwirtllsebaktliebo Kurse (kür Lannwärter, Kaum-
vvärter ete.) verlangt (Herr vm» Merâ), wogegen
bemerkt wird, dass solebe in den Anträgen des
Herrn Küegg bereits vorgsseben seien (Herr âànne?-).
Andererseits maobt man geltend, 8pexialsebu1sn
sollten in der Verkassung niokt besonders erwäbnt
werden; es genüge die allgemeine Iisstimmung, dass
der Ztaat kür die liildung des Volkes xu sorgen
Imbs. älllss iVoitere solle man dem Oesetxe über-
lassen und ^sdenkalls xunäebst unsere Kinanxen
bokragen, wie weit man geben dürks (Herr Kmtte).
Dagegen wünsebt man wieder die Krrielltung einer
landwirtbsobaftlieben 8obule kür den dura, da gegen-
wärtig die Zöglinge der Loliulo auk der Ilütti stets
ein dabr opkern müssten, bevor sie mit Krkolg den
dort ertbeilten Kursen kolken könnten llierr -/oils-
snknê).

In liexug auk das iüittölsebulwessn ündst man
die 8orge des Staates kür dasselbe geboten, als
demokratiseb und idealsebön. Vllein die tinanxielle
Tragweite soleber Lostrebungon sei noob xu wenig
aukgeklärt.

Kntwoder müssten die Oberklassou der bisberigon
Krimarselluien xu 8ekundarsobulsn umgestaltet oder
doeb mit 8ekundar!obrern bssetxt werden, lioide
IVoge würden kür viele Oegendsn allxu kostspielig-
sein (Herr Namontlieb sei die Krweiterung
der Nittelsebulen niebt möglieb, wenn mit ibr die
Ilnentgeltliebkeit derselben verbunden werden sollte,
welebs 8taat und Oemoinden allxusebr belasten
würde. Imtxtsre Krage sei am Leston den (Gemeinden
selbst xu überlassen ^Ilerr IKM). liegen die lieber-
nabme der bestebenden und künktigsn sekundär-
sebulen dureb die Gemeinden spräebe abgeseben
vom^ Kostenpunkte die ganxe gesvbiebtliebs Knt-
wiklung unserer meisten Lekundarsellnlsn. Der 8taat
bexable .jetxt svbun die Ilälkte der Kebrerllesoldungen
au alle 8ekundarsebulen und verabreiebe an solebe,
welebe in ökonomisel.or Kinsiebt weniger gut situirt
seien, ganx bedeutende weitere Beiträge. Von ibm
dürke daber illellisres niebt verlangt werden. Ois
llebertragung dieser 8ebulen an die Osmeindeu sei
niebt anxuratben, indem dadurvli viele ganx gut
situirte bestellende 8ekundarsebulen gekäbrdet würden
(Herr äisrAer). Oiesen Lodenkon gegenüber wird
gesagt, dass die Kneutgeltliebkeit bloss den ^Vegkall
der kisberigen Lebulgolder bedeuten würde, welebe
kür eine einxelne Kebnle böebstons 1000—150t) Kr.
inl .labr betragen dürkten. Oieser V.uskall müsste
gedeckt werden dureb den Ltaat. Ilobrigens könnten
versebiedsne Gemeinden eine gemeinsame Lebule
mit Leiträgsn navb Verbältniss der sie besuvbenden
Kinder der betrekkenden Gemeinden erriebtsn oder

unterstütxen. Oie Kreistellen an den gegenwärtig
bestellenden Nittelsebulon seien sekädliob. Lie
pklanxten sebon in der äugend den Kntersobied
xwisebon Leieb und ^rnl. Viele KIteru sebiekten
ibrs begabten Kinder gerne in eine bessere Lobule,
allein es keble ilinen das uötbige Lobulgold und
als IZettler- inöeliten sie ibre Kinder aueb niebt
bebandelt wissen. Oer lirundsatx der Knentgeltliob-
keit aueb kür die Mttelsebulon geborejedenkalls in
die Verkassung, die Kostenkrage konime Ilier gar
niebt in Lstraebt, da vor Allein kür die äugend, die
Kukunkt des Volkes gesorgt werden müsse Llierr

läeir LV/à stellt kolgends Anträge:
§ 81 der kisberigen Verkassung wird beibsbalten

mit kolgenden Abänderungen:
lVm LIatx des Vlinea 4 : xu setxsn: « Oer Ltaat

sorgt kür Ausbildung der äugend «owobl in wissen-
sebaktlieber als geworblieber und landwirtbsvbaktlieber
ltielitung. »

Vlinea 5. - Kine voni Volk gewäblte Loliuls/nodo
ordnet unter dem Vorsitx dos Krxiebungsdirsktors
die ibr dureil das Oesetx xugewiesonen Obliogenboiten
im Krxiebungswesen. »

Kanlentliell solle die Lobuls)mode mit erweiterten
Koillpetenxen ausgerüstet werden. Oagegon wird
der L^nodo von anderer Leite eine grössere Ledsutung
abgosproelien und kür sie nur sin Vorberatbungs-
und Vutragsreebt wie bisber verlangt (Herr

Herr Kknlle begründet folgende Anträge:
Oio Krsilisit des läuterriebts ist gewäbrleistet.
äedor Lüiger bat dakür xu sol-gen, dass die seiner

Obbut anvsrti-aute äugend ökkeutliebo Lrimarsoliulen
besuebe odsr einoil gleiellwertlligeil Ilntorriollt orbalte.

Oer Lriinarunterriellt ist in den ölkentlieben
Lebulen unentgeltliell. Oer Ltaat und die Ovmeindon
liaben die daberigon Ausgaben in einem vom Oesetx
kestgostellten Verbältnisse xu tragen.

Oer Ltaat sorgt tÜr den ölkentlieben böbsren
Knterriebt.

Oie Organisation dos ölkentlieben Knterriebts
bleibt dem Oesetxo vorbebalton.

Lrivatseliulen können von Lrivaten oder Vereinen
gegründet oder untorbalton werden; dieselllon können
aueb von den Gemeinden nntorstütxt werden. Oein
Ltaate stsbt die Oborauksiebt nlier die Lrivatsobulen
iil Letretk der iVIoralität, der Oosundbeitspliegs und
des erkorderlieben Ilnterriolitsgr-ldes xu. àk den
läntsrrivbt selbst erstreckt sieb die Ltaatsauksiebt
niebt.

Ois Kebrkreibeit, sagt Herr Viatto, sei sin notb-
wendiger ^.usliuss der Oedankonkreibeit in >Vort und
8obrikt und müsse .jedsnkals in einem domokratisoben
Kreistaate dureb die Verkassung anerkannt werden.

Diesem àssprueb gegenüber wird bemerkt, dass
die Kebrkreibeit oben ssbr vorsebisdon aukgekasst
werde, niebt immer in einem das Volkswobl
begünstigenden 8iune und okt in Kurobt vor dem IVorte
Ksebokks s: Volksbildung ist Volksbekreiung (Herr
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Herr stellt folgenden Vntrag:
^usatx 2U M. 2 des Antrages Dobat:
« kerner sorgen Ltaat und Demeinden kür die

« weitere Ausbildung der aus der Leduls getretenen
- männlieden -lugend dured kortbildungssedulen. »

lleut Vage träten immergrössersVnkorderungen
nu den Nsnseden dsran, und dader sollte diskort-
bildungssedule obligatorised erklärt werden, besonders
in einein demokratiseden kreistaate, indein die sedön-
sten Volksreodte illusorisvd seien, wenn niolit ein
gebildetes Volk sie ausübe. Lorge man niokt tür
gan^ gedörige Lildung des Volkes, so seien diese
Volksreedte unter Umständen ein gefädrliedes, i^wei-
sedneidiges Ledwert. Da die Lundesvertassung über
die kortbildungssedule sedweige, sollten wir in unsere
Konto»nie Verfassung eine bevüigliede Lestimmung
unbedingt autdedmen. Diese Vusedauung wird leb-
datt unterstützt unter Hinweis out die vielen Lin-
gaben, welode kinkübrung der obligatoriseden kort-
bildungssedule verlangen, out die krüedte derselden
in Lüddeutsedland und im benaedbarten Kanton
Lolotdnrn, sowie aueli out krtädrungen in kekruteu-
sedulen. Lur dured Vutnolnne einer be?üglieden
Lestimmung in die Verfassung werde mou in dieser
Lexiedung bold etwos erreioden können (Dsrr KMsr).

Von ondersr Leite warnt man vor Vuknakme der
kortbildungssedule in die Verfassung, da diese im
Donjen gekädrdet werde, der ?u deküredtenden grossen
Losten wegen (Herr Derber).

Degenüber dem in der làten Lit^ung gestellten
Verlangen naek kallenlassen der jurassiseken Kantons-
seduls wird deren Leibedaltung und Darantirung dured
den Ltaat aued tür die Zukunft verlangt. Diese
ködere Lekranstalt sei tür den -lura ein Ledürkniss,
desonders der ausnakmsweisen Verdältnisse wegen,
in weleden er sied bekände. Die kantoussekule in
Lern sei aukgedodeu worden, allein, wenn deute eine
neue Vbstimmuvg über diese krage stattünden könnte,
so würde der alte kantonstkeil seine Kentralsedul-
anstalt wieder autleben lassen. In gleieder V^eise
bange der -lura an seiner kantonsscdule in kruntrut
(Derr -To^ssaàt). Dagegen wird bemerkt, es dürts
keinem kandestkeil eine besondere Ledule garantirt
werden. Diess sei grundsàlied niedt gut und würde
?u weit tüdren. Die Vbsedalkung der kantonssekule
in Lern sei döcdst wiedtig und geboten und vom
Volke allgemein gewünsedt gewesen. Das jetzige

^ Festem sei viel besser und linde allgemein Vnklang.
Die kantonsscdule in kruntrut solle man, so lange
sie nötdig sei'der besonderen Verdältnisse im dura
wegen, bestellen lassen, aber sie niedt in der Ver-
tassung garantiren. ks genüge die knerkennung der
tkatsäeklieken Lotdwendigkeit der kantonssekule in
kruntrut. Die Vukdebung derjenigen in Lern sei ein
wirklieder grosser kortscdritt gewesen (Der
Von anderer Leite wird bemerkt, es bandle sied kier
niedt um eine Londerstelluvg des dura, sondern die Lei-
bedaltuog der kantonssekule sei aus andern Dründen,
namentlied aued der Lpraede wegen bei^ubedalten.
Audem bilde sie eine Vrt ^equivalent gegenüber der
Doedsekule im alten kantonstkeil, welede dauptsäcdlicd
diesem ^u gut komme (Herr Dobnt).

Dorr vâ KetAer beantragt in Vrtikel 8 der
Anträge von Derrn Dobat statt « es wird gegründet »

su setzen « es kaun gegründet werden », um sied
niedt 2U binden, da vielleiedt das Dewünsckte in
anderer korm ereiedbar sei.

kerner solle im letzten Lat^ des Artikels 9

gesagt werden Vlitglieder « kantonsfremder » religiöser
Korporationen; eine andere Lestimmung würde Ziu

weit geben.

kndlied stellt Derr von Steiger den Vvtrag:
^usots sm den Anträgen des Klerrn kügg:
Die Deberwoedung der Volkssedule liegt unter

der Dberoulsiedt der kr^ieduugsdirektion den
Gemeinde- und Lexirksdedörden ob.

Das Lekulinspektorat, sagt Herr von Lteiger, sei
Lekuld, dass die Ldeilnadme der Demeinden an der
Ledule so erlakme. Liebt Lekulunfreundliedkeit sei
der Drund dieser Vkatsaeke, sondern Debersättigung
an dem Lüreaukratismus. Die Demeinden sollten wieder
medr küklung mit der Ledule erkalten, was nickt mög-
lied sei, so lange der Lekulinspektor seine Lekekle diktire.
kine derartige Lestimmung gedöre xwar niedt absolut
iu die Verfassung, allein der bestellende Wderwille
gegen das Lekulinspektorat würde naek Vnnadme der
neuen Verfassung sofort einem ersten Initiativdsgekren
rufen, und dessdalb solle man eine be^ügliede Lestimmung

iu die Verfassung auknedmen.

Von anderer Leite wird das Lekulinspektorat ver-
tdeidigt; es sei noed immer notkwendig gegenüber
den meist untkätigen Lekulkommissionen. Lollte diese
^uksiekt von kaedwännern fallen, so würde ein deder
über die Ledule befedlen wollen, gleicdgültig ob mit,
ob odve Verständniss. In die Verfassung gedöre
übrigens eine derartige Lestimmung niedt (Dorr
D<Mer). In äbnliedem Linne wird bemerkt, die De»
meinden dätten genug Delegevdeit, sied der Ledule
anöunedmen, wenn sie nur die bestellenden Vor-
sedrikten beaedten wollten. Das Lekulinspektorat
könne fallen gelassen werden, so bald man die De-
meinden kür stark genug kalte, die vom Ltaate
geforderten Vnsprüede vom Ledrer und von der Ledule
2U erlangen (Herr

Ledluss der Diskussion.

Die Vbstimmung wird auf klontag Vermittags 10

Ddr angesetzt.

Ledluss der Lit/ung 0 Ddr 15 Ninuten.

Der .'

L. IVIattd/8, kürsp.
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Protokolls
der

V0pb6»-atllUl1Asl<0MMÌ88l0!1 ct68 V6Kf5ì88UNA3Kcìîll68.

Vieixellnw 8iì/.unK.

Montag Äsn 1g. ^ovsrnksr 1883,

Morgens 10 dbr,

im äussern standesratüüause in Lern.

Unter den» Vorsitz, lies Herrn Kationalratü

Ks feülon Kntseüuldigung: die Herren Kre^,
Kebmann und >Villi.

das àer /weiten Hälfte der elften
sitzung wird verlesen und geneümigt.

Das der zwölften sitzung wird verlesen
und naeü zwei kleinen von Herrn Küegg gewünsebten
Venderungen geneümigt.

das /Voêo/voê/ der dreizelinten sitzung wird
verlesen und geneümigt.

im ri«^ :

Abstimmung über das Lobulivssen.

Die Miöderauknaüme des H 81 à 1 in die neue
Verfassung ist unbestritten.

Kvontuell für Vusseüluss der Mitglieder «Kantons-
fremder» Korporationen von der
svüule 8 stimmen.

Kür streieüung des Wortes
«kantonsfremd» drosse Meürüeit.

Kür Zusatz im sinne des Vus-
soldasses von Mitgliedern religiöser
Korporationen naeü Vntrag dobat 9 19 stimnnen.

dagegen 4 »

Kür Vutsieüt des Staates über
die Krivatseüulen im sinne der
Anträge küegg 23 »

Kür ldosses dberauisieütsreoüt
im sinne dos Herrn Viatte 4 »

Kür Vorbot der Unterstützung
von Krivatseüulen duroü staat oder
demeinden naeli Vntrag Küegg 20 »

Kür Anlässigerklärung derselbon
naoü Vntrag Viatte 7 »

der Krimarunterrioüt soll genügend, odligatoriseü
und unentgeltlieü sein naeü Massgabe des Vrt. 27
der dundesvertassung.

Kür Vntrag Küegg, die Volkssoüule (Krimar- und
Kortüildungsseüule) in oüigem sinne in die Verfassung

aufzunsümen 18 stimmen.
dagegen, d. ü. für die üisüorige

Krimarsvünle 9 »

Kür drleioüterung desselben naeü
Vntrag Küegg 19 stimmen.

Kür unentgeltlieüen naeü dobat 7 »

staatlieüo Keitung und >Vaürung
der dlaubens- und dewissenst'reiüeit
(Vntrag Küegg, VI. 1) Unbestritten.

Vntrag Küegg 7, Vl. 2 »

Herr dobat zieüt seinen Vntrag in Letretk der
Mrassiseüen Kantonsseüule mit Küvksieüt auf die Kr-
Klärungen des dorrn Kräsidonten Lrunner und deren
Vulnabmo in das Krotokoll zurüek.

Mit dem Vntrage Küogg üinsioütlioü der dooü-
seüule ist man allgemein einverstanden.
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Kveutuell kür Vntrag von VVerdt 15 Stimmen.
» » » (lobat 10 »

» » Kestbalten au Antrag
Rüegg 12 »

Kventuell für Antrag von Steiger-
vou Wordt 15 »

Oeünitiv kür die Vut'nabme einer
daberigen Restimmung in die Verfassung 11 »

I'ür Verweisung an das (leset/. .16 »

/lesâàre â7càA«K^sêK^e>î.
1. I'ür pb^siseb mangelbakt organisirte und sitt-

lieb vorwabrloste Kinder Unbestritten.
2. I'ür berukliebe Rildung (Kandwirtbsebakt, (le

werbe, Handel, Handwerk unà Kunst): Vllgemein
prinzipiell angenommen unà un die Redaktions-
Commission gewiesen.

Allgemein ist man einverstanden, dass sie nur
für das Volks- unà Nittelsobulwesen aufgestellt weràe.

Kventuell für blosses Vorberatbungs- unà Vntrags-
reebt àesselben 19 Stimmen.

Kventuell kür weitere Kompetenzen,
unter Umständen mit Kntsebeidungsreekt 5 »

I'ür ^Vabl àer Synode àureb das
Volk 13 »

Kür Keborweisung àes Kntsebeides
über àiese Krage an àas Vesetz 14 »

Herr Kräsident gibt àie Krklärung ab,
àass er kür àie >Vabl àer Svbuls^node àureb àas
Volk gestimmt bätte.

Neààspâornt.
Kür Vnksiebt àer (lemeinàen navb Vntrag

von Steiger 8 stimmen.
llagegen 18 »

VII. 1 vas Ltkuerìvvsen.

Herr kegierungsratb (lobat roterirt über àie Kin-
gaben.

Herr Huà'sderA, als erster Votant, stellt kolgenàe
Vnträge:

Ilie Steuern zur Restreitung àer Staatsausgaben
sinà gleiebmässig auf alles Vermögen unà Kinkommen
zu legen naeb folgenden (lrunàsâtzen:

I. vis sinà im vollen Svbatzungs-
wertb zu versteuern, ver Kigentbümer bat
von àen aufkaktenàen zinstragenàen Sebnld-
Kapitalien an Klatz àes (lläubigers àie be-
ziebenàe Steuer^uote zu entriebten unà solebe
àemselben bei'r /insontriebtung in Vbreebnung

VerliâinIIunAkn àes Verfsssungsrktlis«. — Délibérations 4s

zu bringen. Verabreàungen oàer Stipulationen,
àie àiesen Vbzug aufbeben, sinà reebtlieb
ungültig.

vie Steuer ist naeb àem (lrunàsatze einer
massigen unà gereebten Krogressiou zu
erbeben.

vie Krogressiou àark àen doppelten Rotrag
àes einkaoben Steueransatzes niebt übersteigen.

Vom Kinkommen ist àer zum Keben notb-
wsnàige Retrag steuerfrei im Verbältniss àer
Kabl àer Kamilienglieàer.

(legenüber àer (lemeinàe sinà aile zins-
tragenden Kapitalien unà lVertbelìbktsn Steuer-
plliebtig. Oie àsmittlung derselben ist (legen-
stand des (lesetzes.

2. vie Stimmbereobtigung verplliebtet zn einer
Kersonalsteuer an die vàntlioben Kasten.

3. ver Staat erbebt eine Krbsekaktssteusr pro-
gressiv naeb àerKntkernung der Verwanàtsebakt
und der (lrösse der Krbsebakt.

vie freien Verwanàtsebaftsgraàe und
Ninimalsummen wird das (lesetz bestimmen.

4. Kuxusgogenstände sind ebenfalls einer Steuer
unterworfen.

5. Niebt grundpkändlieb vsrsioberte zinstragende
lVertbelkekten unterliegen einer Kinregistri-
rungsgebübr.

ver (lesetzgebung werden die Vorsebrikten zu
genauer Vusmittlung der Steuerkraft zugewiesen.

Vuk unentbebrliobe Kebensmittel dürfen keine
neuen steuern gelegt werden.

vie Salzpreise sind sofort zu ermässigen.

viese Vnträge begründend bringt Herr Salvisberg
an: ver beutige Staat, vorzüglieb Kulturstaat, babe
viel grössere und kostspieligere Vutgaben als trüber.
Km seine Aufgaben erfüllen zu können, müsse er
datier aueb besondere Anforderungen an seine
einzelnen (llieder stellen, vie bisberigen
Anforderungen, resp. Steuern genügten niebt mebr, und
das jetzige öezugss^stem der Steuern sei zu langsam,
tbeuer und vexatoriseb. Oie (lrunàsatze des Artikels
86 der jetzigen Verfassung seien im (lanzen riebtig
und daber beizubebalten, allein die Vustubrung sei
niebt ganz wie sie sein sollte. Kin vauptübelstand
sei der, dass vieltäeb unriebtige Vngaben über das
steuerptliebtige Vermögen gemaebt würden. >Vabrend
die Vngaben von (lläubigern und Sebuldnern sieb
gegenseitig deeken sollten, zeige sieb selten eine
derartige Uebereinstimmung. Reklamationen dagegen
kätten wenig Krtolg. Vbgeseben von Sporteln
könnten dureb eine andere Krbebung der Kapital-
Steuer zunäebst dem Staate grosse Summen erspart
werden, à dem Klatz des Svbuldenabzuges gegen-
über dem Staat sollte es dem Sebuldner ermögliebt
werden, das Retretkniss der Steuern mit dem (lläu-
biger am jeweiligen Kinse verreebnen zu können.
Kine derartige Kinriebtung dürfte Violen willkommen
sein und die Kivbeit in Steuersaeben zwiseben dem
dura und dem alten Kantonstbeile ormöglioben.

Kine Krogressivsteuer werde entsobieden mit
Reebt vorlangt; dakür spräebon die Anforderungen
des Revbts und der Humanität. Ku verlangen sei
mögliebste Kntlastuug naoli unten und stärkere Re-
DonstitUÄnte. 20
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lastung naeü ode», weleüe von versvüiedenen Leiten
mit Leoüt anbegelirt worden seien. ^uk diesem
Loden müsse jedenfalls etwas geseüoüen, wenn man
nieüt die Llukt zwiseüen Leioü und l^rm noeü ver-
grössern und so alltälligeu staatskeindlioken Le-
strebuugen ülierüaupt Lüür und Lüor <>Ünen wolle.
Leüon üätten die Kantone d'üurgau, Loüatlliauson,
èiiirieû und Lasel die Lrogressivsteuer angenommen,
und das Volk sei zufrieden damit.

dedentälls müsse das steuerfreie Lxistenzminimum
erüöüt und je naeü der Laül der Lan>iiienglioder
ein verüältnissmässiger ^bzug gestattet werden.

Line ^ktivbürgersteuer für die Ltimmbereeütigten
solle als ein Bvgenwertü tur das Ltimmreeüt ein-
getüürt werden, naeü dein Lätze, dass jedenr Leoüt
aueli eine Lüioüt entspreeüe.

Die Lrbseüaftsstener sei beizubeüalten; sie sei
seüon seit 1852 eiugetnllrt und werde dalier nirgends
auk widerstand stosssn.

Daneben sei die Lintüüruug von Luxussteuern
angezeigt, da der Ltaat unbedingt neue Dülfs^uellen
nötüig üabe.

1dm vivlkaeben Lteuerverseülagnissen zu begegnen,
sollte man die Linregistrirung aller nieüt gruudptand-
livk versieüerten zinstragenden Ltlekton einfüüren
und /.war bei Lolge der Lieütigkeit aller derartigen
àto im Dnterlassungsfalle.

Die andlieüe Inventarisatiou üei Lodesfällen
dagegen sei nieüt zu empfsülen. Nan solle Meldung
üaüen vor dem 'Lodten und vor dem Lrauerüause.
Lesser sei es, datür zu sorgen, dass der Lebende
sein Vermögen und Linkommen rieütig versteure.
Lebrigens könnten aueü trot/ Lindringens der
Lteuerpolizei in's Innerste einer woünung Läuselning
oder Verseülagniss obwalten. —

Herr Hebens stellt folgende Anträge:
1. jdeder Lürger und Linwoüner des Lantons üat

die Verpflichtung naeü den gesstzlieken Lestim-
mungen an die öüentlieüen Lasten beizutragen.

Diese Leiträge sincl naeü dem Bi undsatze einer
massigen und gpreeüten Lrogression zu ordnen.

Die Lrogression sol! beim Linkommen den
fünffachen und beim Vermögen den doppelten
Letrag des eint'aeüen Lteuersatzes nieüt über-
steigen.

2. Die Ltimmberecktigung verpllieütet zu einem
massigen ant alle gleieü zu verlegenden Leitrag
an die öüentlieüen Lasten.

Herr Lcüerz erklärt sioü einverstanden mit einer
Lrogressivsteuer, dem Lamilienabzuge, einer Lsrsonal-
und Lrbscüaktssteuer, dagegen glaubt er, Verseüie-
denes geüöre nieüt in die Verfassung, sondern in ein
Besetz, so namevtlieü der Lamilievabzug und die
Lrbsedaktssteuer. Letztere üätten wir ja bereits genau
bestimmt, sowoül mit Lüeksieüt auk die Käüs der
Verwandtseüatt wie aueü ant die Lrosse der Lrbseüakt.
Von der Lrogressivsteuer erwarte man meist zu üoek-
gegriffene Linnaümen. Das vom ersten Votanten
aufgestellte daüerige Naximum — doppelter Letrag
des eillkacüen Lteueransatzes — müsse erüöüt werden.

Die Lrogression üätten wir bereits bei der Mlitär-
ptlieütersatz- und Lrbseüaltssteuer, so dass man sie
getrost aueü in anderer Hinsinkt einfüüren dürfte.
Verseüiedene. Kleinigkeiten sollte man als nieüt in
die Verfassung geüörend übergeüen und dem Besetze
überlassen. 8o die Lrage der Lesteuerung der Lix-
besoldeten und die Klassifikation des Linkommens.
Die Lersonalsteuer sollte auf die Ltimmbereeütigten
beschränkt werden.

Absolut nieüt einverstanden sei Votant mit der
Anschauung, dass Kapitalien dem Ltaat nieüt meür
steuerpüieütig sein sollten. Legen eine soleke Neuerung

müssten der Staat und der meür belastete
Brunclbesitzer opponiren. Ls würde diess eine ^ins-
erüöbung zur Lolge kaben, was nieüt vötkig sei, da
die Linse im Allgemeinen seüon üoek genug ständen.
Der Brundbesitzer würde wieder meür belastet, da
er die Steuern vorseüiessen müsste. Der Staat würde
dabei seine Lrogressivsteuer einbüssen, da der Kapi-
talist sieb meistens der Lrogressivsteuer entzieben
könnte. Der Wegfall der Kapitalsteuerregister des
Staates wäre ein Lekler. Die Bemeinden müssten
doeü solede besitzen, aber iüven wäre es kaum mög-
lieb, in dieser Hinsicht das Mtkige zu erreicüen. —
Die Luxussteuern wären keine besonders bedeutende
Linnabinenhuelle und seien weil tüeils unbillig, tüeils
kaum rieütig bestimmbar besser fallen zu lassen.
Bestimmungen über Linregistrirung gekörten nieüt
in die Verfassung, sondern in das Besetz.

Völlige Steuergleieküsit sollte möglieü sein, da
billigerweise alle Lürger und Linwoüner gleieümässig
zu den ödentlieüen Lasten beitragen sollten.

Die Herabsetzung des Lalzpreises würde dem Lin-
zelnen keine grosse Lntlastung bieten, dagegen den
Ltaat in grosse Verlegenüeit setzen. Im Allgemeinen
zaüle das Volk lieber Lteuern, au weleüe es gewöknt
sei, als bisüer unbekannte neu einzuküürende.

Line Tabaksteuer wäre zwar zu empfeüleo, aber
im einzelnen Kanton der Brenzverüältnisse wegen
sedwer dureüküürbar. Dagegen sollte der Lund sie
einfüüren.

dedenfalls müssten neue Linnakmequellen kür den
Ltaat erseklossen werden, da jetzt seüon das Bleicü-
gewicüt im Lüdget kaum innezukalten sei und die
versekiedeven neuen Anforderungen an den Ltaat in
Lolge der Revision aueü neuen bedeutenden Auslagen
rufen würclen.

Hier wird abgebrocüen.

Leüluss der Litzung 1^/2 Llkr.

IVIattü^s, Lürsp.
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Protokolle
der

VorbepatliunZMommission ciss Vsi-fassu^As^atliss.

k^ünt^elinw 8àim^.

viertàx âsn 20. 1!7ovomlzsr 1833,

Nol'gens 9 OIlr,

im änssern Ltandesratbbausv in llern.

tinter dem Vorsit? des Herrn blationalratli

Abwesend sind miê Ontsvbuldigung: die Herren
Or. Läbler und IVilli.

Oas Protokoll der vier^ebnten Litsiung wird
verlesen und mit xwei Abänderungen gsnsbmigt.

l ii iin<> :

8tsusrwossn.

(?ort8kt^uiiK.)

Iterr ,/o^'s.sà^ spriebt für Oinbeit des Ltenor-
wesens im ganiien Canton. Der dura selbst wünsebs
cliess, besonders eine Vsnderung kinsiektlieb der
Orundsteuer. Os sei kein Orund vorbanden, bier
die Lebuldsnab^üge ?.u gestatten, «tort aber niobt.

Oie lrogressivsteuer sei unbedingt anzustreben;
erustbaft sei sie bis M?t von keiner Leite bekämpft
worden. Votant sei trüber eitriger Verfeebter der

direkten Lteuern im Oegensà /.u clsn iiulirekten
gewesen, dureb die Ortälirnng belebrt sei er beute
der Vusiebt, dass beide neben einander bestellen
sollten. Ois Vuslagsu des Ltaates würden immer
grösser, und daber müsse dieser anob neue Oin-
nabmen babou. Vlkobul- oder Tabaksteuer seien
obne Nitbülfe des llundss kaum durebtubrbar. Oie
letztere könnte in der Vorm einer Verkautspatent-
gebübr im Ivanton eingefübrt werden, würde aber
den Lebmuggel vermebren und eine neue (Quelle
der Demoralisation bilden.

Dagegen beantragt Votant Oinregistrirung der
eivilreobtlieben Verträge und 2war in folgender
Meise:

« Oie eivilreebtlieben Verträge unterließen einer
dureb ein Ossete ein^ukübrendsn Oinregistrirungs-
gebübr, deren Ortrag üu Vrmelmweckeu verwendet
werden soll. »

Oie Oinregistrirung 'sei niebt nur eine üskalisebe
Nassregel, sondern auvb in anderer llesnobung von
Oedeutung. Nan solle sie niebt für xu gebässig
balten, bestelle sie ^a doeb in den katbolisoben
Vmtsbsîdrken des dura sebon lange, obne dass
Tlagen darüber laut würden. I'm aber gan? ver-
söllnend nu wirken, solle man einen lbeil der
daberigen Oebübr ?.u Vrmenxweeken verwenden.

Oa Inbaberpapiere niebt wabl i?n registrirsn
seien, sollte man auob die amtliebe Inventarisation
bei lodsstallen einfükren, welelie in vielen Oingabon
verlangt worden sei. Ois vielen Lteuerversvblagnisse
gesebäben auf Tosten derjenigen, welebs ibr Ver-
müßen rsdlieb versteuerten. Lobon jàt babe man
die Inventarisation für gewisse Oälle im Oivilgeset/.
vorgesebrisbsn, obne dass darüber geklagt würde.
Oabsr könne man sie getrost als odligatorisvb er-
klären. Ois Inventarisation exist!re in ^ürieb für
die Orbsebaftssteuer und förders gute Tesultate xn
laße Tin Orojekt, sie allßemein einxufüln so, werde
am näobstsn 2. December der Abstimmung des
^ürebervolkes unterließen, und ein analoßss Orojskt
sei ßeßvnwärtiß beim (Irosssn katbe des Tantons
Maadt anbänßiß.

In dieser Oinsiebt stellt Herr dolissaint folßen-
den ^ntraß:

Oer Orundsat^ der amtlieben Inventarisation bei
jedem lodsskall wird in die Verfassung aufgenommen.
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Hoir stellt folgende Anträge:
Oie Oestreitung der staatsausgaben findet statt:

1. mittelst einer direkten eà^ei^iâew Oinkommens-
Steuer ^oder eventuell: Vermögenssteuer), die
naeb Klassen und navb dem Orundsatze müssiger
und gerevbter progression zu ordnen ist;

2. mittelst einer ^.ktivbürgersteuer, unà
3. mittelst indirekter steuern, àf den Konsum

unentbebrlivber Oebensmittel dürfen keine neuen
steuern gelegt werden.

Deringe Vermögen arbeitsunfäbiger Personen,
sowie von jedem Einkommen ein zum Oeben
unbedingt notliwencligor llvtrag sind der direkten
steuer entbuben.

Oie ^.usfübrung dieser Drnnclsätze ist savbe des
Desetzes.

Unser jetziges direktes steuers^steni, sagt Herr
Lrunner, sei allzu eomplizirt. Os sei leiebt möglieb,
derstvuerptliebtauszuweieben, clu die nötbige Kontrolle
niebt durebzutubren sei. Oem Obrlivben biete das

jetzige system ?u wenig Oarantie für eine rivbtige
Oebancllung. Oiese Oebelstände könnten clurob eine
einbeitliebe steuer beseitigt werden. Im grossen
Danzen sei ein kürger sebon zu taxiren, immerbin
naeb vorlceriger selbstsebatzung. Dabei sollte (lus
Reklamationsrvebt gegen zu bobe Taxation besteben
mit vontraclietorisebem Verkabren vor einer Steuer-
.jur^. Oiue Ilauptsaebe sei, class bei einem clerartigen
Verkabren cler steuerptliebtige wenigstens angebört
werclen müsste.

Oie progression sei niebt sowold cler Nebrein-
nabmen des Staates wegen grunclsätzliob klar aus-
zuspreeben, sonclern aus clem Druncle, class clie

Desetzgebung sieb in Zukunft freier bewegen könne,
streng genommen sei clie Progression sebon zulässig
naeb H 80 cler jetzigen Verfassung uncl faktisvb
clurebgefübrt sei sie in cler Aufstellung versebieàener
Oinkommenssteuerklassen. Im Allgemeinen sei sie
ein Debot der Dereebtigkeit uncl Billigkeit gegenüber
clen weniger Oemittelten. Ooeb sollte bierbei ^eclen-
falls ein Naximum aufgestellt werclen, was aber clem
Oesetze zu überlassen sei.

Drunclsätzlieb sei in die Verfassung eine Ovstimmung
aufzunebmen, wonaeb ganz kleine Vermögen Steuer-
frei sein sollten.

Herr möobte clie amtliebe Inventarisation
als im Allgemeinen stossencl unà meist zeit- unà
geldraubend uivbt gsraàe zu obligatorisvb erklären,
immerbin aber für gewisse Oälle vorseben. Oinsiebt-
lieb àer Ouxussteuer wünsebt er, im Prinzip mit
derselben einverstanden, ein Desetz, welebes deutlivb
sage, was als Ouxus betraebtet werde. Herr Herzog
stellt folgende Anträge:

1. Oie ^.rt und Weise der Oübrung der steuer-
register und der Oezug der steuern bat auk
eintaobe ^.rt zu gesebebeu.

2. Lei Todesfällen kann auf Verlangen von staats-
oder Demeindebebörden eine amtliebe
Inventarisation über die Ointerlassensebakt angeordnet
werclen.

Abänderung resp. Orgänzung zu bilker 4 des
Antrages salvisberg:

Ouxusgegenstände, welobe in einem Desetz prä-
zisirt werden, sind einer Steuer zu unterwerfen.

Herr Äess stellt folgende Anträge:
1. Os soll innert 2 dabren naeb Vnnabme der neuen

Verfassung eine lievision der Drundsteuer-
sebatzung stattünden auf Ornndlage des Or-
träges des steuerob)ekts.

2. Os soll eine Tabaksteuer eingefübrt wercleu.
Oas ^äliere bestimmt das Oetetz.

Oer Grundbesitz, bringt Herr liess an, sei sebon
seit langen dabren vieltäob zu boeb besteuert gewesen,
besonders aller seit der letzten lievision der Druncl-
steuersebatzung. Oer Ortrag der Orundstüvke stebe
in gar keinem Verbältnisse zur selcatzung derselben.
Unter besondern Oeitverbältnisseu und zunc Oweeke
eines mögliebst boben steuerertrages seien alle Oruncl-
stüeke weit über ibren wabren Wertb, weit über
ibre Ortragstäbigkeit eingesebätzt worden. Oin Oand-
wirtb, weleber niebt über Kapitalien vertage, könne
trotz aller Oiusebränkungen kaunc mebr existiren.
Os müsse demand sebon ausnebmend gut wirtb-
svbatìen, damit sein Oand 2 Vs böebstens 3"/o rentire.

Oie Tabaksteuer geböre eigentlioli niebt in eine
Verfassung, aber sie sollte cloeb erwäbnt werden
wegen der àcsclebnung, welebe der Oabakkvnsuin
erreiebt bake. solle )a dovb der Ooll tur Oabak-
eintubr bei uns grösser sein, als derjenige für käse-
austübr. Daneben sei die Oeuergöläbrliebkkit des
allzu verbreiteten kanebens uamentlieb für land-
wirtbsebaktliebe Unwesen niebt zu vergessen.

Die Progressivsteuer kann Votant niebt unter-
stützen, da sie den sparsamen in ungereebter Weise
belaste.

Oie Oinnabmen des staates aus dem salzregal
würden zwar zum grössten Obeile von der lanclwirtb-
sebaftlieben Levölkerung getragen, doeb sei zu be-
denken, dass andere Oeruke auob ibre mebr weniger
speziellen Oasten zu Dunsten des staates zu tragen
bätten.

Herr däe/c stellt folgenden Antrag:
Oas letzte Alinea der Oiffer 1 der Anträge isufuis-

derA ist abzuändern wie folgt:
« Oie Oiegenscbakten siucl gegenüber den Demein-

den ebenfalls im vollen sekatzuugsweitbe zu ver
steuern. Den Oellbetrag für die ptändsebulden kaun
der Oigevtbümer gegenüber dem Dläubiger bis auk
den KaäsfeuerbäKA bei'r ^insentriebtuug in cVb-

recbnung bringen. »

Danz einverstanden mit der Ointubrung einer -

einbeitliebeu Oinkommensteuer, möebte Herr Oeueb
die steuerverbältnisse in einer Weise regeln, dass
dabei auob die Demeinclen besteben könnten, nament-
lieb böZÜglieb der Orage des sebulclenabzuges. Ois

)etzt sei das Kapital, welebes der Oandwirtbsebaft
zur Verfügung stebe, allzu sebr belastet, dessbalb
bätten sieb die Kapitalisten von da so sebr zurüek-
gezogen und lieber in spekulationspapieren gearbeitet.

Daneben sollte wegen zu grosser Lelastung der
landwirtbsebaftlioben kreise der salzpreis von 20
auf l 5 Centimes per Kilogramm berakgesetzt werden.

Von anderer seite wird gleiebtälls Herabsetzung
des salzpreises verlangt, wenn es aueb nur sein
sollte, um einen Versueb zu maeben, ob bei dem
preise von 8 Oentiwes per '/s Kilo das Dleiebgewiobt
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der Lkaatsünanxen niebt gleiebwobl beibebalten
werden könnte (Herr AsêiMomn).

Von anderer Leite wird wieder gegen die Herab-
setxung des Lalxpreises opponirt, bis gezeigt werde,
wie der daberige Vuskall in den Ltaatseinnabmen,
der ein ganz bedeutender sei, gedevkt werden könne.
Lebrigens geböre derartiges niemals in eins Verfassung-
(Herr Kelîsrs).

Herr I> bält die progressivsteuer für eine
Forderung der Dereebtigkeit. Das Verbültniss der
direkten steuern zu den indirekten sei nirgends in
der Lebweix ein so abnormes wie bei uns. Vnxu-
ratben sei das Dlassens^stem bei der Lesteurnng,
wie es sebon lange in einem Dbeile des dura bestebe,
weiebes gereebt sei und jedenfalls bald jedermann
befriedigen dürfte.

prinzipiell gegen progression spriebt sieb lderr
.8>/ntr aus.

In kexug auf die verlangte Inventarisation bei
Todesfällen stellt llerr MWer den Vnlrag, folgende
Lestimmung auf/.unebinen:

«Die Gesetzgebung wird diejenigen Vorsebriften
aufstellen, welebe zu genauer Drmittlung der Lteuer-
Kraft zweekdienlieb ersebeinen. »

Die amtliebe Inventarisation, sagt Herr Miller,
sei nötbig zur Denutniss der vorbandenen Steuer-
ptliebtigen Mertbsvbriften. Ds genüge aber in dieser
Mnsiebt eine grundsätxliebv Lestimmung in der
Verfassung. Drundsätxlieb pgiebtet dieser Vnsiobt
bei Herr Aedmamn.

Dagegen wird betont, diese Nassregel sei xu
streng, wenn sie durebgefübrt werde, wie sie, einmal
angenommen, durebgetnbrt werden sollte. Dinde
sie niebt sofort naeb eingetretenem Todesfälle statt,
so sei sie illusoriseb; daneben sei sie eine beständige
Provokation xu Letrug gegenüber dem Diskus.

Von anderer Leite wird nur eine fakultative
Inventarisation naeb dem Vntrage des Herrn Herzog
empkoblen (IM. D^ und ; wäbrend
Herr entweder obligatorisebe Inventarisation
oder gar keine derartige Lestimmung will, weil sine
fakultative Inventur allzusebr in der Millkür von
Demeindematadoren liegen würde.

Herr d/Mer siebt überbauet zwei Druppen von
Vnträgen, welebe sieb gegenüber stsben. Hier bandle
es sieb nur um Drundsätxe, dort wolle man bereits
alle möglieben Details bespreeben. Votant gebe
mit der ersten Druppe einig und stöbe xu den Vn-
trägen des Herrn Lrunner, wünsebe aber unter bilker I
des ersten Antrages des Herrn Lrunner Ltreiebung
der Morte: « einbeitlieb » und «naeb Dlassen», indem
derartige Lestimmungen bereits vorgreifen und einer
bestimmten Lteuerart rufen würden. Lolebe Lestimm-
ungen seien dem Desetxe xu überlassen. In gleieber
Meise votirt Herr- Legierungsratb

Im Meitern beantragt Herr Miller, unter Ziffer 5
des ersten Antrages des Herrn Lalvisberg statt « Din-

registrirungsgsbübr » nur « Dinregistrirung » xu setxen,
da es sieb niebt um den Lexug einer Debübr als
lZauptsaebe bandle, sondern um eine Nassregel, die
steuerptliebtigen Dapitalien überbaupt xur Denutniss
der Lteuerbebörden xu bringen. — Dbensa beantragt
er im gleieben Passus Ltreieliung des Mortes -/.ins-
tragend», weil sonst Vktien x. L. niebt xur Lteuer
berbei gexogen werden könnten.

Von anderer Leite wird die Dinregistrirung
uugetabr so wie sie im katboliseben dura bestebe
xur Dinkübrung im ganxen Danton empfublen. Lie
sei ein gutes ülittel gegen die sog. « Lluttmaeberoi»,
welebe desswegen aueb im dura sozusagen unbo-
kannt sei (Herr Herr iLlà/.skerA beantragt
einen Zusatz xu Ziffer ö seines Vntrages dabin-
gebend, dass ein Dbeil der Dinregistrirungsgebübren
den Demeillden zufallen solle. Dr wird unterstützt
von Herrn weleber aber die Morte « xins-
tragend» und « Debübr - streieben möebte. Herr
Dggli wendet sieb aueb gegen Diutubrung der
Dinregistrirung wie sie im katboliseben dura bestebe,
weil sie allzu vexstoriseb und zudem niebt mebr
ganz im Dinklange mit den Lestimmungen des krau-
xösiseben Leebts über den Leweis sei.

Herrn beantragt folgenden Zusatxartikel:
Ds soll ein Desotx erlassen werden, weiebes den

Verkauf von Dabak und Ligaren mit einer Patent-
Steuer belaste.

Die Dabaksteuer könnte bei uns dein Ltaate ganz
leiebt 100—130,000 Dranken im dabr eintrugen. Dureb-
fübrbar werde sie bier so gut sein wie im Danton
Maadt. Vlle Lelürebtungeu, von denen man gespro-
eben babe, seien blosse Debelbilder. Menn man die
Tabaksteuer niebt in die Verfassung autbebme, so
werde sie nie kommen. Dagegen wird bemerkt, die
Dabaksteuer köunte nur in der Dorm der Legie oder
eines Verkaukspatentes eingelübrt werden. Diese
Dragen seien aber noeb niebt spruekreik (Herr

Herr Hâà beantragt folgenden Zusatz xu Antrag
Leberx I. Vlinea 1 :

Dieser ptliekt wird Denüge geleistet dureb Le-
xablung einer mögliebst gleiebmässigen Lteuer von
Vermögen und Dinkommen oder Drwerb.

Uögliebste Dleiebmässigkeit im Lteuerwesen sei vor
VIlem anzustreben und daber seien aueb alle Steuern
verwerllieb, welebe Dine Dlasse von Dürgern besonders

belasteten. VIs Degner der Progression möebte
Votant nur für den Dall, dass sie angenommen würde,
xu einer Vktivbürgersteuer stimmen. Daneben erklärt
sieb Herr Lekär für indirekte und Duxussteuern, so-
wie kür Herabsetzung des Lalxpreises, welebe vom
Volk dringend anbegekrt werde. Letztere Lestimmung
sei jedenfalls in die Verfassung aukzunebmen. llin-
siebtlieb der Progression will man noeb einerseits
ein Naximum aufstellen, damit das Volk die Drag-
weite dieser neuen Lestimmung erkennen könne (Herren
frvbnt und AebmKâ), anderseits davon gerade abstra-
biren, um das Volk niebt auk irrige àsebauungen
zu bringen (Herr Herr beantragt noeb,
das Druvdeigöntbum von der Progression auszunebmen.

Verkanälnugsu àes Vsrtüssuiigsratkss. — Dêlibêràtious âs la Ooustituauts. 21
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Onkestrittev ist à Oinkeit der SteuvrgosktêigkdunF
kür don b^n^en Knnton.

à'v i/ ttrgerste tter.

Oür den /nsntx bolnir 2 stimmen;
«ter Xusntx ist also nl>beloknt.

I'tu' lîestimmunb der Vktiv-
!»ürborstvuer durcdi dns Oosetiî Oinstimmibüeit.

/ndire/i!p Könern.
Oie ^nlnssibüeit derselken wird niokt kestritten.

o. Ordsclinktssteuer. Oür Vuknnkme nnok bnivis-
kerb 7 btiminon.

kür Xiektnukuniime in dis
Verknssunb Orosse Nvkrlioit.

b. Ouxusb'eb'enstnudo.
Oür .Vn iiinllincì einer bestim-

munb in die Verknssunb iin
binne bnlviskei'b und Herzog' 14 stimmen.

Oür Oekerlnsseu nn dns
Oeset/ 11 »

e. Oinrebistrirunb-
Herr bnlvis!>orb 1-isst die >Vorts « ^instrnbeud »

nnd - Oekükr >> seines ke/üibüeken Vutrnbes knlien und
seldiosst siek niso clsin ^ntrnAS Miller nn.

Oür .Vutnnlune des Vntrnbes in
dieser Onssunb 14 stimmen.

Oür kiioktnut'nnkme 12 »

Ovontuoli i n r i'nternntrnb 8nl-
visliei'b ketreikond barti^ipirunb der
Ooineinden 16 »

Ong's^en 16 »

Oeünitiv kür Vnnnkme des Vn-
traces doiissnint nmendirt duroli
Herrn bniviskei'b 12 »

vnA'eg'en 14 »

d. Vnknk.
Oür^ntnnlnne einer bestiminuub

in die Verknssunb 17 »

vnA'eA'vn 8 »

o. llnentkekrlieks Oekensmittel.
kür .Vnknninne einer bestim-

inuub Uekrkeit.
Z'. bnl?..

kiir Xieiitnuknnkme in die Ver-
tnssunb und beibeknltunb des ^ài-
ben bnO^reises 16 »

OûrOornksàunbdos bàpreises 8 »

pire/(ie Kenorn.

àtrnb Ilor^ox 1 wird principiell, bvdnktion ver-
kvknlten, unbenommen.

kür àl'unkine in die Vertnssuub 5 stimmen.
OnFegen Nekrkeit.
Oie Ost'reinnb kleiner Vermöben von der Kteuerlnst

ist unkestritten.

Oür Vuknnlime einer dakeriAen bestimmunb iu die
Vertnssunb Uokrkeit.

Oventuell kür Klnssensteuer 13 Ltimmen.
-> dnZeben 11 »

» für Vntrnb bnlvis-
kerb 2. 2 » Vürvorün.

» für eine bestimmunb
nnek bnlviskerb - 16 »

» für eine bestimmunb
nnek Oeuek 6 »

» für eine bestimmunb
weben Osmeinde-
steuern 1 » Vervorüii.

Oeünitiv kür ein vinksitliekes
bteners/stem 16 »

Oeünitiv kür Verweisuub nn dns
Oesetc 15 »

progression.
Oventuell kür VntrnA önlviskorb

ketrelkend Nnximum 8 »

Oventuell nivkts bestimmtes cu
snbsn 17 »

Oventuell kür àtrn-b Ooknt, dns
Oruudoibentkum von derbrobression
nuscunekmen 26 »

Oeünitiv kür broAression 17 »

OnAeben kür ^.ntrnb boknr. 4 »

Herr Lnlviskerb erklärt cu Protokoll, dnss er,
okvvold Vnknnber der Orob'ression, siok der Vbstim-
mu»b entknlten knke, weil dns Orundeibentkum dnvon
nusbsnommen worden sei.

^.m7iie/(S /nren^nrisoêion.
Oventuell kür Vntrnb dolissnint 12 btimmen.

- » » Oor?ob .16 »

Oür d(ntrnb dolissnint 8 »

» > Nüiler 15 »

Oeünitiv für àknnkme in die
Verknssunb 9 »

OnASben kür üliektnuknnkme .15 »

porision der (irAWtisfe«ersc/topnng.
Oür den ^.ntrnb Oess .13 Ltimmen.
On-beben 7 »

bvkluss der bitxunb 2 Okr.

per pro<o/coii/Ä/(rer.'
IVIattk^s, Oürsp.

»

«
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Protokolle
der

V0pì)6ràuNASl<0MMÌS8i0N ciss V6pf388UNA8ratll63.

8evl»8^eknte 8àuu^.

Mittwoà clsn 20. November 1883,

Norgens 9 Dbr,

im äussern Ltandesratüüause in Lern.

Unter dem Vorsitz des Herrn Kationalratü ^vuâer.

Ks feülen Kntsvüuldigung die Ilerrou Kggli,
keueü und IVilli.

Das KVo5oü:o^ der letzten Litzung wird verlesen
und geneümigt.

Herr Präsident örunner stellt die krdnungsmotion,
deute das Versieberungswesen zu beüandeln, sodann
der Litzungen des Kressen Katües wegen die Ver-
üandlungen kür diese >Voeüe zu seldiessen undiiäeüston
Nontag, den 26. Kovember, Vormittags 16 kür mit
der Leratüung des ^rmenwesens zu beginnen.

Diess wird einstimmig üeseülessen.

V!l. 3. Das VorsieüerungsweskNi

Herr Kegierungsratü Koê/ld relerirt üller die Kin-
gaben.

Herr von IKovcki, als erster Votant, stellt folgenden
àtrag:

«Der Ltaat üat uaeü Kräften das Versivüorungs-
wesen zu üeüen und zu fördern. »

Diesen Vntrag üegründend mavüt l lerr von lksvâ
zunäeüst auf die grosse àsdebnung des Versioüeruugs-
wesens in der jetzigen ^eit aufmerksani. Die Ver-
sioüerung bezieüe sieü entweder auf Leib und Koben,
oder aber auf Labe und Kut. In ersterer Kiolitung
sei am wioütigsten die Versieüerung für Kranküeits-
fälle. In dieser Diusieüt sei auf dem Loden der Drei-
Willigkeit soüon viel geleistet worden, bei uns be-
sonders dureü die kantonale Krankenkasse, deren
nooü weitere àsdolinung zu wünseüon sei. Von
verseüiedonen Leiten werden obligatoriseüe Kranken-
Kassen gowünseüt, wie sie anderwärts selmn bestellen
oder geplant seien. In Dsutseüland bestelle ein
kbligatorium für Arbeiter mit der Lestimulung, dass
der Arbeitgeber V» der Krämie zu bezaülsn üabe.
In Lasol sei ein Koset/ entworfen worden, naeb
weleüem die Krankenversivberung für Vrbeiter und
Dienstboten obligatorisvü gemaobt werde; dieàboit-
gebor sollten in erster Linie für die Krämion iürer
^ngöstöllteu bakteu mit Küokgrilfsreebt auf diese. Din-
sieütlioü der Versieüerung von Habe und Kut üaben
wir bereits die staatlioü organisirte vbligatorisellö
kebäudeassekuranz, und es sei zu untersuoüen, ob
und wie weit der Ltaat sieb aueü an der Nobiliar-
versieüerung betüeiligon solle. Die Krage der Vioü-
versieüerung sei noeü zu wenig abgeklärt. Die Hagel-
versieüerung sei vielleioüt eüer von Ltaatswegen zu
unterstützon, wie denn bereits die Kantone ?iürivü,
Loüaiküausen und Kuzoru Leiträge an die seüwei-
zeriseüe Dagolversieüerungsanstalt leisten. Kino Unter-
Stützung derselben dureli den kund sei in den
eidgenössiseüen Kätüen nur mit einem geringen
Ltimmenmeür abgeleünt worden.



<21. November 1883.

Herr Präsident Draper beantragt folgenden
Artikel aufxuneìimen:

-Oie obligatorische Rrankenversicllerung wird
grundsätxlieh anerkannt. Das Desetx wird den lim-
fang und cìie llediugungeu dieser Versicherung fest-
stellen. >

i<ur Degründung dieses Antrages weist Herr
Ilrunner nut' (Ins woliltliätige Mirkeu der kantonalen
Krankenkasse Iiin. Diese ^rt der Versielierung stelle
in enger Verbindung init deni Vroienwesen, du Krank-
Iieit oft der Hauptgrund der Verarniuug sei. Nun
solle die obligatorische lvrankenversieherung min-
destens in dieser ersten Leratllnng beseldiessen, um
xu erfahren, was das Volk daxu sage. In gleichem
Linne votirt Herr Dr. Kà'nk und Herr ,>on llVi'Ä^
seldiesst sieli dem Vnti-age des Herrn llrnuuer un.

Herr Dersop möelite gern den Arbeitern statt einer
llnterstütxung auf dem Mege der Dnade in Krank-
lieitsfällen, ein Recht auk ein Krankengeld gegeben
selien und verlangt xudem Ausdehnung des Dlili-
gatoriums unk die Nobiliarversiclierung.

llerr âà'àê möelite nveli weiter gelien und
uueli die Debensversieherung in die Verfassung
aufnehmen; er stellt den àitrag, tollenden ^iusatx xu
Iiesoldiessen:

- Der Ltaat soll eine Vorsiolitsl(usse t'ür die Ver-
siclierung auf den Todesfall und tür die gemischte
Versicherung errieliten. -»

llerr ^il/ro bedauert, dass die Drganisation des Ver-
sielierungswesens dureli den Rund Iiei der Revision
der Rundesvertässung uielit durchgegangen sei; er
eiuptielilt möglichste 'I'lieilnalime un freiwilligen Ver-
Sicherungen aller ^.rt unter Mtliülle des Ltaates und
schlägt dulier folgenden Artikel vor:

« Der Ltaat tördert und untsrstütxt dus Ver-
siclierungswesen, namentlich die Kranken-, Mobiliar-
»lld Dugelversielierung. »

Von anderer Leite wird aus praktischen Dründen
die oìlligatoriselle Versielierung überhaupt angegritlbn,
als in unsern Verhältnissen kaum durchführbar. Die
Rrämien Hunnen der Dolinverliältnisse wegen gerade
von denjenigen Rersonen, welelle in erster Dinie
sieh vsrsivhern lassen sollten, niellt bexalilt werden.
<11II. und />à/t7cr.) Vucb wird die Relurcbtung
ausgesprochen, das Dhligatorium würde einer staut-
liehen Vnstalt rufen, welehe die bestellenden hüehst
wohlthätigen Vustalten ruiniren würde (Dr.

Versvkiedene Redner halten alle diese Kragen noell
niellt für spruchreif, möchten noch weitere Krtäbrungen
sammeln und deshalb nichts in die Verfassung
aufnehmen, was der spätern bexügliehen Desetxgebung
hindernd in den Meg treten könnte (DD. Frank
Fkersop, und ro». KsîAer).

Mieder tritt Derr Fe^er besonders für die Hagel-
Versicherung ein und beantragt folgenden Verfassnngs-
artikel:

«Din Desetx soll die Versicherung gegen Dagel-
schaden fördern und unterstütxen.

DbsilimlnanA.

Der allgemeine Drundsatx, der Ltaat habe das
Versicherungswesen xu unterstütxen, wird nicht be-
stritten.

Kür besondere Krwälinuug der Krankenversiehe-
rung Drosse Nebrheit.

Kür besondere Krwälinung der
Nobiliarversieberung Uehrbeit.

Kür besondere Krwäliuung der
Dagelversieberung »

Kür grundsätxlieb obligatorische
Krankenversicherung 7 Ltimmen.

Dagegen 19 »

Kür grundsätxlieh obligatorische
Uobiliarversieherung 8 »

Dagegen 17 »

Kür den àtrag dolissaint 6 »

Dagegen 17 '»
Kür besondere Retonnng der

materiellen Dnterstütxung des Ver-
sieberungswesens durch den Ltaat ö »

Kür Dlkenlassen dieser Krage im
Linne des Antrages von Merdt-
Rrunner Drosse Nehrlieit.

Lcliluss der Litxung 12 lllir.

Der :

IVIattb^s, Kürsp.
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Protokolle
der

V0rb6patilUNAs!<0MMÌ88>0I1 c!63 V6pfa88Ul1A3l'Ztkl6Z.

Montas âen 20. Isovemdsr 1833,

Vormittags 10 llln-,

iin äussern standesratldiause il> Bern.

Duter dem Vorsitx des Derrn Vixepräsidenteu
LteL/er.

Abwesend mit Bntselnddigung die Derren Viatte
und Willi.

Das BrotokoII der letxteu Bitxung wird verlesen
n nil genebinigt.

I. Ill ^'eder Demeinde oder in ^vdem Bexirk ist à
ktlege der Dürftigen un<I Rraid<en xu organisireu.

II. Bs ist saebe der Desetxgebung, im ganxen
Kanton eine mögliebst gleiebmässige Verpflegung der
Kotbarmen einxufübren.

Die Losten derselben werden bestritten ans:
1. dein xur Verfügung stellenden Kitrag der De-

meindemittsl;
2. dem ordentlieben Ltaatsbeitrag;
3. der Demeindearmensteusr, welebe aber 1 "/«» niebt

übersteigen dark;
4. einem ausserordentlieben Ltaatsbeitrag, weleber

denjenigen belasteten Demeinden ausgsriebtet
wird, bei denen die Vrmensteuer (Kotbarmen-
und Lpendkasse) 1°/oo übersteigt.

III. Der Ltaat leistet an Ilandwerksstipendien,
Vrmen- und Krankenanstalten <lureb das Desetx xu
bestimmende Beiträge.

IV. Diese Desammtxusebüsse des Ltaates dürfen
eine Wllion Branken im dabr niebt übersteigen.

V. Die Kiederlassung ist mögiiebst xu erleicbtern.
VI. Die mengenössigkeit bleibt für jeden Dür-

ger keim Inki akttreten der Veikassung dieselbe vie
bisbsr und wird fortan nur durek Brwerbung des Dürger-
reebts einer andern Gemeinde geweebselt; ausgenom-
men von ersterer Destimmung sind die gegenwärtig
im neuen Kantonstkeil wobneuden Bürger des alten
Kantonstbeils, indem dieselben, wenn sie niebt im
stunde sind ein neues Dürgerreebt xu erwerben,
in ibrer bisberigen Ileimatgemeinde armengenössig
bleiben.

VII. L- l)ss /^rmenwesen in Verbindung mit der

i^isderlassung.

Herr Regierungsratb roferirt über die Bin-
gaben.

Herr Dr. Vtö/t/er, als einer der drei bexeiebiieten
Referenten, stellt und begründet folgende Anträge.'

VerlimuUnnKSu de-j Veià^miMiiUlieu. — DèUbàtiou» île

Referent möobte seine Vnträge niebt als Vor-
sebläge von präxisirten Verkassungsartikeln betravbtet
wissen, sondern als eine allgemeine grundsätxliebe
Wegleitung für die xu erwartende Diskussion, sie
fassen auf dem bereits gekassteu Besold usse, für die
Zukunft nur Bine, grosse Heimatgemsinde xu sebail'en.
Die eingelangten Wünsebe aus den vsrsebiedenen
Volkskreisen sieben sieb xum I'imil ge> adexu diametral
gegenüber, müssen aber mögliebst berüeksiebtigt
werden. Daneben seien aber niebt weniger wiebtig
der Ilinbliek auf die Ltaatsreebnung und auf die
Wünle des Lantons Kern.
0vust,itUÄlltö. 22
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Unifikation im àmenwesen sei anzustreben, niât
im Linue irgendweleber Na)orisirung, sondern aïs
gegenseitige Verständigung unter Derüvksiebtiguug
der gegenwärtigen Veâiiltnisso,

Im dabre 1846 babe man unter ganz besondern
Ilmstîincien die ^rmeukrage in der Verfassung nu
regeln gesuebt; das Desetz von 1857 babe in guten
Kreuen weitere Hülfe gegen die bestellenden Niss-
stünde bieten wellen und daber das Drinzip der
örtlioben rVrmepbege nutgestellt, iinmerbin unter
àsnabme des .lnrn und der (lemeinden mit burger-
lieber ^rmenunterstützung. In IVirkliobkeit nber
widerstreite dieses (leset? der freien Kiederlassung,
welebs dneb mögliebst zu erleiebtern sei.

Daneben seilte der Kwiespalt zwiselien dem durn
und dem nlten Kantonstbeil gebeben werden. Ks sei
sebr begreitliob, dnss )ener seine bestellenden Lin-
riobtungen im Krmenweseu niât gerne fallen lnsseu
wolle, dn er dureb seine, vorzüglieb auf Kreiwillig-
!<eit berubonde, ^rmeuunterstützung vor einem Raupe-
rismus, wie seleber in einigen (legenden des nlten
Kantonstbeils bestelle, bewnbrt werden sei. In Kolge
seiner dnllsrigen besondern Kage würde der durn
unverbültnissmüssig beinstet werden, wenn mnn
ilinl ein ganz neues, llis ^etzt unbekanntes L^stem
der Krmenptlege aufdrängen wellte.

Iin nnliern Kintreten nul seine Antrüge mnebt
Deferent dnrnut' aufmerksam, dnss die allfällig böbsrs
Inansprueimalune der (lenlsiudemittol gsdeekt würde
dureb den in Aussiebt genommenen Iiebergang des
Krtrages des dngdregnles nu die (lemeinde, und
viellöiobt wobl nuvb einer Kopfsteuer und der Kiu-
registriruugsgsbübr.

»sollten diese neuen Kinnabmecpiellen den <le-
meinden eröffnet werden, so würde untürliob nuob
der Kiskus entlnstvt, resp, niât erliebliâ sobwsrer
beinstet nls bis )etzt.

Heute selien zeige siell im Volke ein allgemeines
Uisstrnuön gegen die Devisiousarbeit; mnn solle sieb
dnber nneb vor nllen Desvblüssen büten, weivbe dn
oder dort nlissverstnildeil werden könnten.

Herr Dräsident TIruäer übernimmt den Vorsitz.

Herr IbVrAer, nls /weiter Referent, stellt folgende
Antrüge:

1. Die gssstzliebe l'tliebt der (lemeinden zur Unter-
stüt/ung der àrmen bleibt nulgeboben.

2. Die drmengüter sind gswäbrlkistet und werden
dureb die (lemeinden unter àksiât des Staates
verwaltet.

3. Die Drtsarmenpüegs wird nuk den ganzen Kan-
ton nusgsdebnt.

4. Die gegenwärtige Klassikizirung der àmen in
Kotbarme und Dürktige wird bsibeknlten.

5. Die Destreitung der Kotbarmeuptlege gesebivbt
mittelst der bisbsrigsn und allkällig neu nuzu-
weisenden Hülfsmittel. Soweit solebe kür das
dureb stnntliebe Kontrolle zu koustntirende De-
dürkniss niebt nusreieben, wird das ksblende
nneb einem gemäss den Deebnungen dos letzten
dnbres kestgestellten Durebsebnitt vom Ltaat be-
stritten.

6. Die Dtlege der Dürftigen (Spend- und Krankenkasse)

ist Laebe der Demeinden.

7. IVo die von den (lemeinden zu bestreikenden
Vrmenbedürknisse so gross sind, dass die (le-
meindearmensteuer ^/« vom Dausend übersteigt,
kann der Ltaat mit ausserordentlieben Kusebüssen
Ilülke leisten.

8. Die Verwaltung und Destreitung der ausserkan-
tonalen Vrmenpklege ist Laebe des Staates.

0. Die Verwaltung der gesammten Armenpflege inner-
balb des Kantons, unter staatlieber Xuksiebt und
Kontrolle, ist Laebe der llemeinden und von
denselben unentgeltlieb zu besorgen.

10. Das bliederlassungsgesetz ist im Linn der Kr-
leiebterung zu revidiren.

Kur Degründung dieser Antrüge weist Herr Derger
zunäebst nuk seine gedruekt vertbeilte Lebrikt « De-
kormversolilüge im Vrmen- und Kiederlassungswesen »

bin und betont nninentliâ, dnss an den (lrundsätzen
des àmengesotzes von 1857 beute niebt gerüttelt
werden sollte. Lvbon bei seiner Kutstebung sei dieses
(leset? allgemein als eine Krlösung begrüsst worden,
sei )a doeb die Krage des Kintretens nuk dasselbe
im (lrossen Datbe einstimmig durebgegangen. lVenn
mau beute von stärkerm Dränge naoli möglivbst
kreier Kiederlassnng spreolm, so sei dagegen aueb
die zunebinende Kurebt der (lemeinden vor allzu-
grosser ^rmsnbelästigung niebt zu vergessen. Im
Allgemeinen werde es genügen, wenn der Ltant,
unter Delassung der jetzigen Verbältnisse, die (le-
meinden etwas wirksamer zu unterstützen suebe.

Ilorr stellt folgende Anträge:
Ltnatliebe Debornabme der ünanziellen Kasten der

gesammten Armenpflege und demzufolge Hebung aller
Lebranken der freien Niederlassung kür alle Kantons-
bürger naob folgenden (lrundsätzen:

1. die örtliebe Armenpflege soll, unbesebadet der
rein burgvrlieben ^.rmenpüege, wo sie gegenwärtig
voeb bestebt, im ganzen Kanton zur àskûbrung
gelangen;

2. die 3 Klassen von Trinen, Kotbarmen, Dürktige
und Kranke sollen kortbestebeu und auseinander-
gebalten werden in dem Linue, dass den Dürftigen
kein reebtlicber ^nsprueb auk Dnterstützung
zustebt;

3. der Ltaat erbebt von dem reinen (lrundsteuer-
Kapital, dem Kapitalvermögen und den» Steuer-
pklicbtigeu Kinkommen sämmtlieber (lemeinden
des alten und neuen Kantonstbeils naeb einbeit-
liebem Lteusransatz die zur Destreitung der
Nebrausgaben im àrmenwesen nötbige Trinen-
Steuer;

4. Mle Demeinde beziebt vom Ltaat die ibr zukal-
lenden Hülfsmittel und übernimmt die Armenpflege
kür die in ibrem Dezirke wobnsitzbereâligtun
àmev, obne Knspruek auk Kntsebädigung an den
Ltaat kür die (lesebäktskübrung;

5. Mle Demeinde stellt Mbrlieb ein Düdget ül»er
die mutbmassliäön Kinnabmen und Ausgabe» im
^.rmenwesen auk, welekes der (lenebmiguug der
Gemeindeversammlung und eines staatlieben Dr-
gans unterliegt und dessen àsgabenûbersâuss
dureb den Ltaat zu decken ist. IVird der im
Dudget vorgesebene ^.usgabenübersebuss über-
sebritten, so bat die betreffende (lemeinde den
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Ausfall trafen. Or<;idt die Ileelinung einen
^ktiv-8aldo, so soll derselke (Künsten des

naekst^aliriZen Ludget vorgetragen werden;
6. möglielister lZesekränknvg der Vrmeunotk

liaken sieli die Oemeinden in 6er Anwendung
von moraliselien Nitteln un6 in Leanfsiektigung
6er verpflegten Ivinder gegenseitig naeli Xräkten

unterstützen;
7. alle Lokranken 6er freien Niederlassung werden

aukgelioksn.

Nit diesen Vorschlägen glauüt llerr Keller den
deiden Ilauptükelständen im ^etsigen ^.rmenwesen
aklrelten xu können. Ills seien (liess die so verselde-
dene Vortlieilung der àmenlast auf die einzelnen
lie/.iike und Gemeinden einerseits und andererseits
die beständigen KVolcnsit^streitigkeiten, die traurige
Vbseldebung der Verarmten von Oemeinde xu Os-

meinde. Oegen diese Oelzelstände gebe es nur Oin
wirksames Nittel: Oie Verstaatlichung der gesamm-
ten àmenptlego.

Klier wird akgeliroeken.

8c6duss der 8it/mng 12 Olir 35 Ninnten.

lVlaitii^s, Oürsp.
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Protokolls
der

Vm'ket'atkunAskommjssion cles VepfassunASi àss.

Oionsiag àon 37. Isovorndor 1S83,

Morgens d Dlir,

iin iinssorn 8taudesratddause in Ilern.

tinter dom Voioit/. «les Herrn Kationalratli

Vdwosend sind ?nit Dutseduldignng: «lie Herren
KIsässer, Viatte >uxl Will!; für einen Ddeil der
8it/.ung entseliuldigt: Dorr 8adli.

Das Dr«>todoII clvr lot/.ten 8it/.nng wird vorigen
un«ì gonoiunigt.

H r m o II IV e s e n.

(?ort^vti?nn^.)

Hoir Dr. i8e/txv^ stellt folgende Anträge:
1. Die gesetxliede dtliedt dor Demeinclen /.ur Unter

Stützung dor ^rmen dleidt aufgododen.
2. f)io düiedt ^ur /Vrmenunterstütimog liegt od dor

privatwodltdätigdeit, don Demeinden und <lom
8taate.

3. Dor 8taat unterstützt dio Organisation dor troi-
willigen «VrmenpÜege und die (lründung von
Lezirds- oder Kreisgenossensedatten zu diesem
/weed.

4. Die dtlegs der Dürftigen ist 8aede der frei-
billigen Armenpflege. 8io wiril in dor VVodnsitz-
gemein«ie ausgeüdt.

5. 8olltö das Prinzip der Dnterstiitznng der Kotd-
armen dnroü die >Volinsitzgemvinde aneli für
den dura Anwendung linden, so soll die Unter-
stützungsptliedt der >Vodnsitzgemeinde ant' die-
Wenigen kesedrändt werden, wololie siel» wädrend
tünf dadren in der Domeinde antgedalten linden,
olino der «ilt'entliellen 'iVnliltliätigdeit zur Dast
zu fullou.

i>. /um Dnterlialt der Kotl>armon dureli die Gemeinden

sollen aussedliessliol« verwendet werden: die
Drträgnisse der ^.rmengüter, die im gegen-
wärtigen ^rmengesetz für diesen /weed do-
stimmten Hülfsmittel und diejenigen Kindünt'te,
wololie die iii denjenigen Ilvzirden, wolede dieses
Institut novll niolit li-iden, einzufüdrenden Din-
registrirungsgediidron ad werten werden.

^Veiiii «liose Mittel niedt liinreiolien, soll
von den 8touorptliedtigen der Gemeinde eine
8teuer erkoden werden dis zur Ilölie von l pro
mille des Vermögens.

Drgiedt sied eine diese Kindünkteüdersteigendo
^.usgado tur den Dnterlìalt der Kotdarmen in einer
Demeinde, so dat der 8taat diesen Medrlietrag
zu leisten. Dr wird zu dem Knde eine ausser-
ordeutliolie 8teuer auf die Dadridation und den
Verdaut' gekrannter ^Vasser erlieden.

7. Der 8taat dat seine Sorge der Krziekung der
vorwadrlosten Kinder zuzuwenden. Dr dat ferner
zur Drriedtung und zum Dnterdalt von >Vaisen-
und Versorgungsdäusern und andern älinliedeu
Anstalten keitrage zu leisten, mögen dieselden
«lurek die drivatwodltdätigdeit oder durcd Lezirde
oder Kreise gegründet werden.

8. Der 8taat erstellt naed dem Dedürknisse der
einzelnen Dandestdeile ^rdeitsdäuser und verwal-
tot dieselden. Din soledes ^rkoitsdaus soll für
den dura vor dem Indrat'ttreteu einer eindeitlicken
Vrmeugesetzgeduvg erstellt werden.
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/ur Dogründung dieser Vnträge wirft Herr 8lobwali
vorerst einen Dliok in die Vergangenbeit und erinnert
an ciie vielfavben Destrebungen allerorts zu Ver-
besseruug unserer ^rmenverbältnisse. Vuob iin ,Iabr
1846 babe man dieser Trasse grosse Vut'merksamksit
gssobenkt uncl navb einer gründlioben, für den ganzen
Kanton einbeitliobon Kösung gestrebt. Keidor sei
aber «las altbewäbrto D^stein der freiwilligen Vrmen-
pflege, wie es im dura bestanden und sieb bis beute
stets erweitert und vervollkommnet babe, niobt all-
gemein angenommen worden. Dass clieses festem
das beste sei, beweisen eben diese seine Kortsobi itte
im .lura und die glüokliobon Kidolge gleiebartigsr
flestrsbuugvn in verseliiedonen Dezirken (les alten
Kantonstbeils. In riolitiger Würdigung (ler bereits
vorbamlensn uml noeb zu erwartenden Leistungen
dieser freiwilligen Vrinenpliege solle der Druudsatz
der Unterstützung derselben dureb den Dtaat in die
neue Verfassung aufgenommen werden.

Die freiwillige Armenpflege müsse aber auvb von
den Domeiuden und «lein Staate mögliebst wirksam
unterstützt worden. Km (liess zu ermöglioben müssen
wieder neue Kinnabmv«;uellen namentiieb für die
Gemeinden ersoblossen werden, ^.us diesem Druncle
beantragt Herr Dr. lsebwab noeb folgenden Zusatz
zu Vrtikel ?> seiner gedruckt vorliegenden Vnträge:

Die Dezirks- oder Kreisgenossensebaften sind
belügt von den Kinwobnern der betreffenden Kreise
eine Kinregistrirungsgobübr zu erbeben zur Unter-
Stützung der von ibnen gegründeten Vnstalten, unter
Vorbebalt der Deistimmung der zu einer Dsnossen-
sebaft vereinigten Gemeinden.

Dezügliob >8obailüng der nütbigen Kinnabmen der
Demeinden für ^.rmenzweoke stimmt Votant voll-
ständig zu den bezüglioben Vnträgen des Idsrrn
l'farrer Krank, welebe also lauten:

Der Ktaat bereebnet jeder Demoinde als Kin-
nabmen zu drrmenzweoken:

den Krtrag ilirer Krmengüter;
d. andere Kinnabmen, welebe der Dtaat für Vrmen-

zwseke bestimmt bat oder bestimmen wird;
c. denjenigen Klieil des Krtrages der Demeinde-

güter, weleber niellt für andere ötlentlivbe Ver-
waltuugszweige verwendet wird;

ck. eine Demeindsarmentelle von böebstens I "/oo
des Dteuerkapitals der Demoinds.

Diese Destimmungen, glaubt blerr Dobwab, dürften
auf Vnnabme dureb das Volk besonders aueb im
dura bo ben lassen, da sie die Gemeinden niebt allzu
stark belasten.

llinsiebtliob besonderer Vnstalten betont lderr
lsobwab noeb das Kostulat eines jurassisobeu àbeits-
bauses tür die näebste Zukunft, weil der bestebsnden
besondern llntorstützungsverbältnisse im dura wegen
diesem Kantonstbeile aus den andern Dezirken des
Kantons viele Kersunen zugosebuben werden, ein
Kebolstand, wolober in Ankunft statt geringer, eber
grösser werden könnte.

Herr l'farrer Küamk beantragt:
1. Das Vrmevwesen ist im ganzen Kanton nacb dem

Drundsatze der Dertliebkeit zu ordnen und unter
eiubeitliebe Gesetzgebung zu stellen.

2. Die Armenpflege ist in erster Kinie Aufgabe der
(iemeinden. Der Ltaat übt die àt'siobt aus,

Vsrbanàngen âss Verfassungsratbss. — Dslibàtions às

übernimmt den auswärtigen Vrmenetat und ge-
wäbrt stark belasteten Demeinclen ^usebüsse.

3. Diese ^useküsse des Ltaates sollen die jäbrlicbe
Summe von 1 Willion Kranken niobt übersteigen
und werden den Dsmeindon gegenüber in folgender
Weise normirt:

Der Staat bereebnet jeder Gemeinde als
Kinnabmen zu ^.rmenzweeken:
«. den Krtrag ibrer /Vrmengüter;
b. andere Kinnabmen, welebe der Staat für

/Irmenzweeke bestimmt bat oder bestimmen
wird;

e. denjenigen Kbeil des Krtrages der Demeinde-
güter, weleber niebt t'ür andere ölfentliebo
Verwaltungszweige verwendet wird;

(i. eine, Demeiinl: armentolle von böebstens I °/oa
des Lteuerkapitals der Gemeinde.
Da, wo die genannten Hülfsmittel für die

Dedürfnisse der Armenpflege niebt ausreicben,
wird das Keblende uaeb einer dureb das Desetz
festzusetzenden Korm von» Ltaate gedeckt.

4. Kür die Desebäftstübrung in ^rmeusaeben dürfen
die Gemeinden dem Ltaate niebts in Dsebnung
bringen.

5. Der Staat leistet an Ilandwerksstipendien, Trinen-,
Kranken- und Irrenanstalten dureb das Desetz
zu bestimmende Deiträge.

Kr erriebtet /wangsarbeitsanstalteo.
-t-

-i-

Die freie Niederlassung soll mögliebst erleiebtert
werden. Die Revision des Kiederlassungsgesetzss wird
drioglieb erklärt.

Die von verseliiedeuen leiten gewünsolite Verstaut-
liebung des Vrnn nwesens, sagt lderr Krank, sei in
finanzieller llinsiobt die böebste Detabrdung des
Staates. Degen d!esell»e spreobe aber aueb noeb
ein bedeutendes etbisebes Nnment: Kino staatlivbe
àmensteuer würde zwar, weil gesetzlieb geboten,
kalt und odt widerwillig bezablt werden, allein die
von Herzen kommende werktbätige Kbeilnabme am
Wo III und Webe des Kävbsten würde umsomebr ver-
seliwinden. Dessball, solle mau einen Wittelweg
zwisoben staatliober àmenptlege und einseitiger De-

tonung der Kreiwllligkeit. zu linden suelren.
Die Ilntersobeidung zwisebeu Kotbarmen und

Dürftigen solle als ein llauptbinderniss der Krstellung
eines einlieitlieben ^Vrinenweseus fallen gelassen wer-
den, sei sie ja doeb bereits 18ö7 bauptsäobliob nur
aufgestellt worden, um einerseits in einzelnen De-
zirken die Demeiuden zu entlasten, andererseits um
die freiwillige Vrmenunterstützung mögliebst wabren
zu können. .ledenfalls zielien die jetzigen Zustände
eine Korruption der (Iemeinden naeb siel«, mit welolier
der Kanton auswärts wenig Kbre einlegen könne.

Kiobt zu übersebeu sei, dass vielfaob für die
Kotbarmen verbältnissmässig viel l»esser gesorgt
werde, als für die Dürftigen, weleben leiobter zu
belten wäre und in erster Kinie gebollon werden sollte,
um sie eben niobt notbarm werden zu lassen. Die
gesetzliob vorgesebenen llülfsanstalten für Dürktigo
seien kaum einer Krwäbnung wertb: die Kranken-
Kassen bätten ilne llanpteinnalimenquelle —Deiratbs-
einzugsgelder — verloren, und anoli die lspendkassen
leisteten niobt dasjenige, was man seiner ^eit ottün-
Konstituante. 23
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dar von ibnen erwartet lial>e. — Nudeln soi die
Orenxe xwiseben « notbarm » und « dürftig » sebr
selnvr /u /neben, nraelm ja doeb dus drrme.ngoset/
von 1857 sellist einen Butersvliied kaum möglieb,
wenn nieltt der Kotbarnìenàè aïs ein/ig nrassgeliend
angeseben werde.

dedentälls soils die Bnt(n'svl>oidung /wisvlien Xotb-
arnnn uud Dürftigen in /nknntt sullen gelassen
werden.

Kvntuell Imautragt llerr l'rank noob folgende
Veränderung in bitter 2 seiner gestellten lVnträgan

Die .Vianenpilege ist in erster Binie Kutgabe der
Gemeinden. I >er Btaat càr öo.?ir/.8?re/8e

sa/r/lsr su Aemru'ns'umer ^«SiàiîA der
Aesttiundeu vIrn»ô>ì^/leAô oder s/nsàer der-
«ediert, übt die à/sie/d uns, übernimmt den uns-
wärtigon àmeuetat und gewäbrt stark belasteten
Oemeinden /usebüsse.

Herr dcàsumt lieautrugt folgende Lostiinmungen -

Kür alle dus ^rmonwesen betreffenden Oegenstände
wird der Kanton in tunk dlrmenbe/irks eingetbeilt,
welebe mit den künf Oosebwornenke/irken zusammen-
füllen.

In diesen fünf Bezirken wird die ^rmenpüoge naeb
folgenden Orundsätzen geordnet:

t. Kein Krmer kann Knsprueb uuk Unterstützung
auk dein IVege Beebtens erbeben und verfolgen

2. Die gegenwärtige Kintkeilung der Trinen in Kotb-
urine und in Dürftige wird beibebalten.

3. dedem der fünf Krmenbezirke liegt die Dnter-
Stützung der in seinem Oebiet wobnsitzbvreeb-
tigten berniseben Kotbarmen ob.

4. Ks ist jedem llrmeubezirke freigestellt, dus gegenwärtig

bei ibm geltende System der ^.rmenptlege
beizubebalten oder zu verändern; doeb soll
K. die Kotbarmenpüege dureb die Gemeinde oder

den Krmenbezirk stuttünden, wo der Doter-
stützte seinen IVobnsitz but;
diese àmenptìege dureb eine Oentral-Vrmen-
Kommission des Bezirks unter Mitwirkung der
Kinwobnergemeinderätke und unter der Kuk-
siebt der 8taatsbebördeu ausgeübt werden;

e. in jedem ^.rmenbezirke eine Oentral-Kotbarmen-
Kusse erriebtet werden.

Die Organisation der Osutral-à'menkom-
Missionen und der Oentral-Kotkarmenkasseu
der Krmenbezirke wird dureb ein Dekret dos
Orossen katbes festgesetzt.

5. Die Hülfsmittel der Kotbarmenpüege sind:
1) die kurgerlieken und die Ortsurmengüter,

welebe in den einen Krmenbezirk uusmueben-
den Oemeintlen und Amtsbezirken gegen-
würtig zur Kotbarmsnpüege bestimmt sind.

Diese Oüter sollen eentrulisirt und dureb
«lie Oentral-àmenkommission des betreiì'enden
Krmenbezirks ikrer gegenwärtigen Bestimmung
gemäss unter der Vuksiebt dos Begierungs-
rutbes verwaltet werden. Lie dürfen uiebt
vermindert werden;

2) die Beiträge der Verwandten des unterstützten
Kotbarmen und vorkommondenfalls die Itüek-
erstattungen dieses letztern;

3) die Deiträge der Burgergüter bis zur Lebak-
fung eiuer neuen einbeitlieben Oemeinde;

4) die neu einzufübrenden 8teuern, deren Krtrag
ganz oder tbeilweise nur Krmenuutorstützung
verwendet werden kann, wie eine Kinregistri-
ruvgsgebübr für Kkte uud Dorderungstitel, und
eine im Kinverständnisse mit der Eidgenossen-
sebaft oinzukübrende Klkobol- und Babak-
Steuer;

5) die Oemeindearmontellen, welebe 1 °/on des

Lteuerkapitals niebt übersteigen dürfen.
0) Itei- be» die unter ^itf. I—5 genannten Ilüli's-

inittel niebt aus, so wird der Ltaat au die
Unterstützung der im Kanton wobnenden der-
niselleu Kotbarmen einen jäbrlieben Beitrag
von böebstens 700,000 Dr. verabfolgen.

Die Vertkeilung dieses Beitrages unter die
künf Vrmenbezirks wird auk den Antrag der
vereinigten Lezirksarmenkommissioneu und
unter öerüeksiektigung der Basten und Be-
dürknisse jedes Krmenbezirks dureb den Begie-
ruugsratb vorgenommen.

6. Die Unterstützung der in einem andern sebwoi-
riseben Kanton oder im Auslande wobnbakten
berniseben Kotbarmen ist Laebe des Ltaatos.

7. Die Beistungsn des Staates an Spitäler, Vrmen-,
Irren-, Baubstummen-, kettungs-, ^iwangsarbeits-
anstalten u. s. w. werden, wie bis dabin, bei der
Aufstellung des Voranseblages oder dureb be-
sondere Beseblüsse über diese Knstalten bestimmt.

Mrmeo-x/?eAö der Dör/7d/en.
Die Bntersàtzung der Dürftigen ist Laebo der

freiwilligen ^rmenptlego und V^obltbätigkeit in den
Oemeindöu und Krmenbôàken, in denen der Dürftige
seinen IVobusitü bat.

Die gegenwärtig bestebevden für die Dnterstàung
der Dürftigen bestimmten Lpend- und Krankenkassen
sollen beibebalten und von der Beàksarmenkommis-
sion und den Oemeinderätben unter der Oberauksicbt
der 8taatsbebördeu erweitert werden.

Diese Kassen werden in denjenigen Oemeinden, wo sie

gegenwärtig ooeb niebt bestellen, obligatoriseb erklärt.
///. iDràerdir-

Krriebtuug von Versieberungskassen für Kravkbeits-
fälle, Bodeskälle und Dukälle unter Mitwirkung des

8taat.es, und von ^wangsarbeitsanstalten, je naeb den
Bedürfnissen des Kantons.

/K. der
Kile berniseben Bürger, welebe im Kugenblioke

der Bromulgation der Verfassung seit wenigstens drei
auf einander folgenden dabren in einem der fünf
drrmenbeà'ke wobnsit^bereektjgt waren, sind in diesem
Bezirke armengenössig und können wegen Verarmung
niebt mebr aus demselben fortgewieseu werden. 8ie
können ibren ^Vobnsiti! frei in irgend eine Oemeinde
dieses Bezirkes verlegen. Bei Verlegung des >Vobn-
situes in einen andern Krmenbemrk werden sie da-
selbst armengenössig naeb einer Niederlassung oder
einem àt'entkalte von ^wei dabren.

B. vIdree/t»?.îr>îA .swisr/lM dem är« «md dem a7te^
^âto^sâeiês.

Die Kbreebvung ^wiseben dem alten und neuen
Kantonstbeilo fällt kür die Vergangenbeit und Zukunft
dabin.

V
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Dunäobst erinnert Lerr dolissaint daran, dass
bereits à dabre 1472 die Vagsatxung der sobweixe-
risoben Didgenossonsobakt sieb mit dem Mmenwesen
besvbäktigt babe. Leitbor seien in unserem Danrone
viole Versnobe, eine Logelung dor daberigen Vor-
bältnisse xu erreivben, gemaobt worden, tieiliob auob
naob versvbiedenen Lrinxipien. Dm die Vrmoufrago
mögliobst einkaob einer Lösung eutgegenxutubren,
empbeblt Votant drei llanptsätxo xur Leberxigung:

Im Vllgomeinon: Ds ist leioiiter einer Drankbeit
vorxubeugon, als eine bereits bestebonde xu beilon.

Don Dürftigen ruft Votant xn: Hilf Dir selbst,
und dann wird Dir auob die private Vkobltbätigkeit
bellen.

Dür die Notbarmen solle allgemein der Latx gel-
ton: Diner für Vlle, VIle kür Dineu.

Degen vollständige Centralisation des Drmen-
wesens werden versobiedene Dinwendungen erbobon,
namentliob die, dass sie die freiwillige Lbätigkeit
erstioke und den Ltaat allxusebr belaste. Näbero
Lereobnungen in letxteror Dinsivbt können aber noob
niebt mit voller Lioberbeit gemaobt werden.

In erster Dinie sei freie Niederlassung anxustroben,
weleliö niebt nur im Vllgemeinon wüusobbar, sondern
auvb durob die Lundesvertassung geboten sei.

Votant seblägt für den ganxen Danton 5 Vrmeu-
bexirke vor, weil bei totaler Dentralisation die Staat-
liebe Hülle meist xu entfernt sei, um den Dinxelnen
wirksam beisteben xu können. Die staatlieben Dr-
gane seien aueb niebt immer die riobtigen; ebenso
gebe die Dleinbeit oinxelner Domeinden vielen Ls-
denken Raum, àt' einem Mittelwege liessen sieb in
grössern Vereinigungen weit ober sowobl die notb-
wendigen Drgane der Vrmenptlege linden als aueb
die binroiebenden Hülfsmittel xu ibrer Durebkübrung.

Diesen Lexirken solle in der Mabl des L^stems
der Vrmonptlege Dreibeit gewäbrt werden.

Dinsiebtlieb der Hülfsmittel stobt Votant im Vll-
gemeinen xu den Vnträgen des Herrn Drank, em-
pbeblt, die Dinregistrirungsgebübr überall einxutubren
und ibr Drträgniss xu Vrmenxweekev xu verwenden.

Herr MMer stellt folgende Vnträgs:
1. Die Niederlassung dark wegen Vrmutb niebt be-

sekränkt werden. Die Vrmenunterstütxuvgon sind
von derjenigen Demeinde xu leisten, in woleber
die Dnterstütxungsbedürktigköit eintritt.

2. Die Vrmenptlege bleibt einstweilen 8aebe der
Demeillden unter Vuksiobt dos Staates.

Der Ltaat ist befugt die ganxe Armenpflege
oder einxelne Lbeile derselben xu übsrnebmen.

3. 8o lange diess niebt gesebeben ist, leistet der
8taat an die Vrmenpüege Leitläge, welebe in-
dessen die Summe von Dr. 1,000,000 jäbrliob
niebt übersteigen dürfen.

4. Dür den ganxen Danton ist das Vrmenwesen
einbeitlieb xu ordnen.

5. Die Vuslükrung dieser Drundsätxe bleibt dem
Desetxe vorbebalten.

Dorr Müller möobte aueb bexüglieb des Vrmen-
wesens nur Lrinxipien dureb die Verfassung aufstellen
lassen und einen Ltaatsbeitrag kür dasselbe bestimmen,
um vielen Ledenken im Volke xu begegnen. Vor Vllem
sei absolute Niederlassungskreikeit geboten und des-

balb dürfe aueb keine "Uobnsitxdauer kür die Vrmen-
genössigkoit statuirt werden, dede derartige Lestim-
mung würde das alte Lloimatsprinxip in etwas
geänderter Dorm wieder aufleben lassen. Der Haupt-
übelstand sei bei uns wie in Dvutsobland die Vb-
sebiebung der Vrmen von bier naeb dort, welebe bei
jeder bxirton IVobnsitxdauer ober xu- als abnebmen
würde.

Hülfe bringe entweder die reine Verstaatliobung
der gesammton Vrmenpllego oder aber das Verbot
jeder Losebränkung der freien Niederlassung aus
Drund der Vrmutb. Dinige Ilebelstände dürften bei
jedem dieser beiden Lüsterne stoben bleiben. Die
Idee der Verstaatliobung sei besteebend, doeb stosse
der in Vussiobt stellende Dualismus xwisoben den
Domeinden, welebe verwalten, und dem Ltaate, weleber
bexablen und die Vuksiobt tubron würde. 8tatt der
Vbsokiebung von Demeinde xu Demeinde würde man
alsdann die Vbsobiebung von den Domeinden an den
8taat baben. Da aueb das kskalisebe DIeivbgowiebt
bsdrobt ersebeine, solle man die Lragweite eines
derartigeu Lobrittes jedenfalls erst noob uäber unter-
suoben. Die Vendenx der allmäligen Verstaatliobung
des Vrmenwosons sei xu verfolgen, allein eine voll-
ständige prinxipielle Dösung der Drage dürfte kür
beute noob niebt mögliob sein.

Dorr 8'àeàrA stellt folgende Anträge:
Der Ltaat übernimmt das gesummte Drmenwesen.
Die allgemeinen tlrmontonds worden säkularisirt,

ausgenommen sind Stiftungen xu besondern Trinen-
xweeken.

Leitragspliiebtig sind:
K. Domeinden mit Drtsburgergut, wenn dessen Dr-

trag diureiokt, bis auk den vollen Letrag der
Lllegkosten;

b. Demeinden ebne Drtsburgergut für '/>» der Ltleg-
kosten.

Vuob Dorr Lalvisberg verlangt vor Vllem eine
Vonderung im Niederlassungsweseu. Der ewige 8treit
xwisoben den einxelnen Domeinden und Lexirken
müsse ondliob einmal versobwinden. Vlle bestebenden
Lobrankon der Dreixügigkeit auf breitester Drundlage
müssen fallen, à einer Leibe von Beispielen aus
dem reioben Lobatxo seiner Drfabrungen xeigt Herr
Lalvisberg dass Missliobo und xugloivb Lesobämende
der jetxigen Zustände. Votant ist tur Verstaatliobung
dos Vrmenwesens mit tbeilwoisor Llerbeixiebung der
Domeinden xu Lragung der daberigen Dasten. Dür
den Dall, dass die Liquidation der Lurgergüter niobt
statt linden sollte, beantragt Herr Lalvisberg im Vrtikel
MrMömresew der (Notll)armenpllege folgendes Llülts-
mittol xuxuweisen:

Der örtlivbon Vrmonbebörde sind die Verplleguugs-
kosten kür verpflegte Lurger von dessen Larger-
gemeinde, insofern ibr Nutxungsgüter xu Debots
stoben, xurüokxuvergüten.

Hier wird abgebrooben.

Lebluss 1 Dbr 25 Minuten.

lVIattb^s, Dürsp.
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^6iui/ì;iuàw

AittwoeN âen 38. tVovsindsn 1380,

Uongens 9 Illin,

il» äussenu Ztandesnatllbause ill LeiUl.

llenn Dr. begründet die Drdnungsiilotion
eine Kommission xu wälllen i»it dein besondern
Mandate, die Dnageu der (feineindeonganisation, des
l^iedenlassungs- und des ^.nmeilwesens xu benatbeu.

Divss wird bösvlllossen. Die Kommission soll aus
5 Uitgliedenll bestellen, welebe bis morgen dureli
die l(edakti,,iiskoinini«8ion x» bexeieblien 8Ì»(I.

(Inter «lion Vunsitx tIlZ8 (lennil IVatîonallUltll ^nA»î»?en.

Ds felden m/t Dntsolluldignng
Lälllen, seller, Viatte »»à Willi.

ciie Kennen Un.

Das Lnotvkoll den letxten Zitxung wind verlesen
und init einem /usatxe des Keinn Drank genebinigt.

Herr Kniisilleut ^?nAlmen ersuelit alle Mitglieder
lier Korinnissiou, welebe bexüglieb des ^.rnlenwesens
Anträge gestellt ballen oder beute noeb xu stellen
gedenken, sieb Kaebinittags 4Vs (Ilin i>» Vonximmer
einxulindeil xu einer Lespreellung über die .Vi't und
Weise den Diuijlpiiulng den versebiedenen ^.utláige
Ulld Döststellung des ^.bstiinmllngs»lodus.

Din iViltrag aut Druekenlassen de8 ^bstimmungs-
8el>e»la8 8«dl gleieblalls Daebinittags bebandelt werden.

Hnmsnwssen.

(tlortsstxlnig.)

Kein ÄLNS0A 8telìt folgende .ôntiáige:
1. Der 8taat überninnnt, unter Mitwirkung <Ier (le-

ineinden, «lie (lesamintai menptlege de8 ganxen
(vantons.

2. Das Desetx wird da8 Iläliene bierüber bestimme».
H 5

Dventuell, tiin de» Dali, dass die Ztaatsariueoptlege
»ielit angenommen wird:

I. die Levision des Kiederlassungsgesetxes wird aïs
dringend natbwendig erkläi t. Dieselbe soll in
den Weise stattünden, dass die Drwerbs- und
Leweguugstabigkeit der Bevölkerung mögliebst
wenigen Lesebränkungeu unterworfen und den
Demeinden 8<butx gewäbrt wird, in dem Zinne,
dass der Wobnsitx, resp, die ^.rmengenössigkeit
erst naeli längerer ^eit (eirea 2 dabren) enwor-
den werden kann.

Zeins Kauptanträge, beuierkt Kern l lerxog, stellen
inl ^.llgemefnen auf dem Loden der bekannten sog.
d'bunereiilgabe. Dr verlange inügliebst lueie Lewegung
den Levölkerung oline alle Dlaekerei und daneben
mögliebst 8<«nge für die Deineiudeu, die gegenwärtig
so viel xu leiden baben uliten den ^.bsebiebung Du-
llemittelten und den dabenigeu Wobnsitxstreitigkeitsn.
Votant treibe niebt «irebtlnlrinspolitik, 8«>lldenn ddieil-
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nabme am V^oble der versebiedenen Demeinden lasse
ib ii so sprseben. lVenn die jetzigen Verbältnisse
Hiebt geändert werden, so seien selbst besser situirte
(Gemeinden in Detabr rninirt «u werden.

Dis Staatsarmenpllegs werde denjenigen Landes-
tbeilen, welebe bisber aus den bestellenden Verbält-
nissen Vortbeile gezogen, keinen Nintrag tbun, auf
der andern Leite aber aueb den Staat niebt all«usebr
belasten. Au diesem Nude müssten freilieb die De-
meiuden «ur Nitwiikung berbeige«ogen werden.

Dorr AâêW) stellt folgende Nuträge :

1. Die Lnterstüt/ung der Vrmen ist, so weit die
freiwillige lVobltbätigkeit niebt ausreiebt, Saebe
der Ninwobnergemeinde als ^Vobusit/.gemeinde.

2. Die burgerlieben ^rmengüter geben an die be¬

tretenden Ninwobnergemeinden über.
Den letzter» werden die Trinenfilter als

Nigentbum gewäbrleistet, und ibnen liegt die
Verwaltung' derselben ob.

Der Nrtrag der Vrmengüter wird ibrem
Nweok und ilirer Stiftung gemäss verwendet,
alles unter der besondern Vutsiebt des Staates.

3. Der Staat betlieiligt sieb an der Vrmenp liege
in geeigneter IVeise mit einem jäbrlieben Lei-
trag von im Maximum 700,000 Nr.

Dieser Leitrag soll vorzugsweise und wenigstens

«u neun Nsbntbeileu für die Ltlege der
bleibend llntsrstüt«ten verwendet werden.

4. Ns ist Saebe der Desàgebung:
a. In Letret der Kosten tur die Vrmenpllege

eine àsgleiobung unter den Demeinden ein-
«ufübren, so weit «liess nötkig orsebeint, um
den Unbemittelten das Leebt der freien Nieder-
lassuug ungesvbmälert «u erbaten,

d. Niner fortgesetzten und mögliebst rasebon
Vsutnung der Vrmengüter Vorsebub «u leisten,

c. ^.uf eine gute Nr/.iebung der armen Kinder
bin«uwirken.

Lrsprünglieb, sagt llerr Soblup, sei er kür die
Neutralisation «les Vrmenwesens und Ninfübrung
einer besondern kantonalen Vrmensteuer
eingenommen gewesen, det«t aber maeben sieb bedeutende
Ledenken geltend. So würde die einmal bxirte
Vrmensteuer bald niebt mebr genügen, in Kur«em
müsste man «u einer Nxtraarwentells sebreiten, und
aueb diese dürfte sieb sebr rasel« vergrössern. Da«u
solle man bedenken, dass «lis Nrböbung von Staats-
steuern immer bedeutend sebwieriger sei, als eine
Nebrbelastung der Gemeinden.

Nine absolute Dentralisation sei jedenfalls niebt
an«uratben, so lange noeb ein anderer lVeg oten stebe.
Lesser sei die mögliedste Vertbeilung der ^.rmenlast
aut die Demeinden anzustreben, immerbin unter Nit-
bülte des Staates, aber ebne Nrböbung der Staatssteuer.

Daneben müsse in der Verfassung die Veulknung
der Vrinengüter vorgeseben werden; der Nrtrag
derselben müsse niebt der Vllgemeinbeit, sondern den
Demeinden Zukommen.

llerr ikîeàcmn stellt folgende Vnträge:
1. Das Vrmenwesen ist im ganzen Kanton naeb dem

Drundsat«e der Dertliebbeit «u ordnen und unter
einbeitliebe Deset«gebung «u stellen.

VkrbauàluuKkll äe« VerkassuugZràss. — Lêlitêratious äs

2. Die gegenwärtige Klassierung der Vrmev in
Notbarme und Dürftige wird beibebalten.

3. Die àmenpllege ist in erster Linie Aufgabe der
Demeinden. Der Staat übt die Dberauksicbt aus,
übernimmt die auswärtige Armenpflege und leistet
den Demeinden an die Notbarmenpllege einen
Leitrag bis auk Nr. 700,000.

Nr leistet aueb Leiträge an die Handwerk-
Stipendien, Vrmen- und Krankenanstalten.

4. Die Verabreiebung dieser Leiträge, sowie die
llerbei«iebung neuer Hülfsmittel sind dureb De-
set« «u ordnen.

5. Das Deset« über àkentbalt und Niederlassung
ist im Sinne freierer Lewegung «u revidiren.

lVenn der Staat an die Dnterstüt«uug der Dürk-
tigen einen Leitrag «u leisten verpüiebtet würde, soll
derselbe Nr. 100,000 niebt übersteigen und der Lei-
trag an die Notbarinenptlege auf Nr. 600,000 redullrt
werden.

llerr llebmann will im Vllgemeinen das jetzige
System der rlrmeuptlegg beibebalten. Der llntersebied
«wiseken Notbarmen und Dürftigen sei aueb fernerbin
fest«ubalten und der Staat solle nur an die Notb-
armenpüegö einen erweiterten Leitrag von Nr. 700,000
leisten, dedönfalls müsse der Staat die auswärtige
^rmevpllegs übernekinen. Die Verkassung von 1846
babe im rlrmeuwesen keine besondere Dränung ge-
sebalkt, erst dureb das àmengeset« von 185,7 sei diese
eingelübrt worden. Da der im labre 1846 aufgestellte
Staatsbeitrag von Nr. 400,000 an die Demeinden niebt
genügt babe, seien bald wieder die Demeinden belastet
worden. Lei gänllieber Neutralisation würden um-
gekebrt die Demeinden immer mebr den Staat «u be-
lasten sueben.

Dass die Niederlassung ein so wunder Nleek in
unsern Nuständen bilde, sei niebt eine Neige des
mangelbakteu be«üglieken Deset«es, sondern der Drund
liege bauptsäebliek in den Demeinden. Immerbin solle
das jetzige Niederlassungsgesà im Sinne freierer
Lewegung revidirt werden.

llerr Nräsident beantragt:
1. Die Vormundsebaftsptlege stebt bei denjenigen

Korporationen, welvben die Vrmenptlege obliegt.
2. Die Drtsarmenpllege wird auf den gan«en Kan-

ton ausgedebnt und von den Demeinden fNin-
wobnergemeinden) ausgeübt.

3. àsnabmsweise ist es jedoeb denjenigen Kor-
porationeu, welebe ein aus« eiebeniles àmengut
«ur Unterstützung ibrei' Vngebörigen besitzen,
gestattet, diese Unterstützung, so lange ibr Vrmen-
gut ausreiebt, in bisberiger lVeise fortzusetzen.
lVeder der Staat, noeb die Demeinden dürfen
aber dabei in Nitleidensobaft gezogen werden.

-x «
X

llemeràiA. Diese Vnträge passen sowolil «um
System der llebernabme der ünan«iellen Lasten der
à'menpllege ein«ig dureb den Staat, als «um System
der Nbeilung dieser Lasten «wisoben den Demeinden
und dem Staate.

llerr Lrunner glaubt, die freie Niederlassung sei
nur mögliek bei absoluter Verstaatlicbung des Vrmen-
Loustiìuàllts. 24
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wesens. Natürlieb würde sick zurKllege des Detztsrn
der Staat der Kemgindebekörden bedienen. und es
würde einkaeb ein Keebnungsvorbältniss zwiseben Staat
und (lemeinden entsteben. Kür Krreicbung dieses
Zweckes seien wobl die Anträge des Herrn Krank am
passendsten. àm meisten Sebwierigkeiten diets der
Kinanzpunkt und eigentlieb sei es nur dieser, um
weleben die ganze Krage sied sedliessliek dreke. In
den Kemeioden sollte eine àmenstouer von V» V°« «r-
doden werden, alles ändere aber Saebe des Staates sein.

Mit der Vrmenpklege solle jedenfalls die Vormund-
scbakt zugleicb verdunden worden; könne dies« niedt
in der Verfassung gesebeben, so sei doed durcd die
Kesetzgebung dalür zu sorgen.

Angezeigt sei auelr die ^uknabmo einer Verkassungs-
bestimmung, wolcds die besondern (lüter von Kor-
porationev, z. D. Zünkton, sicder stelle, damit deder-
mann klar wisse, was man eigentlieb anstrebe.

Kinbeit der Vormundsebakt und der klrmenunter-
Stützung naek dem Krinzipe der Oertliekkeit seien
im Allgemeinen wünscbbar, überall aber, wo noeb

Korporationen mit Dnterstützungsgütern lür ibre Vn-
gebörigen besteben, sollen diese Verkältnisss aueb
keiner noeb aukreebt bleiben, zwar niebt kür immer,
aber doek kür jetzt.

Herr Kegierungsratb Keiner stellt folgende
Anträge:

1. Die ^.rmenptlege der iin Kanten IVobneuden
gesebiebt unter ^.uksielit und mit Unterstützung
des Staates dureb die Kinwobnergomeindeu in
Verbindung mit freiwilliger ^.rmenpkiego.

2. Kür einzelne Zwecke der àmenpklege, sowie
kür diese überbaupt, können Vorbände mebrerer
Kemeinden oder Dezirke gegründet werden.

3. Die Kosten der /Vrmenpklege werden bestritten:
aus dem Krtrag der ^.rmengütor;

/i. aus andern dureb das doset/, den Komeindeu
zugewiesenen Kinkünkten (Kktivbürgersteuer;
Kinr egistrirungsgebübr) ;

e. aus den Kinkünkten der kreiwilligen àmen-
pkiego;

d. aus den Doiträgen des Durgerguts kür die
Notbarmen der betr. Korporation;

c. aus Kemoindetollen;
aus einem Staatsbeitrag kür sebwer belastete
demoinden, dessen Vertbeilung dureb das
doset/ bestimmt wird.

4. Die Vrmenpklege der ausserbalb des Kantons
IVobnenden, sowie die Unterstützung der wegen
àmutb Zurüvktransportirten bis zu deren ^.uk-
nabme auk den bleibenden Notbarmenetat, liegt
dem Staats ob.

5. Die vorerwäbnten Koistungen des Staates dürfen
die Summe von Kr. 700,000 jäbrlieb niebt über-
steigen.

0. Antrag VI des Herrn Däbler.
7. die Niederlassung ist mögliebst zu orleiebtern.

Herr von Steiger glaubt an die klögliebkeit einer
Vereinigung der vei sebiedenen zu Fpraebe gekommenen
Systeme; wenigstens lasse die bisberige Diskussion
diess vermutben. Kiue tbeilweise Verstaatliebung
wüiale zur Kolge kaben, dass die demoinden im
Vrmenwesen weniger sorgtältig zu IVerke geben und
mögliebst überall den Staat in Knsprueb uebmen
würden, wie man aueb die Kren/o zwiseken beiden
zieben würde, Desser sei vielleiebt das àuknebmen
der fakultativen Vereinigung verscbiedener Kemeinden
und Dezirke zu Krmenvsrbällden in die Verfassung.
Daneben solle kür neue Hülfsmittel gesorgt werden.
Kür die Doiträge der demeinden an das ^.rmenwesen
solle keine bestimmte drenze gezogen werden.

Dinsiebtlieb der auswärtigen àmenpllege unter-
stütze Votant die àsiebt dos Herrn Kekmann, der
Staat solle diese ganz übernebmen. Viele Dörner
seien wäbrend ibror besten dabrg ausserbalb des

Kantons, namentlieb in der IVestsebweiz. Sobald sie
krank worden oder sonst in missliebe Zustände ge-
ratbon, sebicke man sie beim. Die iVrmendirektion
sollte solebe Deute draussen genügend unterstützen
können, oder wenn diess niebt möglieb zu maeben sei,
babs der Staat jedenfalls die Kosten des küektrans-
portes dieser Dersonen zu tragen und kür ikron Unter-
bait bis zur Kintragung auf den Notbarmenetat zu
sorgen. Kventuell spriebt sieb Votant kür die Vnträge
des Herrn Dr. Däbler aus.

Noeb nirgends babe man mit der absoluten Dertlieb-
keit der Armenpflege gute Krkabrungen gemaebt, wir
Derner nur seblimme, und daber solle man dieses System
niebt noeb mebr auk die Spitze treiben.

Dorr DLàr stellt keinen Antrag, möebte aber
einige auk das Kmmentbal gemaebte ^.ngililo zurückweisen.

Kr empboblt bessere Vollziebung des Nieder-
lassungsgesetzss, welebes ganz gut sei. Vorkommende
Ilöbelstände seien weniger auk das Kesetz, als auk
andere Krümle zurüekzukübren. Namentlieb zu betonen
sei die vielkaek köebstmangelkakte Kübrung der IVobn-
sitzregister. klanebe Kübrer der daborigen Düebor,
welebe selbst viele Sebuld an den klissständen tragen,
klagten besonders über klänge! dieses Kesetzes.

Diermit wird die Diskussion geseblossev.

Sebluss der Sitzung 12 Ilbr 15 klinuten.

L. IVIaîtbzfS, Kürsp.
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Protokolle
à-

VorbepatliunAskommission ciss VerfassunASpàSs.

XwîMXtANW Niemanä akvvesenä.

Das l'ro^/cc)^ äer letzten Sit/nng wirà verlesen
vonnorstag âsn 20. November 1883, genobmigt

Norgens 9 Ilbr,
im äussern Stanäesratbbause in Lern.

'I «I»t>>»»<> :

Ak8timmung

Unter äem Vorsitz äes Herrn Nationalratb üt>or rlss ^rmvn- uncl lVIisclerIgL8UNg8v/S8SN.

Herr kräsiäent erläutert äas böebst um-
kangreiebe ^bstimmungssebvma.

A. Allgemeine Krunäsät^e, äie kür ^ecio Kösung in äie Verkassuvg aulkunebmen sinä.
t. Der cVrme bat keinen reebtliebsn ^nsprueb auk Unterstützung kinstimmigkeit.
2. Xusainmenwirkeu «ler àva^o/îMck^A^eÂ, 6er t^sMàckew uncl clés Kccàs/ streitig

nur cins Me? »
3. soweit äie krivatwobltbätigkeit niebt binreiebt, Keltung äer Oràrmevptlege im

ganzen Kanton, verwaltet von äsn KeMeàcke^ ^àMoàôrAômoà^«^, oäer äen Kemeàcis-
oäer von unä üwar unentgeltlieb unter ^.uksiebt äss Staates —

im Kegsvsà ?u äirekter staatliebsr Verwaltung »

4. ^àsnck/âô von äer Krtsarmenpüege blos ^u Künsten soleber AorMrcà'onen, äie bsso^às
^rmengüter izur Unterstützung ibrer Vngebörigen in ausreiebenäem Nasse besitzen;
kür äieselben kortäausr äes bisberigsn systems, ebne Leisebuss äer Kemeinäe unä
äes Staates Krosse Nekrbeit.

5. bei äen^enigen Kemeinäen unä Korporationen, welebsn äie
^rmenpllege obliegt kinstimmigkeit.

K. ^oso»»às Keistungen äes Nààs.-
ks sinä grunäsätülieb angenommen unä weräen äer keäaktionskommission ^ur Siebtung unä

reäaktiouellsr Feststellung Zugewiesen alle Vnträge betretkenä kanäwerksstipölläisll ; Vrmen-, kranken-
unä Irrenanstalten; Sorge, kür kràbung verwabrloster kinäer; krriebtung unä koterbalt van Waisen-
unä Versargungsanstalten unä anäern äknlieben Anstalten; krstelluvg von Vrbeitsbäusern, namentliek
im äura vor Inkrakttretev einer einbeitlieben ^rmengesàgebung; Mitwirkung äes Staates bei
krriebtung von Versieberungskassen kür krankbeitskälle, 'koäeskälle unä Ilnkälle; krriebtung von
kwangsarbeitsanstalten.
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k. Die âei einanàer entgôgsnstekellàell NMems in Letrelk àer Vrnlenunterstüt^uvg.
/. Debernabme àer buau^ielleu Kasten àer Assammà Vrmenpilege (soweit àie Vrivatwobl-

tbätigkeit niebt ausreiekì):
kventuell kür Verstaatliebung naeb àen Anträgen Keller Ninàerbeit.

» » » » » » Verxog Nebrbeit.
//. Debernabme àer bnan^iellen Kasten àureb àie ^emeàà resp. Vrmenverbânàe mit

staatlicben Veiträgev.
a. ^.rmenpbege àer berniseben kautovseàîeoàer.'

t. kventuell àakûr, àass, im kalle als Kegel auk àie (kinwobnergemeinàe)
abgestellt weràe, àie Vereinigung versebieàsner Demeinàen !îu einem öesir/cs-
Meisen gestattet sein solle kinstimmigkeit.

kür àie Demeinàe als Kegel mit obigem kusà Drosse Nebrbeit.
kür 5 Vrmenbeàbe naeb àen Desebwornenbeàken Ninàsrkeit.

2. kventuell àakûr, àass àie staatliebe Ilülke nur àen Notbarmen xubommen solle l 1 stimmen.
» » àass sie kür aêêô bestimmt sein solle, unter Vorbekalt

àer Vertbeilung < 19 stimmen.
3. DemeàÂ6?Ksk6>» Mr ^4rMeM/ieA6.

Kalis àieselben in àie Verkassung aukgenommen weràen:
1. Der krìrag àer Vrmengüter kinstimmigbeit.
2. Vnàere àureb àas Desetii àen Demeinàen izu Vrmenxwecben Zugewiesene

kinbünkte »

3. Derjenige kbeil àes krtrages àer Demeinàegûtsr, weleber niedt kür anàere
ölkentliebe VerwaltungSAweige verwenàet wirà 20 stimmen.

Dagegen 7 »

4. Die kinbünkte àer freiwilligen Vrmevpüege kinstimmigbeit.
5. Kalis kinbünkte aus besonàern steuern aufgenommen weràen, will man:

rc. eine klbobolsteuer 13 stimmen.
Dagegen 14 »

eine kababsteuer 13 »

Dagegen 17 »

7. eine kinregistrirungsgebükr 6 »

Dagegen Nebrbeit.
Die à.uknabme von kinbünkten aus öesoMer» steuern ist also abgeiebnt.

6.

Vermögensteile àer steuerplliebtigen àer Demeinàe:
«. kalis ein Naximum festgesetzt wirà:

a. kür köststöllung àes Naximums auk 1 °/»o 10 stimmen.
weniger Nebrbeit.

b. kür keststellung auk ^ °/oo 12 stimmen,
weniger Nebrbeit.

c. kür keststellung auk V2 °/o» Drosse Nebrbeit.
/7. kür àen Naximalansà von V2 °/°o kü stimmen.

kür keinen Naximalansatx 13 stimmen.
kür kestbalten an obigem krgebniss (à. b. kür Vuknabme àes Resultates àer

sub 3 erfolgten Abstimmungen in àie Verfassung) Drosse Nebrbeit
gegenüber àer Verweisung aller Vestimmungen sub 3 an àas Desà Ninàerbeit.

4. à Kaàs kür àie Vrmenpüege.
1. 1V»'îr,mànA àes staatsbeitrages.

^4. kventuell, kails àer Veitrag kür àen krsà eines DeL^its nacb
krseböpkung aller Vûlksgusllen àer Demeinàe erkolgen sollte:

keine Dntersckeiàung ^wiseben àen àsgaben àer Demeinàe kür
àie Notbarmen unà àie Dürktigen Drosse Nebrbeit.

F. Kventuell, kails ein Deitrag àes Staates aïs oràentliebe kinnabme àer
Demeinàen in Verbinàuog mit einem subsiàâren krsà eines allkälligen
Deb/ites beseklossen wûràe:
1. kür àen Vu trag in Vetrelk àer oràentlieben Kinnabme :

staatsbeitrag von V? kür àie Notbarmen unà V? kür àie Dürktigen Nebrbeit.
2. kür àen Vntrag Nr 4a gegenüber àem Vntrag Derber Nr. 7

in Vetrelk àes krsàss eines allkälligen Deb^ites Nebrbeit.
kNr Vovabme von 2? mit kestbalten àer Veseblüsse 1. (Kebmann-Lsrger)

unà 2. (seblup) 19 stimmen.
Dem gegenüber kür Vnnabme von ^l mit àer beseklossenen näbern krä^isirung 9 «

Herr /Mro verlangt nocbmalige Abstimmung über àie Vnträge seblup unà
Verger (L 2.); àiese srkolgt unà ergibt kür Vntrag Verger 18 »

» » seblup 11 »
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lokolge dieser Veränderung der Lvevtuulitüt sud I? 2., muss à definitive
Abstimmung xwisebeu Z I und 2 einerseits und ^1 mit der nübern Orûiiisiruug
andrerseits gleiebkulls neu vorgenommen werden, und nun ergeben sied kür ^ 17 Ltimmen.

» ^ 13 »

^1 ist also uuAellommeii, kulls eiue Vorsedrikt kierüber iu die Verkussung
uàunebmen ist.

Oür ?kstbulten un der Vuknubme des Orundsàes ^1, vie er nâber
prü^isirt ist, iu die Verkussung (Grosse Nebrbeit
gegenüber der Verweisung un dus Oeset^ - Nindvrdeit.

2. 77äö des Ltuutsbeitruges.
Ilventuell kür den Dull eiues t7e?ckbeitruges:

kür deu Oetrug von 1 Mllion 10 stimmen
» » » » Or. 700,000 20 »

» Oestbulten dieser Nuximulsumme dresse Nebrkeit
» keine Oestset/ung eines Nuximunis Ninderbeit

Oür Oestkulteu uu dem Oeseklusse des Nuximums vou Or. 700,000 in (7eêck

gegenüber eiuer «msselîàtââen Ko^e»- uucd Zutrug sebwub drosse Nekrbeit.
A» k/^to»-StÂtSîl»îAà'M0/l»îSà

a. Ovevtuell, kulls eiue bestimmte Dauer dssselbeu iu der Verkussung uiekt
uukgenommeu wird: kür die Vorsedrikt, duss die .^rmenunterstàung von
derjenigen demeiude ^u leisteu sei, iu weleber die Duterstüt^uugsbedürktig-
keit eiutrete 0 stimmen
kür bliebtuuknubme eiuer soledeu Vorsedrikt Nebrbeit.
Oventuell, kulls eiue bestimmte Dauer des IVobnsàes kür die Vrmen-
genössigkeit in die Verkussung uukgenommsn werden sollte:

kür eiueu IVobnsit^ wübrend 5 dudreu 13 stimmen
» » » » 2 » 15 «

Degenüber diesem Olnterstütöungswobnsitz: vou 2 dubren:
Oür deu Vntrug Dükler l>lo. 0 (Orwerbung eiues Dürgerreektes îiur Trinen-

genössigkeit iu eiuer demeiude dured längere Oinwobnung) drosse Nebrbeit
Oür Vuknubme dieses drundsàes iu die Verkussung 16 stimnien
Dagegen kür ^icbtuuknubme «) 13 »

b. àsêeàà'Ae Vrinenpfiege.
Oventuell kür deu ^usut^, duss der staut kür deu Oüektrunsport und deu Onterkult

der detrekkeudsu Oersonen bis ^u dereu àknubme uuk deu bleibeudeu Olotkurmen-
état su sorgen bube drosse Nekrbvit

Oür ^ukoubme des druudsàes der Ilebernubme der auswärtigen Vrmenpüege
dureb deu staut mit obigem Ausà drosse Nebrbeit

o. Oür die Vuknubme eiuer Destimmung betretkeud die Oekugniss der gun/en oder
tkeilweisen Verstuutliàug der ^rmenunterstàuug im 'Wege der desetiigvbuug Ninderkeit.

Definitive Abstimmung ^wiseben den Resultaten der Abstimmung sîld 7 uud 77.
Oür die Resultate der Abstimmung sub 7 4 stimmen
Oür die Resultate der Abstimmung sub II

^tse/tÄsso^) 22 »

Herr TITMer gibt die Orklärung ^u Protokoll, duss er sieb in der seblussubstimmung der stimmubgube
entbulten bube, veil er weder kür dus eiue, noeb kür dus andere Orgebniss der vorullgegaugeueu Abstimmungen
stimmen könne.

Lelbstständige Anträge:

«. Oür deu Vntrug
bis ist Lueke der desetiigebuug, eiuer korigesàteu uud mögliebst rusekev

àeukkuuog der àmeugûter Vorsebub ^u leisteu Nebrkeit.
ê». I'ür den Vutrug â«7visberA:

Oie kurgergemeivdeu, beàbuugsweise die Oemeilldeu, siud uuter ulleu Umstünden
vorMiebtet, die VerpÜeuuugsbosteu kür verptlegte IZurger nebst '/l« der ullgemeiueu
Vorwultuugsbosteu uus^dem Lrtruge der biskerigeu burgerlieben Hut^ungsgüter
?:u erbebeu 16 Stimmen.

Dagegen 7 »

Vkrbuuàugsu îles Vsràssuugsrásg. — VSIIbsrutioils äs Iu Loilstituuuts. 25
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e. Rür de» àtrag Rc/»âb.-
Rür die vnterstàung der Vrmenptiege in den Be?irksverbänden ànn eine

Rjnregistrirungsgebüdr erdoben werden 18 Stimmen.
vagegen 9 »

Mr den Antrag c/o?àà^.'
vie Rbreednung ?wiseden dem alten und neuen Rantonstdeile fällt kür die

Vergangevdeit und Zukunkt dadin drosse Nedrdeit.

SI MÎ«^erItt«8,II,K«HV«?8«»

Nögliedste Rrleiedterung der freien Riederlassung Rinstimmig unbenommen.

I >i tlrr>riil> :

Vll. 4i vis ksorgamsation clei' stggtlioksn Xreclit-
snstsltsn (Xsntonslbgnlì, d>xpotkeksi'kg88s) unc!

dis Vvbsrwaodung liss ksnllwessns ükerdaupt.

Herr Regierungsratd d<à5 rekerirt über die Lin-
gaben.

Herr Rationalratd als erster Votant, stellt
folgende Antrüge:

vie Il^potdokarkasse und clie Rantonalbank sind
im Interesse von vandwirtksedakt, dewerbe unà
Handel ?u reorganisirsn.

Oie Rreditanstalten sollen einer staatlieden àk-
siedt unterstellt werden.

degen den Muvder sinà sedüt?ende geset?1ivde
Bestimmungen aufzustellen.

Votant wirkt ?unäcdst einen Blick auk unsere
ökonowised seblimmen Zustünde, veberall werde
über deldnotd unà Rreditlosigkeit geklagt. In neuerer
Zeit seien ?war viele Banken entstanden, von weleden
man dätte erwarten sollen, dass sie naed dem Rrin?ip
der Ronkurren? das delà billig maeden würden,
dleist sei aber gerade das degentdeil davon ein-
getreten, vaneben erdalte man aucd in den staat-
lieken Instituten stets tdeureres deld. vadurek werde
besonders der Nittelstand, namentlied der Vandwirtd,
den IVuederern in die Hände getrieben, ver 8taat
müsse unbedingt dafür sorgen, dass wieder deld ?u
einem anständigen Zinse ?u erdaltev sei. va er aber
niebt wodl direkt mit den Rin?elnen in deldverkedr
treten könne, müsse eins andere vösung der Rrage
gesuebt werden. Votant empüedlt in dieser Vinsiedt
die Vorsebläge der Abgeordneten-Versammlung der
berniseden ökonomiseden desellsekalt, welede dründung
einer sàKiâôs» Xrsâàsse verlangen mit daraotie
der demeinde, ädnlied wie gegenwärtig bei der
potdekarkasse. der 8taat resp, die Rreditkasse solle
den demeivdou die varleden ?um gleieben Zinskusse
überlassen, wie er sie selber verzinsen müsse; die
demeinden idrerseits könnten dann psrsönlieke Credite

gswäkren oder Baustpkand verlangen.
vie sedon im drossen Ratke geplante Réorganisation

der bestedenden Rantonalbank und Mpotdskar-
Kasse solle dureb àknadme einer dadin^ielenden Le-
Stimmung in die Verfassung in mögliebste Rabe ge-
rückt werden.

vie staatlieds Vuksiedt über die Rreditanstalten
werde im Volke vielkacb verlangt, namentlied in Rolge
verscdiedener bitterer Rrkadrungen auk diesem debiete.
Mr Berudigung des Volkes solle eine sedàeode
vestimmung aufgestellt, alles Rädere aber der deset?-
gebung überlassen werden, Rbenso sei eine kur?e
vestimmung wider den IVueder empfedlenswertk.

Herr MM beantragt:
Oie R/potdekarkasse und die Rantonalbank als

vermittelnde Rreditivstitute sind idren Brin/ipien ent-
sprevdend ?u erdalten und den volkswirtdsvdaktlivden
Interessen mögliedst nutzbar ?u maeden.

vie Rrriedtung von Handwerker- und Arbeiter-
vorsedusskassen ist anzustreben. vis àskûdrung der-
selben bleibt der deset?gsbung vorbedaltsn.

vaneben betont Herr IVilli die vringlicdkeit einer
Bestimmung gegen den IVueder.

Herr Revers sedlägt folgenden Artikel vor:
lim der Vandwirtdscdakt und dem kleinen dewerbe

das notdwendige Betriebskapital ?u versedalken, wird
eine Rreditkasse erriedtet.

Vued Herr Leder? dält eine Reorganisation der
Rantonalbank für geboten, glaubt aber, man solle
diese auk dem desàgebungswege vornedmen. Rötkig
sei eine neue Rrsditanstalt ?u dunsten kleinerer Band-
wirtde und des dewerbestandes, um dem >Veedsel-
Unwesen mögliedst ?u steuern.

Herr iLäckr wünsedt V^nnadme naedstedender Be-
Stimmung:

vas Bürgsedaktswesen ist geset?lied ?u regeln in
der >Veise, dass ^ede Ringeduvg von Lürgsedakt ein-
wodnergemeindeweise kontrollirt werde.

vie Ileberkavdnakme der weedselseitigen Ver-
bürgung, sagt Herr 8edär, trage eine Vauptseduld
an den misslieden wirtdsedaftlieden Zuständen in
vielen Bezirken des Rantons. Romme es ^a doed
vielkaed vor, dass gan? tälscde Vabdaktigkeits-
besedeinigungen sogar von demeindebedörden aus-
gestellt werden. Bis )st?t kabe sied das kürgsedakts-
wesen ^'edsr Rontrolle entzogen, und dieser Vebelstand
müsse mögliedst gehoben werden ?um ^Vodle von
Brivaten und demeinden.

Herr Regieruugsratk möedte von einer Le-
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Stimmung gegen den ^Vueker Umgang nebmen, àà besonderes >Vuebergeset^ bereits vor der neuen
Verfassung das Idekt der ^Velt erblicken dürfte. Nr
zieigt in Nür^e die Oesiedtspunkte, welcbe in dieser
Hiusiebt den (Gesetzgeber leiten durften, namentlieb
beöüglicb Voli^eivorsebrikten präventiver Natur. Das
Vostulat der Ltaatsauksiebt über die Nreditinstitute
bält Votant kür kaum annebmbar und illusoriseb.
Viel besser sei durcb das eidgenössisebe Obligationen-
reebt mit seiner grössern Verantwortliebkeit der
Verwaltung«- und àfsiebtsbebôrden derartiger à-
stalten gesorgt worden, àeb den Vntrag des Herrn

Lcbär betretend Controlle der Lürgsebakten bält Herr
Nggli kür praktiscb undurebkülirbar.

Nier wird abgebroeben.

^ebluss der 8it?mng l klbr.

r (0/^0^M/er6r
IVIatib^s, Nürsp.
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Protokolle
der

V0pd6pat!lU!1ALl<0MMÌ88>0pl c!68 V6pà88UNA8peìt^68.

kimiiàvvmlàà 8itxim<!.

?rsàA âon 30. I^overndsr 1883,

ltlorgens 9 vbi',

im äussern Ltandesratlibausv in kein.

Unter dem Vorsitz, des Herrn Kationalratb

Ks keblen mit Kntsebuldigung die Herren kr. Läbler
und KIsässer.

Kapitalien der tie-
und die (leider der

landvvirtbsvbaftliebon
dureil du« desetz zu

^unäebst wird beseblossen, beute und wenn nötbig
aueb morgen 9 Litzungen abzubalten, um wo mögliek
die erste keratbuug in dieser VVocbe seiiiiessen zu
können.

Kreditwesen.

(?ort8àuiiK.)

AlâàF und M'M modiüziren ibre à-
Lreikend Kreditanstalten zu dunsten der kund-

wirtbsebakt und seiiiiessen sick dem Vntrage des Herrn
Leberz an. Kbenso vereinigt Herr "iVilli seinen Antrag
gegen den 'Wueber mit dem bezüglicken Antrage des
Herrn Leklup.

Herr Legierungsratb d'ob«t stellt folgende Vnträge
1. vis v^potbekarkasse bat in jedem grösseren

Lezirke eine Kiliale.
2. Lie verwaltet sämmtliebe

msinden, die ^rmengüter
Nündel und Levogtsten.

3. Lie ist vsrpÜiebtet, den
drundbesitz dis zu einein
destirninenden Letrage zu doisideu.

4. vie v^potbekarkasse ist allein bsreebtigt den
landwirtbsebaltliobev drundbesitz im Kanton
Lern zu deisiden.

veberall, so t'üdrt Herr dobat aus, döre man den
Kotbsekrei, die Landwirtbsebakt gebe ikrem Verfall
entgegen. viess allgemeine langst sei vislleiedt etwas
übertrieben, aber doeb niebt ganz obne drund. vie
Landwirtbsebakt maeke keinen bedeutenden Kortsebritt
webr, ja es werde bekauptet, dass sogar in reebt
kruebtbaren dsgenden des Kantons der Krtrag des
Lodens geringer sei als trüber vies sei aber auek er-
klärliek, da der Lauvrnstaud immer mebr verlassen
werde; die jungen Leute sueben lieber in einem Lureau,
als Kotar, als Kaufmann etc. ein besseres Vuskom-
men, was kreilieb okt sieb als trügerisob berausstelle.
vaneben bade die Auswanderung einzig im dabre
1882 uns 3—4000 Vrkeitskräkte entzogen, abgegeben
von dem Kapital, wslebes diese Auswanderer mit sieb
gekübrt. vie Kolge der laudwirtbsebaftlieben Krise
sei eine ungebeure Kntwertbung des Lodens; die
drundstüeke gelten last niebts mebr, drund und Loden
ganzer deweinden seien weit unter der balben Ka-
tastersekatzuug käuüieb. — volkentlieb sei zwar diese
Krise nur vorübergebend, immerbin werde sie aber
deutliebe Lpuren zuiüeklassen und jedenfalls müsse
die Landwirtbsekakt für die Zukunft Vorsorgen, ver
Lauernstand müsse wieder geboben werden, in Lezug
auk materielle Vorzüge müsse er sieb andern Ltänden
mebr näbern, und es müssen ibm wo möglicb
diejenigen Lroduktionskräkte wieder zugefübrt werden,
welcbe ibm nie kätten entzogen werden sollen. Ks
genüge niebt, dureb Kaebsobulen kür verbesserte
^Viribsebaktsmetboden zu sorgen, die Ilauptsaebs sei
Hebung des lL^potbekarkredites. visser liege bei uns
im àgen. Klebt nur sei das drundeigentkum vielkaeb
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mit gesetzlieben D)«potboken belastet, sondern das

delà, welebes dem Laudwirtbe zugäuglieb sei, sei
meist tkeurer, als dasjenige, welebes 6er Kaufmann
beinabe obne weitere Darantie erbalte. Dessbalk
müsse man 6em Landwirtb billiges (leid versebailen
llllä 6er Lebersekuldung zuvorzukommen sueben. till-
sere D^potbekarkasse verlüde über ungelübr 60 Nil-
lionen, dureb Derbeiziebung 6er Domeindegüter könnte
6iess Lumine um ea. 80 Nillionen erböbtwei den, ab-
goseben von 6en Nündelgeldern un6 6en gesteigerten
Vopositev. 6àll2 be6eàn6e Dvmeindegüter seien
gegenwärtig ebne genügende Garantie angelegt, wie
die Katastropben in Interlakeu, Krlaeb un6 anderwärts

leider gezeigt; Dunderttausende seien 6en (le-
meill6en verloren gegangen; 6aneben werden 6ieXinse
niebt regelmässig bezablt, 6ie Verwaltung sei tbeuer
un6 6ie damit betrauten Lsamten seien vieltacb un-
käbig. Vvdererseits seien 6ie Demeindeu aueb verant-
wortlieb tür 6ie Nündelgelder. Lei Lebertragung aller
ibrer Kapitalien an 6ie dafür battbare D^potbekar-
Kasse würden 6ie Demeindev bei einem siebein Xinse
von 3'/â—4"/n ibre R«mknung ünden obne Lveinträeb-
tigung ibrer Lelbststävdigkeit; aueb könnten sie init-
wirkell an 6er Verwaltung 6er Kassablialen in 6en
versebiedenen Lezirksn und ibr Leid würde immer-
bin ill den Lemeinden verbleiben.

Die D^potbekarkasse müsse verptliebtet werden,
ibre (leider der Landwirtksebaft zur Verfügung zu
stellen, und der Ltaat müsse für mögliebst billiges
(leid sorgen; dies« sei erreiebbar dureb Kinkübrung
des vorgeseblagenkll Nonopols, welebes eine Herab-
Setzung des Xinskusses ermögliebe. Würde nur die
D^potbekarkasse der» Liundbesitz beleilien könneu,
so würden die vielen jetzt notbwendigen kostspie-
ligell Körmiiebkeiten der Knleiken auf Lrundpfand —
notarialisebe Verscbreibung, Eintragung in's (lrund-
bueb ete. — überflüssig werden. Vuk dem Wege der
Lesetzgebung sollte ferner eine Knstalt erriebtet
werden, welebe die von zablungsunkäbigen Lebuidnern
verlassenen (lruudstüeke übernebmen und so den vie-
len (lantsteigerungev ein Knde bereiten würde. Nit
diesem Lasten, würde aueb der Lebersebuldung Halt
geboten werden, indem der Kredit ein bestimmtes
Nass nie übersebreiten dürfte.

Die sociale Révolution sei bereits da; sie bestebo
in der Vereinigung aller gleiebartigen Kräfte zu ge-
meinsamen Xweeken. Wie die Industrie dureb den
Lötrieb im (lrossen geboben worden sei, könne die
Landwirtbsebakt nur gedeibeu bei einem gut organi-
sirten, dedem zugängiiebon Kreditsystem. Das Volk
verlange die Revision nur Verbesserung der socialen
Verbäitnisse; es wolle niebt leere Lbrasen, sondern
tbatsäebliebe Hülfe; diese werde ermögliebt dureb
Vnnabme der gemaebten Vorsekläge.

Diese Anträge werden von versebiedenen Leiten als
zu weit gebend und jedenfalls jetzt noeb niebt sprueb-
reif bekämpft. (Herren IKiiif, und

Kamentlieb werden die Lemeinden bezügiieb
ibrer KapitalVerwaltung gegen die gemaebten Vor-
würfe in Lebutz genommen (Herren und DV^i),
unter besonderm Hinweis auk die Kbatsaebe, dass
gerade sie viel eber als die staatlieben Institute dem
kleinern Landwirtbe und (lewerbswann billiges (leld

versebalken, was bei Vnnabmg der Anträge «les Herrn
(lobat niebt mebr möglieb wäre (Herr KKW). Kueb
wird betont, eine erweiterte Ilz^potbekarkasso mit den
uotbwendigen Kilialen in den Bezirken würde allzu
tbeuer /u stoben kommen (Herren IKiM und L'âe^),
obne besondere Larantis tür eine gute und treue
Verwaltung (Dorr Lü/mre). Kbenso wird vor zu weit
gebender Centralisation gewarnt, welebe dureb Unter-
drüekuug des Individualismus die Rbeilnabme am
ötkentliekeu Leben getäbrde (Herr KK?77i). Kamentlieb
warnt man aueb davor, an den im (langen gut ein-
geriebteten bestellenden staatlieben Bankinstituten /.u
rütteln, lieber solle man alltallige notbwendige Ver-
besserungen auf dem Weg«; der Lesetzgebung
anstreben, wovon übrigens sekon ernstbakt die Rede
sei (Herren Le/ters und Vueb wird bemerkt,
das Krojekt des Herrn Lobat könnte missverstanden
und für die Verwerfung der ganzen Verfassung aus-
gebeutet werden (Herr LL'MMgr).

Dsrr Regierungsratlr vn» Keiger beantragt kol-
genden Zusatz zum Kntrage «les Dorrn Lebers:

Der Ltaat unterstützt insbesondere die Lründung
solidariseber Kreditgvuossvnsebaften dureb Darleben
aus seinen Kreditanstalten zu billigem Zins.

Leber «len unterpfändlielieu Kredit binaus, sagt
Herr von Lteiger, teble besonders dem kleinern Land-
wirtbe oft das nötbige Leti iebskapital, welebes er am
ebesten von einer Kreditanstalt auk Legenseitigkeit
erbalten könnte. Line staatliebe Zentralanstalt sei
weniger im Kalis bier zu bellen, da sie den einzelnen
Lürger und den Lersonalkreilit, weleken er verdiene,
niebt kennen könne, àeb die (lemeinden seien niebt
wobl im Ltando, külfreiebe lland zu bieten. Dagegen
solle der Ltaat dirs Lenossensebaftswesen auf diesem
Lobiote mögliebst unterstützen.

Herr Kationalratb stellt und begründet
kurz noeb folgenden selbstständigen Kntrag.-

«Das II)'potbekarwese.n ist im Linne der Kinkaeb-
beit, Liiligkeit und Zuverlässigkeit neu zu ordnen. »

Lnter Dinweisung auf die verbeorendsn Kolgen
des allzu ausgedebnten Lürgsebaktswesens stellt Herr
Kkarrer KVaW enrllieb noeb den Kntrag:

Ks ist Vukgabe der Gesetzgebung, das Lürgsebakts-
wesen einer Kontrolle zu unterstellen und mögliebst
zu besebränken.

1. Kür Reorganisation der Bypotkàgá^v^kà
der Kantonalbank im Linne der
und KKM

2. Kür die Vnträge des Herrn

3. Die Vnträgs der Dorren
Ve/«erF und KerAer werden
angenommen. '

4. Kür àfnakme der staatlieben
Vuksiekt über die Kredit-
anstalten in die Verfassung
naek Vntrag des Dorrn Leblup 14 Stimmen.

Dagegen 7 "

Verbau«üiillgsn «les Vsâssniigsràss. — Dêtibsratious âs la Ooustátuauts. ^6
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5. ?ür ^ulnniime einer Vérins-
sun^sdestimmuuA Mgen lieu
>Vueirer Nàtieit.

6. Vür ein?. IZestinnnnnA be-
treikend Liirgsebnktswesen im
Anne der Herren Lebär und
Vrnnk (Grosse Nekrbeit.

7. ?ür den selbslständigen ^nlrnZ
des Herrn Leblup betretend

Ordnung des H^potbelmr-
vvesens Nedrbeil.

Lebiuss der gii^unZ 12 Idkr 35 Ninuten,

IVIattb^s, Vnrsp.
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Protokolle
der

Vvt'kSt'àuiiAs^ommissjon cies VSl fa88URlA8Rà68.

^vveiuàwan^ÎKà 8àinK.

?reitag don 30. Rovsinkor 1883,

Raelunittags 3 Dkr,

im äussern Ztandesratbkause in Lern.

Dnter dem Vorsitz des Derrn Rationalrath I?rnnner.

Rs keklen Rntsckuldigung à Herren Dr.
Däkler, Rlsasser und Dr. Lekwab.

t':i<g«^<»i<Ir»ììiil» :

Vi>. 5. Rörclerung liss Verkehrswesens, dor
l-andwirthsebaft unc! der (Zewerbe.

Herr RVêisr, als erster Votant, stellt folgende
Anträge:

1. Der Ltaat unterstützt nach einem durch das
Desetx xu regelnden Verkältniss die Rrstellung
neuer Verkekrswege und Daknen, sowie die
Verbesserung uml Dnterkaltung bestehender Ltrassen
der ersten 3 Rlassen.

Zuerst sollen diejenigen Dandestkeilo berück-
siebtigt werden, die nocb keine Risenbabnen mit
Ltaatsbetkeiligung erkalten kaben, deren indu-

strielle und volkswirtksckaktlicben Interessen aber
eine baldige Rrstellung guter Verbindungen mit
Verkehrsadern (Daknen oder Ltrassen) verlangen.

2. Der 8taat tördert und unterstützt die Rntwick-
lung des auk Lelbstkülke beruhenden landwirtk-
sekaktlieken und gewerblichen Denossensekakts-
wesens, sowie die Rivkühruug landwirtkschaftljeher
Fortbildungsschulen und gewerblicher Fachschulen.

3. vis Desetxgebung über die Fischerei ist im In-
teresse höherer Rrträgnisse belörderlickst einer
Revision xu Unterwerken.

Von Herrn Mêêi sind nachstehende Anträge ein-
gereicht und gedruckt xur Vertkeilung gelangt:

1. Der Ltaat unterstützt nach einem durch das
Desetx xu ordnenden Verkältniss die Rrbauung
neuer Risenbaknen. Diejenigen Debietstbeile des
Rantons, welche in Hinsicht auk Devölkerung
und Verkehr mit den andern auk gleicher Rinie
stehen, welche mit Ltaatskülte xu Risenbaknen
gelangt sind, haben ebenkalls Anspruch auk
Ltaatsunterstütxung.

2. Die Erstellung neuer und die Verbesserung
bestehender Verkehrswegs und deren Dnter-
Haltung bis und mit den 8trassen III. Rlasse
ist Lacke des Staates. Diejenigen Degenden,
welche keine Risenbaknen besitzen, sind billig
xu berücksichtigen.

3. Der Ltaat unterstütxt die Verbauung und Regn-
lirung der ^Vildwasser und >Verks der Rnt-
sumpkung. Iliebei gilt als Drundsatx, dass die
bei solchen Unternehmen interessirteu (Irund-
besitxer nickt köl»er als bis xur Erschöpfung
des gewonnenen Vlehrwertkes, oder Vortheiles,
belastet werden.

4. Die Risckerei-Desetxgöbung ist xu revidiren und
möglichst ausgiebige Rrträgnisse der einkeimi-
sehen Dewässer anxustreben.

Herr Rräsident bemerkt, dass Antrag 1

des Derrn Relier xusammenkalle mit den Anträgen
des Herrn >Villi 1 und 2, und ebenso der 3. Antrag
des Herrn Relier mit Antrag 4 des Herrn ^Villi. Diese
nur redaktionell von einander abweichenden Anträge
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sollten sieb daksr niebt entgegengesetxt werden, sebon
im Interesse einer Körnern Verbandlung.

vie Herren Antragsteller erklären sieb mit «lieser
Ansekauung einverstanden.

In äknlieber Weise erklären «lie Herren
und VMi, «lass sie in ikren Anträgen I, respsktiv 2,

nur Strassen dritter Klasse verstanden wissen wollen.

In Legründung seiner Anträge tritt nun der erste
Votant, Herr xunäekst kür das von ibm ver-
tretens Oberland ein, welebes bis ^jetxt im Strassen-
und Kisenbaknbau weniger berüeksiebtigt worden sei,
als andere Vandestbeile. vie künftige Verfassung
solle der angestrebten vrönigbabn eine staatliebe
voterstütxung siebern tör den Kall, dass das kenötkigte
Aktienkapital von Seite der Oemeindsn und von Kri-
vaten xusaminsngebraebt werden könne. Andernfalls
seien ^edönkalls Verfassungsbestimmungen aufzustellen,
welebe die vollständige Kabrbarkeit der Orimsel-
und Sustevstrasse in mögliebst siebere und nabe Vus-
siebt stellen. Aueb für das Simmentbal, uamentlick
in seinem untern Kbeile, seien Strassevkorrektionen
vorxusebeo, sowobl im Interesse des engern Kbal-
verkekrss, als aucb wegen der Auskubr, uamentlicb
von Vieb und des Kremdenverkekres wegen.

Im Weiter» müsse der Staat für mögliebste Hebung
des Oenossensekaftsweseus auf allen Oebieten sorgen
und alle Institute xu Förderung von vandwerk- und
Kunstgewerbe naeb Kräften unterstützen.

Nit etweleber Kürsorge und Auksiebt binsiedrtlieb
der Kisebxuekt und Kiseberei könnte der Staat end-
lieb Kausende von Kranken dem vande erkalten, vier
keble es tkeils an einer genügenden Oesetxgebung und
anderseits werden die bereits bestebenden Vorsebrikten
xu lax gebandbabt. vie vauptübelstände in dieser
Vinsiebt seien: Kiebtbeaektung der Sebouxeit wäbrend
des vaiebens der Kisebe, die Oarnüsebsrei, die Aare-
seblsusen in Kbun, die xu milde Lestrakung der Laub-
üseker und eins im Allgemeinen xu mangelkafte
Kisebereipolixei. dedenkalls müsse, wenn uiebt bei
der Verfassungsrevision, so doob auf dem Wege der
Oesetxgebung für eine riebtigere Kisebxuekt und
Kisebereipolixei gesorgt werden.

Herr v. VVx-â veidangt, dass in Antrag 2 des
Herrn Keller im Lesondern uoeb land- und torst-
wirtbsebaftliebe Kurse für Obstbaumxuebt, Viebxuebt,
vrainage ete. genannt werden sollen, wenigstens in
dein Sinne, dass der Staat einen Kkeil an die Kosten
soleber Kurse beixutragen babe, x. L. dureb ganxe
oder tkeilweise vexablung der nötbigen vebrkräfte.

Herr IKM begründet noeb eingebend seinen
dritten Antrag betreffend Verbauung und Legulirung
der Wildwasser und die vnterstütxung von Kntsum-
pfüngswerken. ver Kanton Lern babe xwar in dieser
vinsiebt scbon Vieles geleistet, allein es könne noeb
mebr getban werden und besonders seien die Lasten
des Staates und der bstbeiligten Oemeinden und Kri-
vaten naeb riebtiger Lereebnung xu vertkeilen.

vnter Hinweis auf den urkundliek festgestellten
trübern Kisebreiebtbum namentlick aueb der Oewässer

des Oberlandes empüeblt Votant die gestellten An-
träge für Hebung der Kisebxuekt.

Herr Legierungsratk v. möebte im All-
gemeinen niebt xu viele vetails in die Verfassung
autoebmen und namentliek aueb in Saeben des Kunst-
gewerblieben vnterriebtes in keiner Weise prä^'udi-
xiren. Votant glaubt, es würde genügen, unget'äbr
Kolgsndes xu bestimmen:

ver Staat unterstütxt kunstgewerbliebe Sebulon,
Sammlungen u. s. w.

Herr àso«/ ist mit dem Antrage des Herrn
Keller bexüglieb Körderung der Verkekrsmittel ein-
verstanden, glaubt aber aus der Art und Weise der
Legründung desselben entnebmen xu müssen, es babe
sieb dabei nur spexiell um das engere Oberland und
das Simmentbal gebandelt.

Herr K'ôêier verneint dies: er babe einkaeb mit
den ibm persönlieb besser bekannten Landestbeilen
exempliüxirt, seine bexüglieben Anträge sollen aber
für den ganxen Kanton gelten.

verr Legierungsratk Ocàt stellt und begründet
folgenden Antrag:

«ver Staat unterstütxt die Kisebxuekt dureb Sub-
vention oder befördert sie dureb Krriebtung von
Kisebxuebtanstalteu.»

verr wendet sieb noeb gegen das Kostulat
von forstwirtbsebaftlicbeu Kursen. Versteke man dar-
unter Launwartensebulen, so bedürfe es keiner be-
xüglieben Verfassungsbestimmung, da der Staat scbon
jvtxt das Kötkige leiste, von eigentlieb korstwissen-
sebaktlieben Kursen müsse man aber abstrabiren.

Kür Auknabme einer Lsstimmung
naeb Antrag 1 des Herrn Keller Orosse Alebrkeit.

Kür Auknabme des ersten 'Kbsiles
des Antrages 2 des Herrn Keller
und xwar eventuell mit dem Amen-
dement des Herrn von Werdt .13 Stimmen.

Dagegen 8 Stimmen.
Kür diesen also amendirten An-

trag definitiv 20 Stimmen.
Dagegen Ninderbeit.
Kür den xweiten Kbeil des An-

träges 2 des Herrn Keller in der
Kassung des Herrn von Steiger Orosse Alebrbeit.

Andere Redaktion wird vorbe-
kalten.

Kür Auknabme des Antrages
Keller 3 Nekrkeit.

Kür Auknabme des Ausatxes des
Herrn Oobat Alebrbeit.

Kür Auknabme des Antrages 3

des Herrn Willi Orosse Nebrbeit.
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l i, ^iir>» ;

Vllt. Die Revision der Verfassung.
s

Herr Regieruvgsratb rekerirt über die Rin-
gäbe.

Herr àrAe^àêer, als erster Votant, beantragt
^uknabme des Artikels 65 äsr Aüreber Verkassung,
weleber mutandis mutatis also lautet:

« Die Revision der Verkassung in ibrer Desammtbeit
oder in einzelnen d'beilen kann jederzeit auk dem
>Vege der Reset/gebung vorgenommen verdev.

Ralls auk dem ^Vege der Volksinitiative die Revision
der Desammtverkassung beseblossen wird, ündet eine
Reuwabl des Rrossen Ratbes statt, welcker die Revision

an Rand zu nebinen bat.
Rezügliebe Vorlagen unterliegen einer doppelten

Reratbung im Krossen Ratks, und es soll die Zweite
Reratbung niebt krüber -Als zwei Monate naeb Rsen-
diguvg der ersten stattünden. »

Obne weitere Diskussion wird dieser Antrag von
der Versammlung angenommen.

Rs wird beseblossen, dass diejenigen Rommissions-
Mitglieder, welebe mekr als 20 Sitzungen besuebt
bab^n, ^nsprueb auk eins Zweimalige doppelte Reise-
entsebädigung baben sollen.

Die beute niebt verlesenen Rrotokolle sollen dureb
das Rräsidium genebmigt werden.

Von verscbiedener Leite gewünsekt wird kolgender
Antrag /um Resebluss erbeben:

Die Redaktionskommission wird eingeladen, auk
die /weite Reratbung einen Reriebt über die Vrag-
weite der gskassten Reseblüsse kür die Ltaatsünan/en
vor/ulegen.

Rndlieb wird noeb beseblossen, die Rrgebnisse
der Leratkungen und Abstimmungen seien zusammen-
zustellen und dureb den Druck bekannt zu maeben.

Indem Herr Rräsident den Mitgliedern
ibren RIeiss und ibre Ausdauer verdankt, sebliesst
er die beutige Litzuvg und damit die erste Reratbung
um künk Dbr.

Herr Rräsident tbeilt mit, dass die engere
Rommission kür Vereinbeitliebung des Demeinde- und
^rmenwesöns bestellt worden sei aus den Herren - ^..Früher als Rräsident, und Mannas, buisp.

Herr Rräsident kragt an, ob man auk

einzelne Runkts dieser ersten Reratbung zurück-
kommen wolle. Die Versammlung lebnt diess ab.

Die Rrotokolle der Litzungen vom 29. und 30.
November wurden von Herrn Rationalratb Rrunner
als Rräsideuten der Rommission naebträglieb
genebmigt.

Vier :

IVIattb^s, Rürsp.

Vvrbamüniioen >les VerkaKSNiigsrarliss. — Dèliìiêratinus >Is la Rnustitnaiils. 27
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1

ol. I. /eilt; 17 von union, lies «(JoIiàAoi-» sîuit «6olt8iug'o>»
» 2, » 10 » » » «kostouorton» » «Lostouoi'to.»
« 2, » 8 » » « «tvonißsiollL» » «VVONÌAiON8.»
» 2, » 5 « oben, » «ilaruntioon» » «Kuruntion.»
» 1, » 10 » » « «àilu8iullg» » «LllàS8Ulln.»
» 1, » 12 » union, » «OoppolvortZoblàFO» » «Ooppàoblûgo.»
» 1, » 1 « » » «LnilàunA» » «Lntlu88UllF.»
» 2, » 11 » obon, » » » »

» 2, » 5 » union, » «8Îo» « «8io.»
» 1, » 27 obon, » « Vorinunàstàiis-» » «Vorinunclun888<àt't8-.
» I, « 22 » union, » «Ilrtkoilssproobung» » «Urtboiltjpi'oebunH'.»
» 2, » 1 » obon, » «koektssproebunF» » «Iioobi8proebung.»
« 1, » 29 » union, » áppollbok» » «^Wolkok.»
» 2, » 2 » » » «nouo» » «nouo.»
» 1, » 16 » obon, » «HoimutboroobtiFUNA» « «Hoillilàboi'oobiigung.
» 2, » 15 « » » «INÜ880» » «MÜ88iO.»
» 2, » 17 » » » » » »

» 2, » 20 » » » «/ilkor» » «/oilo.»
» 1, » 11 » » » «nounion» « «N0UN0N.«
» 2, » 11 » » » «lìÛOW» »

» 2, » 5 » union, » «Vormiitngs» » «Vormittug».»
» 2, » 8 » » » (àtrng HüoM 7, â.1. y -

» 1, » 10 » obon, » «à'inoniàFO» àtt «àinopllogo.»
» 2, » 26 » union, » «oinon 80 NUUtloll» » ttOÍll 80 tvunckor.»
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